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   Vorwort
Dieter Dombrowski,
Bundesvorsitzender der UOKG

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,
sehr geehrte verantwortliche Entscheidungsträger 
in PoliƟ k und WirtschaŌ ,

die UOKG hat in der Zeit vom 11. bis 13. September 2020 im ehe-
maligen Zuchthaus CoƩ bus ein Tribunal „Zwangsarbeit in poliƟ scher 
DDR-HaŌ “ durchgeführt. 14 Zeuginnen und Zeugen haƩ en vor einer 
internaƟ onal besetzten Jury ihre Erlebnisse geschildert. Zum Hinter-
grund sei angemerkt, dass es in den 40 Jahren der SED-Diktatur in 
der DDR circa 250.000 poliƟ sche HäŌ linge gegeben hat, die meis-
ten von ihnen mussten in der HaŌ  Zwangsarbeit leisten. Nicht alle 
Daten und Fakten sind uns bekannt, aber wir verfügen über eine 
ausreichende Wissensgrundlage, um festzustellen, dass Tausende 
von unschuldig inhaŌ ierten Menschen zur Zwangsarbeit gezwungen 
wurden. Das Besondere an dieser Art der Ausbeutung war, dass die 
Einnahmen aus der Zwangsarbeit fester Bestandteil des DDR-Haus-
haltes waren und dass viele Produkte für den Verkauf in westliche 
Länder, insbesondere in die Bundesrepublik, produziert wurden. Die 
DDR konnte somit ihre Devisenkassen auĩ essern.

Die Zwangsarbeit von poliƟ schen HäŌ lingen fand nicht im Verborge-
nen staƩ . Alle Bundesregierungen wussten zu jeder Zeit Bescheid in 
welch menschenverachtender Art und Weise poliƟ sche Gefangene 
Zwangsarbeit leisten mussten. Die Bundesregierungen konnte dies 
natürlich nicht verhindern, sondern bemühten sich, poliƟ sche HäŌ -
linge aus humanitären Gründen, frühzeiƟ g aus der HaŌ  frei zu kau-
fen. Auch so konnte die DDR ihre Devisenkassen füllen.

Mit diesem Tribunal wollten wir diese Art der „legalisierten Ausbeu-
tung“ wieder in das Licht der Öff entlichkeit bringen. Ein Unterneh-
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men hat sich zu diesem dunklen Kapitel bekannt und Verantwortung 
übernommen. Dieser Akt der Solidarität und der GerechƟ gkeit ist 
nicht hoch genug einzuschätzen. Die deutsche WirtschaŌ  war und 
bleibt gebeten und aufgefordert, sich an einem Fond zu beteiligen, 
der ehemaligen poliƟ schen Zwangsarbeitern in der SED Diktatur 
Hilfe gewähren kann. Die poliƟ schen HäŌ linge in der DDR wurden 
rechtsstaatswidrig inhaŌ iert und entgegen allen internaƟ onalen 
Normen und auch teilweise den VorschriŌ en in der DDR ausgebeu-
tet und zu Leistungen gepresst. Drakonische Strafen drohten, wenn 
Normen dauerhaŌ  nicht erfüllt oder sogar die Arbeit verweigert 
wurde. Auch gibt es bisher prakƟ sch keine Möglichkeit Gesund-
heitsschäden, die aus dieser poliƟ schen HaŌ  und Zwangsarbeit re-
sulƟ eren, durch RehabilitaƟ on oder durch einen Schadensausgleich 
zu mindern, da in der Regel der Beweis nicht erbracht werden kann. 
Die erschüƩ ernden Aussagen der Zeugen haben die Jury zu einem 
eindeuƟ gen Urteil veranlasst und gefordert die Opfer der Zwangs-
arbeit in poliƟ scher DDR-HaŌ  nicht allein zu lassen, sondern ihnen 
GerechƟ gkeit zuteilwerden zu lassen. Wir hoff en, erwarten und for-
dern einen sachlichen Dialog mit PoliƟ k und WirtschaŌ , um gemein-
sam eine konstrukƟ ve Lösung zu fi nden.

Wir danken allen Jurymitgliedern und Zeuginnen und Zeugen für Ihre 
aufwendige Mitarbeit. Weiterhin danken wir unseren KooperaƟ ons-
partnern dem Menschenrechtszentrum CoƩ bus, der InternaƟ ona-
len GesellschaŌ  für Menschenrechte und der Memorial FoundaƟ on 
VicƟ ms of Communism für Ihre tatkräŌ ige Unterstützung während 
der Vorbereitung und der Durchführung des Tribunals „Zwangsar-
beit in poliƟ scher DDR-HaŌ “ ganz herzlich. Auch danken wir insbe-
sondere Prof. Monika GrüƩ ers in Ihrer FunkƟ on als BeauŌ ragte der 
Bundesregierung für Kultur und Medien, die die Veranstaltung fi -
nanziell förderte und somit erst ermöglichte. 
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Einführung
(11. September 2020, MRZ Pentacon-Halle)

Begrüßung

Schönen guten Abend meine sehr geehrten Damen und Herren

Herzlich Willkommen zu der UOKG-Veranstaltung Tribunal „Zwangs-
arbeit in poliƟ scher DDR-HaŌ “.

Mein Name ist Benjamin Baumgart, ich bin Referent bei der UOKG 
und werde Sie in den nächsten Tagen moderierend durch die Veran-
staltung begleiten.

Einige InformaƟ onen vorab. Wie Sie wissen, sind wir in Corona-
Zeiten, deshalb halten wir alle vorbildlich den Abstand. BiƩ e tragen 
Sie, wenn Sie Ihren Platz verlassen, die Maske. Draußen können Sie 
sie wieder abziehen. Halten Sie Abstand und gehen Sie respektvoll 
miteinander um. Zur Platzierung: Wir häƩ en gern alle vorne sitzen 
gehabt, aber das geht leider nicht in diesen Zeiten. Nehmen Sie 
Rücksicht aufeinander.

Dann möchte ich Sie darüber informieren, dass wir einen Livestream 
machen, sowohl auf Deutsch als auch auf Englisch Das ist auch für 
uns als UOKG eine Premiere, und wir sind schon sehr gespannt, wie 

Benjamin Baumgart, Referent für 
Grundsatzfragen der UOKG
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alles funkƟ oniert. Wir werden auch Fotos schießen. Wenn jemand 
etwas dagegen hat, biƩ e bei den Herren, die fotografi eren, melden.

Sie haben alle Mappen erhalten bei der Begrüßung, darin sind wich-
Ɵ ge InformaƟ onen zum aktuellen Programmablauf und ein Lage-
plan, wo zum Beispiel die ToileƩ en sind. Im Foyer gibt es Wasser und 
Kaff ee kostenlos und auch hinten in der Halle können Sie Wasser 
und Kaff ee erhalten. Wir haben hier eine internaƟ onale Veranstal-
tung und deswegen sind wir mit Dolmetschern ausgerüstet. Jeder 
von Ihnen kann ein Headset bekommen, einfach zu bedienen, auf 
Kanal eins ist Deutsch auf Kanal zwei Englisch. Sollte jemand Pro-
bleme haben, biƩ e bei meinen Kollegen melden, allen voran Frau 
Sandra Czech, die ja hier besƟ mmt die meisten schon kennen. Bei 
jeglichen Fragen können Sie gern an mich oder sie herantreten. Zu 
dem gemeinsamen Abendessen sage ich dann später noch etwas.

Das wars schon von mir. Dann können wir gleich mit den Begrü-
ßungsworten anfangen. Wir haben drei KooperaƟ onspartner, des-
wegen wird es insgesamt sechs Grußworte geben. Und wir fangen 
natürlich an mit dem Bundesvorsitzenden der UOKG, Herrn Dieter 
Dombrowski. 

BiƩ e, Sie haben das Wort.
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Begrüßung durch Dieter Dombrowski

Meine Damen und Herren, liebe Gäste,

seien Sie alle herzlich gegrüßt. Ich möchte ganz besonders die grü-
ßen, die von weit her zu uns gereist sind und das ist Herr Bada Nam 
aus Südkorea und da sind unsere Freunde von einer amerikanischen 
SƟ Ō ung für die Opfer des Kommunismus und der GeschäŌ sführer, 
Herr Marion Smith, hier in der ersten Reihe, der später noch spre-
chen wird. Ich begrüße auch Frau Pinerová aus Prag. Das sind die 
Weitgereisten. 

Morgen, wenn die Veranstaltung mit den Anhörungen beginnt, wer-
den die Mitglieder der Jury noch einmal gesondert vorgestellt. Es 
sind auch noch nicht alle hier, weil es für die Jury morgen erst los-
geht, und dann wird jedes einzelne Jurymitglied vorgestellt. Aber 
ganz besonders begrüßen möchte ich den Vorsitzenden der Jury, Dr. 
MaƩ hias Bath, Staatsanwalt im Ruhestand. Und das Besondere da-
bei, auch ehemaliger poliƟ scher HäŌ ling. Das kommt ja nicht allzu 
oŌ  vor, dass man in einem solchen Amt für den Staat als Staats-
anwalt täƟ g war und dann auch noch poliƟ scher HäŌ ling zu DDR-
Zeiten. Von daher ist er in jedem Fall Fachmann an dieser Stelle.

Dieter Dombrowski,
Bundesvorsitzender der UOKG
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Meine Damen und Herren, ich möchte mich zu Beginn auch bei allen 
bedanken, die am Zustandekommen dieses Kongresses mitgewirkt 
und ihn gefördert haben. Wir werden gefördert von der Bundesre-
gierung, von der Kulturstaatsministerin Monika GrüƩ ers.

Und das Thema Tribunal hat ja schon an sich etwas von einer An-
klage und natürlich werden wir uns, wenn wir morgen die Zeugen 
hören, auch mit den deutsch-deutschen Beziehungen der beiden 
deutschen Regierungen befassen, und auch da wird unsere Bundes-
regierung und vorhergehende nicht ohne blaue Flecken davonkom-
men. Aber das Gute in unserer DemokraƟ e ist, dass nach unserem 
Verständnis und zum Glück auch nach dem Verständnis unserer Re-
gierung und der Abgeordneten ein kriƟ scher Dialog nicht nur be-
grüßt wird, sondern auch wie es in unserem Fall ist, auch gefördert 
wird. Das zeichnet uns aus. Und so denke ich im Moment an Belarus, 
wo wir alle natürlich mit großer Trauer hinschauen, und wir hoff en, 
dass die Menschen und besonders die Frauen, die auf die Straße 
gehen, der Mut nicht verlässt. 

Begrüßen möchte ich auch die beiden LandesbeauŌ ragten: Maria 
Nooke, LandesbeauŌ ragte für die Aufarbeitung der kommunisƟ -
schen Diktatur aus Brandenburg und die Kollegin aus Sachsen-An-
halt Frau Neumann-Becker, eine treue Begleiterin und „AkƟ visƟ n“ 
für die Interessen der ehemaligen SED-Opfer.

Meine Damen und Herren,

die Union der Opferverbände der KommunisƟ schen Gewaltherr-
schaŌ  ist der Dachverband von rund 40 Opferverbänden der SED-
Diktatur und des Kommunismus. Wir veranstalten hier im ehema-
ligen Zuchthaus CoƩ bus den Kongress Tribunal „Zwangsarbeit in 
poliƟ scher DDR-HaŌ “.

Warum tun wir das?

Die Vielfalt des Unrechts der SED-Diktatur ist fast grenzenlos. Die 
SED-Diktatur hat in alle Bereiche des öff entlichen und privaten Le-
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bens hineingewirkt. Bei diesem Kongress wollen wir mit Hilfe von 
Zeugenaussagen gegenüber einer internaƟ onalen Jury herausfi n-
den, ob in der ehemaligen DDR bei der Zwangsarbeit von poliƟ schen 
HäŌ lingen gegen rechtliche und moralische Grundlagen verstoßen 
wurde. Als ehemaliger HäŌ ling in diesem Gefängnis habe ich dazu 
natürlich eine Meinung, aber die ist heute nicht gefragt, weil wir die 
Aufarbeitung und Bewertung unabhängig und objekƟ v vornehmen 
lassen wollen. 

Auf jeden Fall sind wir der Meinung, dass dieses deutsch-deutsche 
Kapitel der Zwangsarbeit von poliƟ sch inhaŌ ierten Menschen un-
ter Androhung von Strafen und schlechtesten Arbeits- und Gesund-
heitsbedingungen nicht in Vergessenheit fallen darf. Wir, die UOKG, 
haben vor circa zwei Jahren auch einen SƟ Ō ungsverein gegründet, 
in den wir Geld einsammeln wollen, um ehemaligen poliƟ schen 
Zwangsarbeitern in schwierigen Lebenslagen zu helfen. Es gibt ein-
zelne Unternehmen, die am deutsch-deutschen Warenhandel be-
teiligt waren, die bereit sind sich an einer symbolischen Wieder-
gutmachung oder besseren Unterstützung für diese ehemaligen 
Zwangsarbeiter zu beteiligen. Wir wollen durch diesen Kongress 
auch die Aufmerksamkeit auf dieses Thema lenken und wir reden 
hier nicht von einer Randgruppe. In 40 Jahren DDR wurden rund 
250.000 Menschen aus poliƟ schen Gründen inhaŌ iert. Umgerech-
net auf die jetzige Bevölkerung unseres Landes würde dies sozusa-
gen der unschuldigen InhaŌ ierung von 1,2 Millionen Menschen ent-
sprechen. Zum Glück müssen wir uns in unserem demokraƟ schen 
Rechtsstaat nicht an solchen Rechenbeispielen orienƟ eren.

Meine Damen und Herren, ich danke allen, die zum Gelingen dieses 
Kongresses beigetragen haben und ich wünsche uns allen eine inte-
ressante und ertragreiche Tagung.

Die Medien biƩ e ich um eine faire und breite BerichterstaƩ ung, die 
unser Anliegen fördert.
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Grußwort von Sylvia Wähling

 
Liebe ehemalige HäŌ linge,
liebe KooperaƟ onspartner und Gäste,
meine sehr verehrten Damen und Herren,

im Namen des Menschenrechtszentrums CoƩ bus begrüße ich Sie 
ganz herzlich in der GedenkstäƩ e Zuchthaus CoƩ bus. Wir freuen 
uns, dass wir zusammen mit unserem Dachverband, der UOKG und 
unserer PartnermenschenrechtsorganisaƟ on, der IGFM auf unse-
rem Gelände das Tribunal „Zwangsarbeit in DDR-HaŌ “ durchführen 
können und bedanken uns bei der BeauŌ ragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien, Professor Monika GrüƩ ers, dass sie es 
fi nanziell ermöglicht.

Diese Halle, in der wir uns befi nden, wurde bis 1990 vom VEB Pen-
tacon aus Dresden als „Stanzerei“ oder „Stanze“ für die ProdukƟ -
on von Kameragehäusen genutzt. Da 1990 VEB Pentacon von der 
Treuhandanstalt liquidiert und in dieser Halle nicht mehr gearbeitet 
wurde, können Sie davon ausgehen, dass die Handabdrücke und 
Ölfl ecken an den Schallschutzpaneelen um uns herum sowie der 

Sylvia Wähling, 
GeschäŌ sführende Vorsitzende des 
Menschenrechtszentrum CoƩ bus e.V.



17

GRUSSWORT   SYLVIA   WÄHLING EINFÜHRUNG

Ölgeruch, der vom Boden hochsteigt und den Raum füllt, original 
aus den Jahrzehnten vor 1989 sind. Bei einer Sanierung der Halle in 
der ZukunŌ  ist es wichƟ g, dass diese Zeugnisse von Arbeit aus einer 
früheren Zeit als Mahnung erhalten bleiben. Dieses Wochenende 
werden wir von zahlreichen Zeitzeugen von menschenverachten-
den Arbeitsbedingungen, fehlendem Arbeitsschutz und Hygienevor-
schriŌ en hören.

Ich lasse den ehemaligen HäŌ ling Walter Schmidt kurz erzählen, 
was er in diesem Raum während seiner HaŌ zeit MiƩ e der 70er Jah-
re erlebte: „Ein HäŌ ling haƩ e sich einen Finger abgeschniƩ en. Und 
das war ein glaƩ er SchniƩ , keinerlei Blut.“ – Es waren ja eine Menge 
Ärzte inhaŌ iert. – „Die Ärzte haben gesagt, bei so einem SchniƩ  ist 
das eigentlich kein Problem, das Glied wieder anzunähen. Aber das 
abgetrennte Glied muss sofort gekühlt werden und das Unfallopfer 
muss auf schnellstem Wege in die nächste chirurgische Klinik ge-
bracht werden.“ Tja, passiert ist natürlich in CoƩ bus gar nichts. Der 
HäŌ ling saß erst mal unversorgt da und saß und saß. Sein Finger lag 
auf der Maschine, wo er ihn sich abgeschniƩ en haƩ e, und da blieb 
er auch liegen, bis ihn irgendjemand später mal entsorgt hat und der 
HäŌ ling wurde dann, nach Stunden, mit einem HäŌ lingstransport 
ins HaŌ krankenhaus nach Leipzig-Meusdorf gefahren. Und da wur-
de er versorgt. Er bekam einen Verband und das war‘s. Ich will es 
nicht beschwören, aber ich würde sagen, eine Woche später war er 
mit dick verbundener Hand wieder da und musste weiterarbeiten.“

Hat die Strafvollzugsführung über solche und ähnliche Vorkommnis-
se und Unfälle, von denen es in den Strafvollzugsanstalten der DDR 
überproporƟ onal viele im Vergleich zum Zivilleben gab, hinweg-
gesehen?

Nur ein paar Meter weiter hinter uns hat VEB Sprela Buchsen zu-
meist für den Automobilbau von den HäŌ lingen herstellen lassen. 
Der HäŌ ling ChrisƟ an Koch erinnert sich aus seiner HaŌ zeit MiƩ e-
Ende der 70er Jahre: „Der Raum war in einem dichten Nebel von 
feinem PlasƟ kstaub gehüllt. Und je näher man den Maschinen kam, 
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umso dichter wurde diese Staubwolke um den Arbeitsplatz herum. 
Wir mussten jeden Abend kehren. Es lagen dann so П/Ж cm feiner 
Staub, der sich aus der LuŌ  angesetzt haƩ e. Also in diesem dichten 
Staubnebel standen wir in der Sprela-Halle und mussten Kunststoff -
rohre ausdrehen.“

Es lohnt sich, den Leiter der Abteilung Strafvollzug im Ministerium 
des Innern der DDR, Oberst LusƟ k, im Original sprechen zu lassen, 
was er zu solchen Verhältnissen sagt. Er besuchte zur Kontrolle die 
Strafvollzugseinrichtung CoƩ bus vom 3. bis 12. November 1976 
und verfasste einen Bericht, aus dem folgendes Urteil entnommen 
wurde: „Das Zusammenwirken mit den Arbeitseinsatzbetrieben zur 
Gewährleistung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie zur 
Einhaltung hygienischer NormaƟ ven ist mangelhaŌ . Durch die An-
gehörigen der Arbeitseinsatzbetriebe wird diese Verantwortung nur 
wenig oder gar nicht beachtet. Beispiel hierfür sind die unhygieni-
schen Zustände in den Sanitäranlagen und Waschgelegenheiten für 
die Strafgefangenen, des Weiteren die Nichteinhaltung der Arbeits-
schutzbedingungen wie Tragen von GehörschutzmiƩ eln und Brillen 
sowie die nicht ordnungsgemäße Lagerung von Tri im Betriebsteil 
Pentacon. Hinweise und Beanstandungen durch den medizinischen 
Dienst der Strafvollzugseinrichtung wurden bisher nur wenig oder 
gar nicht berücksichƟ gt.“ Welch ein vernichtendes Urteil für die ei-
genen Leute!

Dies ist nur ein kleiner Vorgeschmack darüber, womit wir uns die-
ses Wochenende befassen werden. Ich wünsche und hoff e, dass 
die Jury am Sonntag zur Einschätzung kommen wird, dass die in 
den Gefängnissen der DDR geleistete Arbeit nicht nur verbotene 
Zwangsarbeit war. 30 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung 
ist es an der Zeit, dass die Menschen auch für dieses erliƩ ene Un-
recht entschädigt werden. Wenn man als poliƟ scher HäŌ ling re-
habiliƟ ert wurde und es vom Staat dafür eine Entschädigung gibt, 
müsste es auch eine Entschädigung für die zu Unrecht geleistete 
Arbeit geben.
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In unserer Ausstellung „HaŌ -Zwang-Arbeit im Zuchthaus CoƩ bus 
1933–1989“ in der zweiten Etage der GedenkstäƩ e können Sie noch 
weitere bewegende Aussagen, Erkenntnisse und InformaƟ onen 
über die Zwangsarbeit in CoƩ bus lesen. Am SonntagvormiƩ ag bie-
tet sich im Rahmen der Führung die Gelegenheit, Details über das 
Menschenrechtszentrum CoƩ bus zu erfahren.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Tagung. Unsere Mitarbeiter 
stehen Ihnen gerne für Fragen zur Verfügung und biƩ e beachten Sie 
die Abstands- und HygienevorschriŌ en.

Vielen Dank! 
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Grußwort von Karl Hafen

Warum sollen wir heute, 30 Jahre nach dem Fall der Mauer und der 
Wiedervereinigung Deutschlands noch einmal über die HaŌ bedin-
gungen und hier speziell über die Zwangsarbeit in DDR-HaŌ anstal-
ten sprechen? Das Kapitel der unmiƩ elbaren Verfolgung und der 
anschließenden HaŌ  aus poliƟ schen Gründen in der DDR haben die 
meisten zu den Akten gelegt. Doch gerade jetzt, wo wir in Weiß-
russland erleben, wie die Menschen für ihre Freiheit kämpfen und 
gegen ein Regime auĩ egehren, das poliƟ sche HaŌ  als MiƩ el der 
Unterdrückung in der Sowjetunion nahtlos in Weißrussland fortge-
setzt hat und Tausende in die Gefängnisse brachte, ist unser Thema 
heute aktueller denn je. Und eines sei bedacht: Mit Vergessen ist 
Geschichte nicht bewälƟ gt und nicht aufgearbeitet.

Wir haben denjenigen, die ihre persönliche Freiheit für die allge-
meine Freiheit eingesetzt haben, zu danken. Sie sind die Wegberei-
ter der Wiedervereinigung, sie waren die lebendigen Zeichen der 
Unzufriedenheit und des Widerstands gegen das DDR-System, das 
sich mit Unrecht, Gewalt, Kontrolle, Fälschung und Unfairness an 
der Macht zu halten versuchte.

Karl Hafen, Vorstandsmitglied des In-
ternaƟ onalen Rates der InternaƟ onalen 
GesellschaŌ  für Menschenrechte
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Die ehemaligen poliƟ schen Gefangenen leben heute in der Regel so 
unerkannt neben uns wie einsƟ ge Täter, Mitläufer und all diejeni-
gen, die zugeschaut und geschwiegen haben. Sie unterscheidet die 
Erfahrung von HaŌ  und der vorangegangenen Verfolgung mit dem 
gesamten Spektrum der Begleitumstände wie die Zerstörung der Fa-
milien und FreundschaŌ en, dem auch heute nicht bewälƟ gten Knick 
im berufl ichen Fortkommen durch niedrigere Renten, der Erniedri-
gung, HaŌ folgeschäden, Verlust des Vertrauens in Freunde und in 
die GerechƟ gkeit und andere Nachteile.

Vieles ist durch die Aufarbeitung der Stasi-Akten aufgedeckt und 
aufgearbeitet worden, und den meisten reicht das auch schon als 
Genugtuung, jetzt bestäƟ gt zu bekommen, was sie damals geahnt 
haƩ en. Doch immer noch weigern sich viele, – auch Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages – dieses damalige Unrecht beim Namen 
zu nennen und Mitschuld einzugestehen. Und dies betriŏ   nicht nur 
im Osten, sondern auch im Westen geborene PoliƟ ker unserer Re-
publik.

Die Bundesrepublik Deutschland ließ die Menschenrechtsverbre-
chen in der DDR durch die Zentrale Erfassungsstelle in SalzgiƩ er re-
gistrieren, und sie befragte freigekauŌ e ehemalige DDR-Gefangene 
per Fragebogen. Doch spät, nämlich erst 1982 befasste sich der 
Innerdeutsche Ausschuss des Deutschen Bundestages in öff entli-
cher Sitzung mit den HaŌ bedingungen in der DDR und hörte sich 
die mündlich vorgetragenen Berichte ehemaliger poliƟ scher Gefan-
gener an. Das stenographische Protokoll Nr. 36 des 17. Ausschus-
ses vom 8. September 1982 war schnell vergriff en. Auf Anfrage der 
InternaƟ onalen GesellschaŌ  für Menschenrechte schrieb uns der 
damalige Vorsitzende des innerdeutschen Ausschusses Gerhard 
Reddemann im Juli 1986, dass er „für eine Wiederholung zur Zeit 
keine Sachzwänge“ sehe. Diese Antwort nahm die IGFM zum An-
lass, dieses traurige Kapitel für ein breites Publikum aufzuarbeiten, 
um die Bevölkerung zu informieren, den jungen Menschen die Au-
gen zu öff nen und HilfsbereitschaŌ  zu wecken. Im Anschluss an eine 
Anhörung ehemaliger poliƟ scher Gefangener gaben wir zwei Publi-
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kaƟ onen heraus: „Menschenrechte in der DDR und Ost-Berlin“ und 
„PoliƟ sche HaŌ  in der DDR“. In beiden widmeten wir dem Thema 
Zwangsarbeit ein eigenes Kapitel und ließen ehemalige poliƟ sche 
Gefangene der DDR ihre Erfahrungen schildern und verbreiteten 
diese DokumentaƟ onen in hoher Stückzahl in Schulen, beim Deut-
schen Bundestag und an Infoständen und setzten sie in englischer, 
französischer und spanischer Übersetzung bei KSZE-Folgekonferen-
zen und als informelle Basis für eine 1503-Sammelbeschwerde ge-
gen die DDR bei den Vereinten NaƟ onen ein. 

Ich sehe die heuƟ ge Veranstaltung als eine Fortsetzung unserer 
damaligen Arbeit mit dem Unterschied, dass wir heute an einem 
Ort des Geschehens – in der GedenkstäƩ e Zuchthaus CoƩ bus – uns 
ein Bild machen wollen, wie poliƟ sche Gefangene bei Androhung 
von Zuchtstrafen wie Arrest und Absonderung und anderer Maß-
nahmen in den ProdukƟ onsprozess der DDR eingebunden sowie sie 
bei Umgehung von Arbeitsschutz und Gesundheitsfürsorge ausge-
beutet wurden, auch für die Herstellung von Exportgütern, die von 
der Bundesrepublik Deutschland aus in AuŌ rag gegeben wurden. 
Zwangsarbeit poliƟ scher Gefangener war Realität. Niemand soll sich 
herausreden, er habe es nicht wissen können.
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Grußwort von Marion Smith
„Das ungelöste Erbe kommunisƟ scher Verbrechen“ (Übersetzung)

Es ist mir eine Ehre, heute Abend mit Ihnen allen in CoƩ bus zu sein. 
Und im Namen des Kuratoriums der SƟ Ō ung GedenkstäƩ e für die 
Opfer des Kommunismus und unserer vielen Förderer in den Verei-
nigten Staaten möchte ich Ihnen für die Einberufung dieser wichƟ -
gen Konferenz danken. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass 
wir nicht nur eine moralische Abrechnung, für die von kommunisƟ -
schen Regimes begangenen Verbrechen haben, sondern auch eine 
Form der rechtlichen RechenschaŌ spfl icht.

Unsere OrganisaƟ on wurde vor 26 Jahren, nach dem Fall der Berli-
ner Mauer, vom Kongress der Vereinigten Staaten autorisiert. Unsere 
Mission ist es, das Verständnis für die schweren Verbrechen zu ver-
breiten, die von jenen begangen wurden, die versuchten, die Ideo-
logie und die Programme von Marx, Lenin, Stalin, Mao und vielen 
anderen kommunisƟ schen Ideologen und Despoten durchzusetzen.

Jeden Tag bemühen wir uns, die Welt daran zu erinnern, dass der 
Kommunismus die bösarƟ gste Idee in der Geschichte der Mensch-
heit ist, eine Idee, die mehr Menschen ermordet, versklavt und 

Marion Smith, GeschäŌ s-
führer von VicƟ ms of Communism, 

Memorial FoundaƟ on
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ruiniert hat als jede andere, und zwar massiv. Er hat bereits mehr 
als hundert Millionen Männer, Frauen, Kinder, Säuglinge und Unge-
borene getötet. Er hat bereits mehr als zwei Milliarden Menschen 
beherrscht, und das seit mehr als einem Jahrhundert. Heute leben 
mehr Menschen unter einem kommunisƟ schen Ein-Parteien-Re-
gime als je zuvor. Mehr Menschen leiden unter Tyrannei als wäh-
rend des Kalten Krieges.

Das Schwierigste an meiner Arbeit ist es, ihren Geschichten zuzu-
hören.

Eine nordkoreanische MuƩ er, die mit ansehen musste, wie ihre Kin-
der verhungern.

Die Narben eines Chinesen zu sehen, der wegen seines religiösen 
Glaubens in einem Umerziehungslager gefoltert wurde.

Eine tapfere kubanische Frau, deren linker Arm abgehackt wurde, 
weil sie versuchte, eine Schule für die Kinder ihres Dorfes wieder-
zueröff nen.

Überall, wo ich hingehe, höre ich diese Geschichten, und deshalb 
bin ich heute hier. Tatsächlich sind wir alle hier, um die Geschichten 
der Opfer des Kommunismus zu hören.

Wir werden von denen hören, die die Zwangsarbeit, die für viele die 
Deutsche DemokraƟ sche Republik ausmachte, miterlebt oder ertra-
gen haben. Wir werden hören, wie es für die mehr als 200.000 poli-
Ɵ schen Gefangenen war, die auf die Felder, in die Minen und in die 
Fabriken geschickt wurden. Viele waren genau in diesem Gefängnis 
untergebracht, das die größte Einrichtung für poliƟ sche Gefangene 
in der DDR war. Wir werden von den Verbrechen hören, die sie sa-
hen, den Schmerz, den sie fühlten, und die Narben, die sie bis heute 
tragen.

Aber wir sind nicht nur zum Zuhören hier. Wir sind an diesen Ort 
gekommen, um zu handeln. Wir suchen eine Sache, ein einfaches 
Wort, und das ist GerechƟ gkeit.
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In diesem Jahr jährt sich zum 30. Mal die Wiedervereinigung Ost-
deutschlands mit dem Westen. Leider wurde in drei langen Jahr-
zehnten das Unrecht, das die kommunisƟ schen Machthaber be-
gangen haben, nicht wiedergutgemacht. Uns droht eine kollekƟ ve 
Amnesie, da die Täter in Vergessenheit geraten und die Opfer eben-
falls. Doch wir hier an diesem Ort haben nicht die Absicht, dies zu-
zulassen. Wir wollen, dass die Opfer in Ostdeutschland wissen, dass 
wir sie nie vergessen werden.

Das Streben nach GerechƟ gkeit muss damit beginnen, ein Licht auf 
die UngerechƟ gkeit zu werfen. Und so stellen wir uns heute die Fra-
ge: Was ist in diesem Gefängnis geschehen? Was geschah in der ge-
samten Deutschen DemokraƟ schen Republik? 

Die traurige Wahrheit ist, dass Zwangsarbeit in der DDR weit verbrei-
tet war, von ihrer Gründung 1949 bis zu ihrem Sturz im Jahr 1990. 
Natürlich war die DDR nicht das einzige Regime, das auf Zwangsar-
beit gebaut haƩ e. Auch das Nazi-Regime, das ihr vorausgegangen 
war, und die Sowjetunion, die sie kontrollierte, haƩ en auf Zwangs-
arbeit gebaut.

Die Nazis versklavten systemaƟ sch ethnische Gruppen in ganz Mit-
tel- und Osteuropa, von denen mindestens 12 Millionen Menschen 
betroff en waren. Im naƟ onalsozialisƟ schen Netz der KonzentraƟ -
onslager ging die Zwangsarbeit oŌ  der Vernichtung voraus. Was die 
Sowjets betriŏ  , so bauten sie ihr eigenes Netz des Leidens und der 
KnechtschaŌ  auf, das als Gulag bekannt ist. Mindestens 18 Millio-
nen Menschen wurden dorthin geschickt, von denen mindestens 
anderthalb Millionen starben.

Es war nie die Frage, ob Zwangsarbeit nach Ostdeutschland kom-
men würde. Es war nur eine Frage des Zeitpunktes.

Wie der NaƟ onalsozialismus des NS-Staates, so lehnte auch der 
internaƟ onale Sozialismus und Kommunismus die Idee der Men-
schenrechte und der Würde des Einzelnen grundsätzlich ab. Für das 
Politbüro in Berlin und Moskau waren die Menschen in Ostdeutsch-
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land Leibeigene, keine Bürger. Sie waren ein Vermögenswert, der 
zur Erzielung von EinkünŌ en für den Staat eingesetzt werden sollte. 
Schließlich geht es im kommunisƟ schen Denken nur um die Bedürf-
nisse des Staates. Alles und jeder kann im Namen des Staates geop-
fert werden.

Auf diesem unmoralischen Fundament wurde das Zwangsarbeits-
system in Ostdeutschland aufgebaut. Wie die Forschung gezeigt hat, 
war der Staat in prakƟ sch allen Branchen auf Zwangsarbeit von po-
liƟ schen Gefangenen angewiesen.

Nehmen Sie die Metallindustrie. Deutsche HäŌ linge wurden rou-
Ɵ nemäßig in Stahl- und Walzwerken zur Arbeit eingesetzt. Sie er-
hielten wenig bis gar keine Ausbildung, wurden an die ältesten und 
gefährlichsten Maschinen gesetzt und gezwungen, rund um die Uhr 
zu arbeiten. Wir wissen aus Zeugenberichten, dass Unfälle weit ver-
breitet waren, was die völlige Missachtung des menschlichen Le-
bens und Wohlergehens in der DDR zeigt.

Die Möbelindustrie war nicht besser. Sowohl naƟ onale als auch in-
ternaƟ onale Unternehmen setzten ostdeutsche HäŌ linge ein, um 
Tische, Stühle und andere Möbelstücke zu produzieren. Die HäŌ lin-
ge waren gefährlichen Chemikalien ausgesetzt, mussten arbeiten, 
auch wenn sie krank waren, wurden Röntgenstrahlung ohne Schutz 
ausgesetzt und noch schlimmer. Sie wurden mit Säure besprüht, er-
liƩ en Verbrennungen und erblindeten. Wenn sie die Arbeit verwei-
gerten, wurden sie tagelang an ihre BeƩ en angekeƩ et.

Auch in der Bergbauindustrie hat sich das kommunisƟ sche Regime 
der Sklavenarbeit bedient. In den 50er Jahren wurden poliƟ sche Ge-
fangene im Uranabbau eingesetzt, wo sie radioakƟ ven Materialien 
ausgesetzt waren. Jahrelang zwang die DDR tausende von HäŌ lin-
gen unter Tage zu arbeiten und verletzte die vertraglichen Verpfl ich-
tungen. Verletzungen und Todesfälle waren an der Tagesordnung, 
sodass selbst die Sowjetunion einschätzte, dass die SituaƟ on außer 
Kontrolle geraten war.
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Es gab viele weitere Industriezweige, wo Zwangsarbeit ganz normal 
war: Bekleidungsindustrie, Bauwesen, LandwirtschaŌ . Die Liste ist 
noch länger. Erstaunlicherweise haƩ e Ostdeutschland sogar einen 
Mechanismus entwickelt, um die de facto Sklaven gewinnbringend 
zu verkaufen. Bis 1989 haƩ e Westdeutschland nahezu 34.000 poli-
Ɵ sche Gefangene aus Ostdeutschland freigekauŌ . Ostdeutschland 
war in der Lage bis zur letzten Minute dieses System der Geldgewin-
nung zu nutzen.

Das von mir beschriebene System ist per Defi niƟ on abscheulich und 
menschenverachtend. Die DDR betrachtete die Menschen als Eigen-
tum, das genutzt werden kann, bis zur Erschöpfung. Dieses Tribunal 
wird weitere Details dieses teufl ischen Systems aufdecken.

Bis zum Ende dieser Veranstaltung wird es uns gelingen ein umfas-
senderes Bild von der Zwangsarbeit in der DDR zu zeichnen. Wir 
werden besser in der Lage sein, GerechƟ gkeit für all jene zu fordern, 
die so viel und so lange leiden mussten.

Die Bedeutung unserer Arbeit kann nicht überbewertet werden. 
Was wir hier tun, kann richtungsweisend für Opfer des Kommunis-
mus in anderen Ländern sein.

30 Jahre nach der Wiedervereinigung Deutschlands und 31 Jahre 
nach dem Fall der Mauer braucht die freie Welt eine moralische und 
jurisƟ sche Aufarbeitung der Verbrechen des Kommunismus. Von 
Deutschland bis Georgien, Armenien bis Albanien, die Opfer des 
Kommunismus haben noch immer nicht die Aufmerksamkeit und 
Behandlung, die sie verdienen.

Wir in den USA haben ein Sprichwort: „Verzögerte GerechƟ gkeit ist 
verweigerte GerechƟ gkeit.“ Für diejenigen, die unter der brutalen 
HerrschaŌ  des Kommunismus gearbeitet und geliƩ en haben, wurde 
die GerechƟ gkeit viel zu lange hinausgezögert. Die RechenschaŌ s-
pfl icht kann nicht länger warten. Die Opfer des Kommunismus in 
Ostdeutschland verdienen, was ihnen zusteht.
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Wir müssen dies für sie tun, aber nicht nur für sie. Wir müssen dies 
auch für alle aktuellen Opfer des Kommunismus tun.

Die Geschichten, die wir in den kommenden Tagen hören werden, 
stammen aus vergangenen Jahrzehnten. Doch die Zwangsarbeit in 
kommunisƟ schen Regimen endete 1990 nicht. Sie dauert bis heute 
an. Tatsächlich haben die Diktatoren des 21. Jahrhunderts von den 
Zwangsarbeitssystemen des 20. Jahrhunderts gelernt und sogar ver-
sucht, sie zu verbessern. Heute erleben wir weltweit InnovaƟ onen 
der Zwangsarbeit.

Betrachten wir ein Beispiel aus der westlichen Hemisphäre. Neunzig 
Meilen vor der Küste der Vereinigten Staaten liegt das kommunisƟ -
sche Kuba. Das Regime in Havanna setzt Zwangsarbeit nicht nur ein, 
um Geld zu verdienen, sondern auch, um kommunisƟ sche Propa-
ganda in der ganzen Welt zu verbreiten.

Am kubanischen Zwangsarbeitsprogramm sind medizinische Fach-
kräŌ e beteiligt. Jedes Jahr wählt das Land Ärzte und Krankenschwes-
tern aus und schickt sie ins Ausland. GegenwärƟ g sind bis zu 50.000 
kubanische Mediziner in mindestens 60 Ländern zu fi nden, von 
Amerika über Asien bis Afrika und darüber hinaus. Kuba behauptet, 
humanitäre Arbeit zu leisten, aber das ist eine Lüge. Es ist nichts 
anderes als eine neuarƟ ge Form der Zwangsarbeit.

Die kubanischen Ärzte arbeiten nicht für sich selbst. Die Regierung 
in Havanna sƟ ehlt ihre Löhne, die sich jedes Jahr auf fast 11 Milliar-
den Dollar belaufen – mehr als 10 % des kubanischen BIP. Sie zwingt 
die Ärzte auch, lokale sozialisƟ sche und kommunisƟ sche PoliƟ ker zu 
unterstützen und Regime zu stützen, die Kuba unterstützt, wie die 
Diktatur in Venezuela.

In der Zwischenzeit werden die Familien der Ärzte zu Hause als Gei-
seln gehalten. Weit davon enƞ ernt, ihre Arbeit freiwillig zu tun, ar-
beiten diese Ärzte daran, die Sicherheit ihrer Angehörigen vor der 
Brutalität der KommunisƟ schen Partei Kubas zu gewährleisten.
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Es steht außer Frage, dass dies Zwangsarbeit ist. Wir brauchen nur 
die Ärzte selbst zu fragen. Es gibt viele Berichte über Missbrauch 
und Diebstahl in Havanna in den letzten Jahren. Ein kubanischer 
Arzt, der während seiner Arbeit in Brasilien übergelaufen ist, sagte 
kürzlich: „Es kommt eine Zeit, in der man es leid ist, ein Sklave zu 
sein.“

Wie die Opfer der DDR haben auch die kubanischen Mediziner Ge-
rechƟ gkeit verdient.

Ein weiteres Beispiel für moderne Zwangsarbeit kommt aus Nord-
korea.

Im Jahr 2018 lebten rund 2,6 Millionen Nordkoreaner in Sklaverei, 
das ist mehr als jeder zehnte Einwohner des Landes. Einigen Schät-
zungen zufolge hat eine „bedeutende Mehrheit“ der Nordkoreaner 
irgendwann in ihrem Leben Zwangsarbeit ertragen müssen. Eine 
große Zahl der Opfer sind Kinder im Alter von 10 Jahren oder sogar 
noch jünger.

Wie der sowjeƟ sche Gulag hat auch Nordkoreas Zwangsarbeitssys-
tem einen Namen – den Kwan-Li-So. Man kann mit Fug und Recht 
behaupten, dass Nordkoreas WirtschaŌ  auf dem Fundament der 
Zwangsarbeit aufgebaut ist.

PoliƟ sche Gefangene bauen die Brücken und Wohnhäuser des Lan-
des. Sie schuŌ en in Minen und auf Farmen. Zehntausende sind auch 
nach China geschickt worden, wo sie in Fabriken arbeiten, oder nach 
Russland, wo sie in Holzfällerlagern arbeiten. Unzählige Gefangene 
sterben an Unterernährung und miserablen Bedingungen, zu denen 
auch die Arbeit in den kältesten Wintermonaten ohne Schuhe ge-
hört.

Vor einigen Jahren sagte ein Überlebender von Auschwitz und be-
kannter Menschenrechtsanwalt, Thomas Buergenthal, dass das 
Zwangsarbeitssystem Nordkoreas „genauso schrecklich oder schlim-
mer“ sei als die KonzentraƟ onslager der Nazis, in denen er lebte. 
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Nachdem, was ich von nordkoreanischen Überläufern gehört habe, 
glaube ich, dass die Arbeitslager in Nordkorea die brutalsten Orte 
der Welt sind.

Wie die Opfer der DDR haben auch die Millionen von Sklaven in 
Nordkorea GerechƟ gkeit verdient.

Schließlich gibt es noch das kommunisƟ sche China.

Zwangsarbeit ist für China nicht neu. Sie ist dort seit den 1950er Jah-
ren eine Tatsache. Zwangsarbeit ist in China als Teil des „Laogai“-Sys-
tems insƟ tuƟ onalisiert worden, was übersetzt „Reform durch Arbeit“ 
bedeutet. Seit der Gründung des Regimes wurden zwischen 40 und 
50 Millionen Menschen in die chinesischen Arbeitslager geschickt.

GegenwärƟ g sind in der Volksrepublik China mehr als 1.000 Zwangs-
arbeitslager akƟ v. Die Zahl der Gefangenen ist unbekannt, aber 
Schätzungen gehen weit in die Millionen.

Die Welt hat in den letzten Jahren zu einer größeren Anerkennung 
des chinesischen Zwangsarbeitssystems gefunden. Während sich 
die kommunisƟ schen Behörden früher vor allem gegen poliƟ sche 
Dissidenten und ReligionsgemeinschaŌ en richteten, haben sie jetzt 
eine ganze ethnische Gruppe im Visier – die überwiegend muslimi-
schen Uiguren von Xinjiang. Bis zu drei Millionen Uiguren wurden 
in Lager geschickt, in denen sie indoktriniert und gefoltert werden.

Als Teil ihrer InhaŌ ierung werden viele Uiguren gezwungen, in chi-
nesischen Fabriken zu arbeiten. Diese Fabriken sind Teil der globa-
len LieferkeƩ en von mindestens 83 namhaŌ en Unternehmen, dar-
unter Apple, BMW, Lacoste, Nike, MicrosoŌ , Volkswagen und Zara, 
wie aus einem kürzlich in Australien veröff entlichten Bericht her-
vorgeht. In diesem Jahr, während der COVID-Pandemie, waren die 
Uiguren gezwungen, Gesichtsmasken herzustellen, die in die ganze 
Welt verschickt wurden.

Zusätzlich zur Zwangsarbeit haben viele Uiguren ihre Organe für den 
Verkauf an wohlhabende Ausländer entnehmen lassen. PrakƟ zie-
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rende Ärzte von Falun Gong, einer religiösen Bewegung, die Peking 
fürchtet, sind der gleichen schrecklichen Behandlung ausgesetzt. 
Ähnlich wie in Kuba stellt dies eine Neuerung in der Zwangsarbeit 
dar. China hat einen Weg gefunden, von seinen Opfern sowohl im 
Leben als auch im Tod zu profi Ɵ eren.

Wie die Opfer der DDR haben auch die Millionen Zwangsarbeiter im 
kommunisƟ schen China GerechƟ gkeit verdient.

Vor diesem globalen Hintergrund versammeln wir uns zu diesem Tri-
bunal. Die Diskussionen, die wir führen, und die Zeugenaussagen, 
die wir hören, werden sich zu Recht auf die Vergangenheit konzen-
trieren. Dennoch dürfen wir die globale Realität, die uns umgibt, 
nicht aus den Augen verlieren.

Die Verbrechen, von denen wir hören werden, unterscheiden sich 
nicht so sehr von den Verbrechen, die in den kommunisƟ schen Staa-
ten von heute begangen werden. Die Opfer, von denen wir hören 
werden, sind den Opfern von Kuba, Nordkorea, China und anderen 
brutalen Regimes nicht unähnlich.

Die Einzelheiten mögen sich unterscheiden, aber der größere Punkt 
ist derselbe. Der Kommunismus ist weltweit der schlimmste Verur-
sacher von Zwangsarbeit. Das war im 20. Jahrhundert der Fall. Es ist 
auch der Fall im 21. Jahrhundert.

Egal, wann und wo er aufgetreten ist und welche Form der Kommu-
nismus annimmt, es ist unsere Pfl icht, ihn zu verurteilen und seine 
Abschaff ung zu fordern. Indem wir gegen die bösen Taten der DDR 
und der Sowjetunion Stellung beziehen, sagen wir den kommunisƟ -
schen Regimes von heute, dass wir ihre Unterdrückung kennen und 
ablehnen.

Als ein Amerikaner der Jahrtausendwende kann ich mir nichts Bes-
seres vorstellen als sicherzustellen, dass wir in diesem Jahrhundert 
ein besseres Leben führen können, als nur bewusst aus den Schre-
cken des letzten Jahrhunderts zu lernen. Und so drücke ich den hier 
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versammelten Deutschen meinen Dank aus für ihre akƟ ve Arbeit, 
unsere ZivilisaƟ on herauszufordern, nicht das moralische Verbre-
chen des Vergessens zu begehen.

In so vielerlei Hinsicht erwies sich Deutschland als der SchmelzƟ e-
gel, in dem neue Ideologien des letzten Jahrhunderts geschmiedet 
wurden. Und das tragische Scheitern von Faschismus und Kommu-
nismus im Besonderen und Deutschlands Ɵ efgreifende Überwin-
dung von Krieg und Terror versetzt Ihr Land einzigarƟ g in die Lage, 
die vielleicht naive Bevölkerung anderswo zu warnen vor allem 
vor dem, was wir schützen müssen und vor dem, was wir verlieren 
könnten, wenn wir unnatürlichen, unmenschlichen und extremisƟ -
schen Ideologien erliegen, die die Würde jedes einzelnen Menschen 
verleugnen.

All dies sagt aus: Unsere Arbeit hier zählt mehr, als wir wissen. Las-
sen Sie uns also nach GerechƟ gkeit für die Vergangenheit und die 
Gegenwart streben. Und lassen Sie uns gemeinsam nach einer Zu-
kunŌ  streben, die frei ist vom Kommunismus und all dem Bösen, das 
er mit sich bringt, damit unsere Kinder und Kindeskinder eine Welt 
erben, die gerechter ist als unsere eigene.

Ich danke Ihnen. 
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Grußwort von Dr. Maria Nooke

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Union der Opferverbände hat sich in KooperaƟ on mit dem Men-
schenrechtszentrum und der IGFM mit der heuƟ gen Tagung eines 
wichƟ gen Themas angenommen, das viele von poliƟ scher HaŌ  Be-
troff ene bis in die Gegenwart beeinträchƟ gt.

Die großen Belastungen durch erzwungene Arbeit während der Zeit 
der poliƟ schen HaŌ  sind in unserer BeratungstäƟ gkeit immer wie-
der ein Thema. Es zeigt sich besonders in den Fällen, wo Betroff ene 
oŌ  erfolglos Ansprüche auf die Anerkennung gesundheitlicher HaŌ -
folgeschäden gestellt haben.

Auf Grund dieser Beratungserfahrungen haben wir in der Studie zur 
sozialen SituaƟ on ehemals poliƟ sch Verfolgter, mit deren Durchfüh-
rung meine Behörde vom Landtag Brandenburg beauŌ ragt wurde, 
dieses Thema aufgenommen. Die Studie wird demnächst veröff ent-
licht, ich kann aber schon erste Ergebnisse zur Frage der Folgen von 
Unrechtserfahrungen und HaŌ arbeit benennen.

Im Rahmen der Untersuchung wurden Brandenburgerinnen und 
Brandenburger um AuskunŌ  zu ihrer aktuellen Lebenslage gebeten, 

Dr. Maria Nooke, BeauŌ ragte des Lan-
des Brandenburg zur Aufarbeitung der 
Folgen der kommunisƟ schen Diktatur



34

EINFÜHRUNG GRUSSWORT   DR.   MARIA   NOOKE

die in der SBZ und der DDR poliƟ sch verfolgt wurden oder Syste-
munrecht erliƩ en. Ebenso befragt wurden erstmalig Angehörige 
von poliƟ sch Verfolgten.

 70 % aller Befragten geben an, dass sie unter psychischen Folgen 
leiden, 38 % geben körperliche Beschwerden an.

 69 % der Befragten waren in HaŌ  oder haben freiheitsentzie-
hende Maßnahmen in Heimen der DDR-Jugendhilfe erliƩ en. Sie 
wissen, dass die jungen Menschen in den Jugendwerkhöfen und 
Spezialkinderheimen auch zur Arbeit gezwungen wurden.

 23 % aller Befragten haben angegeben, dass sie gegenwärƟ g 
durch körperliche Schäden aus der HaŌ - oder Heimarbeit belastet 
sind. Von Ihnen fühlen sich 78 % stark und eher stark belastet.

Bei den AuskünŌ en zum Gesundheitszustand, in den die körperli-
chen Schäden durch HaŌ - oder Heimarbeit eingefl ossen sind, wur-
den sowohl die ärztlich festgestellten Krankheiten erhoben als auch 
die Selbsteinschätzung des Gesundheitszustandes. Dabei konnten 
jeweils auch mehrere Krankheiten genannt werden. Wir haben 
die Ergebnisse mit dem Gesundheitszustand der über 50-jährigen 
DurchschniƩ sbevölkerung in Brandenburg ins Verhältnis gesetzt 
(Mikrozensus Brandenburger Bevölkerung).

Ärztlich festgestellte chronische Rückenbeschwerden geben 47 % 
aller Befragten an.

Im Vergleich dazu sind in der Brandenburger Bevölkerung bei den 
über 50-Jährigen 28 % betroff en. Menschen, die HaŌ arbeit leisten 
mussten, leiden also um fast 20 % häufi ger unter solchen Beschwer-
den.

 Ärztlich festgestellte Gelenkerkrankungen, auch Arthrose und 
Rheuma, geben 47 % der Befragten an.

 Im Vergleich dazu sind in der Brandenburger Bevölkerung 42 % 
betroffen.

 Asthma nennen 12 % der Befragten im Gegensatz zu 5 % Normal-
bevölkerung 50plus.
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Sie sehen also, dass die ärztlich festgestellten Beschwerden erheb-
lich höher liegen als bei der Gesamtbevölkerung der vergleichbaren 
Altersgruppe.

Bei der SelbstauskunŌ  zu körperlichen BeeinträchƟ gungen, die im 
Zusammenhang mit der Unrechtserfahrung stehen, ist die Anzahl 
der Beschwerden noch wesentlich höher.

 43 % der Befragten nennen Schmerzen und Schmerzerkrankun-
gen auch unbestimmter Art;

 Skelett und Gelenkschäden nennen 37 %;

 Eine Beeinträchtigung der inneren Organe bzw. Organsysteme 
nennen 26 %;

 Und Hauterkrankungen/ Hautveränderungen nennen 15 %.

Die Frage, welche Auswirkungen erzwungene Arbeit während der 
HaŌ  bis in die Gegenwart hat, ist also von immenser Bedeutung. 
Wir werden auf dieser Tagung Einblick bekommen von den Bedin-
gungen, die zu solchen starken Belastungen geführt haben. Diese 
zu benennen und öff entlich zu machen, ist eine wichƟ ge Aufgabe 
bei der Aufarbeitung von Systemunrecht in der SBZ und DDR. Diese 
Tagung wird dazu beitragen.
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Grußwort von Birgit Neumann-Becker

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich bedanke mich sehr herzlich für die Einladung zum heuƟ gen Tri-
bunal. Es ist mir eine große Ehre, hier beitragen zu dürfen.

Als BeauŌ ragte des Landes Sachsen-Anhalt zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur ist mir die Frage der erzwungenen Arbeit im Strafvoll-
zug ein wichƟ ges Thema.

Der Zwang zur Arbeit gehört zum System des Sozialismus. Nachdem 
in der Sowjetunion mit den GULAGs Zwangsarbeitslager in gigan-
Ɵ schem Ausmaß für Staatsfeinde errichtet wurden, wurden später 
auch in den sozialisƟ schen Ländern des Ostblocks Systemgegner 
mit dem Zwang zur Arbeit schweren Repressionen unterworfen. In 
Nordkorea und China ist das bis heute Praxis.

In einer Parteikonferenz der Partei die Linke im März dieses Jahres 
forderte eine Teilnehmerin, Reiche zu erschießen. Der Parteivorsit-
zende Riexinger versuchte lächelnd abzuwiegeln, in dem er sagte, 
„wir erschießen sie nicht, wir setzen sie schon für nützliche Arbeit 
ein.“ Nicht nur die sozialisƟ sche Allmachtsphantasie ist hier erschüt-

Birgit Neumann-Becker,
 Die BeauŌ ragte des Landes 
 Sachsen-Anhalt zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur
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ternd, sondern der spontane Zugriff  auf das bekannte Repertoire 
kommunisƟ scher GewaltherrschaŌ .

Mir und meinen Mitarbeitern begegnen die Folgen der Zwangsar-
beit fortlaufend in unseren täglichen Beratungen von HäŌ lingen 
und von Insassen in Jugendwerkhöfen.

In fast jeder Beratung gibt es besonders erschüƩ ernde Erinnerun-
gen: Fast immer wird Belastung und Stress, Erniedrigung und De-
müƟ gung und der Verlust der Würde im Zusammenhang mit den 
Arbeitsbedingungen geschildert.

Zwischen 1945 und 1989 gab es allein auf dem Gebiet des heuƟ -
gen Sachsen-Anhalts etwa 55 HaŌ stäƩ en, aus denen heraus in etwa 
180 Betrieben tausende billige ArbeitskräŌ e eingesetzt wurden, die 
noch dazu besonderen Gefährdungen ausgesetzt werden durŌ en. 
In mehreren Berichten wird dies auf Ihrem Tribunal zur Sprache 
kommen, deshalb fasse ich mich hier kurz. Zwangsarbeiter waren 
systemrelevant. Aber und das ist besonders biƩ er: HäŌ linge wurden 
an Maschinen und Anlagen eingesetzt, die häufi g dem Arbeitsschutz 
nicht genügten. Ihre Gesundheit wurde in der HaŌ  und somit in 
staatlicher Obhut der DDR vorsätzlich und dauerhaŌ  geschädigt. Sie 
haƩ en im Grunde mit ihrer Verurteilung ihr Recht auf körperliche 
Unversehrtheit verloren. Und das möchte ich an dieser Stelle auch 
deutlich machen wir sprechen hier über poliƟ sche HaŌ . Aber auch 
kriminelle StraŌ äter haƩ en das Recht auf körperliche Unversehrt-
heit. Diese Menschen fi nden bisher in der historischen und morali-
schen Aufarbeitung keine Beachtung.

Viele der damals erworbenen Gesundheitsschäden verschlimmern 
sich mit zeitlichem Abstand. Nur ein Beispiel: Ein ehemaliger HäŌ -
ling war ärztlich aƩ esƟ ert schachtuntauglich und wurde in der „Wis-
mut“ unter Tage eingesetzt, und es gab einen jungen Mann, der in 
der HaŌ  erklärte: „Für euren Staat arbeite ich nicht.“ Nachdem er 
verprügelt und in Einzelarrest gefangen war, wurde er zur Arbeit 
mit Asbest eingesetzt und atmete über längere Zeit schädlichen As-
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beststaub ein. Später musste er in BiƩ erfeld in der ChlorprodukƟ on 
arbeiten und erliƩ  schwerste ExposiƟ on mit Quecksilber. Auch hier 
war keinerlei Arbeitsschutz vorgesehen. Wir wissen von mehreren 
Todesfällen in dieser Anlage. 

Es ist ein wichƟ ger Akt der Aufarbeitung, dass diese Erfahrungen in 
den nächsten Tagen hier ausgesprochen und in internaƟ onal gelten-
des Recht, dem auch die DDR beigetreten war, einzuordnen. 

Ich wünsche Ihrer wichƟ gen Arbeit und Ihren Beratungen dabei gu-
ten Erfolg und die nöƟ ge Aufmerksamkeit der Öff entlichkeit, die die-
se Fragen verdienen. 

Noch ein Wort zum Schluss: Es ist mir wichƟ g, dass die Ausstellung 
„Hammer Zirkel Stacheldraht“ im Zusammenhang mit dem Tribunal 
gezeigt wird. Hier habe ich gemeinsam mit Dr. ChrisƟ an Sachse und 
der UOKG bereits 2016 beispielhaŌ  für Sachsen-Anhalt den fl ächen-
deckenden Einsatz von HäŌ lingen in der ProdukƟ on dargestellt. 
Diese Ausstellung ist bereits durch viele Städte in Sachsen-Anhalt 
gewandert. Aber sie ist auch in Hessen und in Baden-WürƩ emberg 
von ehemaligen HäŌ lingen dort engagiert mit Begleitveranstaltun-
gen gezeigt worden. Damit ist das Thema bereits seit einigen Jahren 
auch populärwissenschaŌ lich in der Öff entlichkeit diskuƟ ert wor-
den.

Ich darf Ihrem Tribunal guten Erfolg wünschen und bedanke mich 
für Ihre Aufmerksamkeit.



Fachvorträge
C. Sachse: Die internaƟ onale Bewegung 
gegen Zwangsarbeit

Meine Damen und Herren,

der Kampf gegen Sklaverei und Zwangsarbeit ist keine Erfolgsge-
schichte. Er begann vor 240 Jahren und ist bis heute immer noch 
nicht beendet. Einen ersten Meilenstein bildete das AnƟ -Sklaverei-
Abkommen des Völkerbundes – und ich biƩ e Sie, die Jahreszahl zu 
beachten – von 1926, das bis heute von 124 Staaten unterzeichnet 
wurde.

Mit dem Übereinkommen der InternaƟ onalen ArbeitsorganisaƟ on 
Nr. 29 über Zwangs- oder Pfl ichtarbeit, in KraŌ  getreten am 1. Mai 
1932, verpfl ichteten sich die Unterzeichnerstaaten, „den Gebrauch 
der Zwangs- oder Pfl ichtarbeit in allen ihren Formen möglichst bald 
zu beseiƟ gen.“ Nach Ablauf einer fünł ährigen Übergangsfrist (1937) 
sollte die Zwangs- und Pfl ichtarbeit „ohne weiteren Verzug“ abge-
schaŏ   werden. Sie kennen alle die weitere Geschichte. Während 
dieser Übergangsfrist durŌ e Zwangs- oder Pfl ichtarbeit „ausschließ-

Dr. rer. pol. ChrisƟ an Sachse,
wissenschaŌ licher Mitarbeiter 
der UOKG
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lich für öff entliche Zwecke und auch dann nur ausnahmsweise an-
gewandt werden.“

Ausgenommen von dieser Regelung – und das wird in unserem Tri-
bunal auch eine Rolle spielen – war „jede Arbeit oder Dienstleis-
tung, die von einer Person auf Grund einer gerichtlichen Verurtei-
lung verlangt wird.“ Das wird unsere DDR-HäŌ linge, die kriminellen 
und poliƟ schen, betreff en. Das Übereinkommen legte den Behör-
den strenge Beschränkungen bei der Behandlung von Zwangsar-
beitern hinsichtlich der Dauer, der Bezahlung, der medizinischen 
Betreuung, der Ernährung, der Kleidung und weiterer Bedingungen 
auf. Diese Regeln galten auch für Strafgefangene. Die öff entlichen 
Behörden haƩ en die Pfl icht, die Einhaltung zu überwachen. Das war 
Anfang der 30er Jahren des letzten Jahrhunderts.

Diese erfreuliche Entwicklung wurde nach wenigen Jahren durch-
kreuzt. Im Oktober 1933 trat Deutschland aus dem Völkerbund aus 
und entzog sich damit seinen Verpfl ichtungen zur Abschaff ung von 
Zwangs- und Pfl ichtarbeit. Parallel dazu unterhielt die Sowjetunion 
trotz zeitweiliger MitgliedschaŌ  im Völkerbund ein steƟ g wachsen-
des System der Zwangsarbeit, das 1935 die Grenze von 1 Million und 
1950 von 2,5 Millionen Zwangsarbeitern überschriƩ .

Angesichts der exzessiven Ausweitung der Zwangsarbeit im NaƟ o-
nalsozialismus sprach der Nürnberger Militärgerichtshof nicht mehr 
– wie es in internaƟ onalen Texten üblich war – von Zwangsarbeit 
(forced or compulsored labor), sondern von Sklavenarbeit (slave 
 labor).

Die Slave-Labor-Urteile des Gerichtshofes gegen die naƟ onalsozia-
lisƟ sche Zwangsarbeit moƟ vierten die internaƟ onalen OrganisaƟ o-
nen zu vielfälƟ gen AkƟ onen zu ihrer endgülƟ gen Überwindung auch 
in anderen Teilen der Welt.

In mehreren internaƟ onalen Übereinkommen wurde nach 1945 ein 
allgemeines Verbot der Zwangsarbeit verhängt,– und das ist hier 
wichƟ g – nur einzelne Ausnahmen von diesem Verbot wurden als 
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zulässig erklärt. Zwangsarbeit gilt seitdem als Einschränkung eines 
Menschenrechts, die nur von einem ordentlichen Gericht verhängt 
werden darf. So besƟ mmt es die Europäische Menschenrechtskon-
venƟ on vom 4. November 1950 im ArƟ kel 4. Mit diesem Zugeständ-
nis an weltweite PrakƟ ken ist die Ausgestaltung der Zwangsarbeit 
von Verurteilten nicht in das Belieben von Staaten, Behörden oder 
Anstalten gestellt. Sie muss im Rahmen und im Geiste der internaƟ o-
nalen ÜbereinkünŌ e zu den Menschenrechten interpreƟ ert werden.

Ich fasse das noch einmal zusammen. Diese Einschränkung der Men-
schenrechte bedeutet letztlich, dass Menschenrechte eingeschränkt 
werden dürfen und Zwangsarbeit durchaus auch völkerrechtlich er-
laubt ist, aber mit engsten Einschränkungen. Und diese engsten Ein-
schränkungen sollten wir in diesem Tribunal auch überprüfen.

In diesen internaƟ onalen Verhandlungen zu Beginn der 1950er 
Jahre kamen auch die Systeme der Zwangsarbeit im sowjeƟ schen 
HerrschaŌ sgebiet in den Blick. Unter Berufung auf die Slave-La-
bour-Urteile des Nürnberger Gerichtshofes wurde 1947 auf IniƟ a-
Ɵ ve eines US-amerikanischen GewerkschaŌ sverbandes (American 
FederaƟ on of Labor) vor den Vereinten NaƟ onen eine Anklage ge-
gen die Sowjetunion wegen ihres Systems der Zwangsarbeit (forced 
labor) betrieben. Man machte schon einen Unterschied zwischen 
der Zwangsarbeit im NaƟ onalsozialismus (slave labor) und der in 
der Sowjetunion (forced labor). Beide Formen sollten untersucht 
werden. In den DebaƩ en des Menschenrechtsausschusses der Ver-
einten NaƟ onen wurde nun erstmals zwischen „poliƟ schen Tätern“ 
(poliƟ cal off enders) und gemeinen Verbrechern (common criminals) 
unterschieden. 

Man hat gesagt, wenn jemand Krimineller ist, so ist es durchaus an-
gemessen, ihm eine Arbeit zuzumuten. Bei poliƟ schen Tätern ist es 
etwas anders, er hat eine andere Gesinnung, wird seinen Überzeu-
gungen treu bleiben und darf nicht automaƟ sch einer Zwangsarbeit 
unterzogen werden. Das ist eine neue Erkenntnis, die stammt be-
reits aus den 40er Jahren.
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Der WirtschaŌ s- und Sozialrat der Vereinten NaƟ onen beschloss 
zudem eine weltweite Untersuchung zu verschiedenen Formen der 
Zwangsarbeit, so etwa zur „Straf-, Erziehungs- und Besserungsar-
beit“. Die Sowjetunion hat absichtlich besƟ mmte Arbeiten bewusst 
Straf-, Erziehungs- und Besserungsarbeit genannt, um sie nicht mit 
dem Begriff  Zwangsarbeit bezeichnen zu müssen. Die Untersuchung 
wurde durchgeführt, die Staaten im Machtbereich der Sowjetunion 
verweigerten kollekƟ v jegliche AuskunŌ . 

Ersatzweise hörte das Expertengremium internaƟ onale NGOs (Non-
Governmental-OrganisaƟ ons) an, darunter die Vereinigung Frei-
heitlicher Juristen, die InternaƟ onale Liga für Menschenrechte und 
ehemalige poliƟ sche HäŌ linge aus dem Osten. Die Vorwürfe unter 
anderem gegen die Sowjetunion und die Deutsche DemokraƟ sche 
Republik erhielten in internaƟ onalem Rahmen so erstmals eine do-
kumentarische Grundlage. Das war Anfang der 50er Jahre.

Wenn also jemand von einer neuen Erkenntnis spricht, dann hat er 
diese Dokumente einfach nicht zur Kenntnis genommen.

Im Juni 1953 wurde der Untersuchungsbericht in einem Umfang von 
630 Seiten veröff entlicht. Die BerichterstaƩ er kamen zu dem Ergeb-
nis, in der Sowjetunion und in den „VolksdemokraƟ en“ werde ein 
System der Zwangsarbeit angewandt, „das der poliƟ schen Umerzie-
hung und Besserung solcher Personen diene, die mit der kommu-
nisƟ schen Ideologie der Regierung nicht übereinsƟ mmten.“ Für die 
DDR wurden (in der nichtamtlichen deutschen Übersetzung) folgen-
de Kennzeichen genannt: „a) Straf- und Korrekturarbeit; b) Zwangs-
arbeit im Allgemeinen und insbesondere in den Uranbergwerken; 
c) die Existenz von Zwangsarbeitslagern“.

KriƟ siert wurden die Bedingungen für Arbeit und Gesundheit in den 
Lagern und Uranminen. Die Zwangsarbeit im sowjeƟ schen Macht-
bereich ginge über „gewöhnliche Bürgerpfl ichten“ weit hinaus. Da-
mit wurde sie für illegal erklärt.

Nochmal zur Erläuterung: In Gefängnissen ist es durchaus sinnvoll 
eine Selbstverwaltung einzuführen, die ist mit Arbeit verbunden. 
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Diese Arbeit ist erlaubt und auch sinnvoll. Wenn sie aber darüber 
hinaus geht, unterliegt sie völlig anderen Bedingungen.

Diese Erkenntnisse, die im Übrigen auch umfangreiche Verstöße 
in der übrigen Welt off enlegten, führten zum Ersten Kongress der 
Vereinten NaƟ onen zur Verbrechensverhütung und der Behandlung 
Straff älliger 1955 in Genf. Das Gremium beschloss die Mindestgrund-
sätze für die Behandlung der Gefangenen, die durch die Billigung des 
WirtschaŌ s- und Sozialrates von 1957 zum offi  ziellen Text der UN 
wurden. Die Mindestgrundsätze verboten unter anderem Diskrimi-
nierungen wegen der poliƟ schen Überzeugung und Reli gion. Gefan-
gene waren nach rechtlichen Gründen der InhaŌ ierung zu trennen.

Insofern mussten poliƟ sche und sonsƟ ge kriminelle Gefangene ge-
trennt untergebracht werden. Die HaŌ räume haƩ en genügend Ta-
geslicht und LüŌ ungsmöglichkeiten aufzuweisen. Vorgesehen wer-
den ausreichend sanitäre Einrichtungen. Ähnliche VorschriŌ en gab 
es für Kleidung, BeƩ en und persönliche SanitärarƟ kel sowie Verpfl e-
gung, ärztliche Dienste uneingeschränkt verboten.

Über die Arbeit im Strafvollzug hieß es, ,,Anstaltsarbeit darf nicht so 
geartet sein, daß der Gefangene leidet. [...] Innerhalb der Grenzen 
der Auswahl eines geeigneten Berufs und der Erfordernisse der An-
staltsverwaltung und Disziplin müssen die Gefangenen die Art der 
Arbeit, die sie verrichten wollen, wählen können. [...] Die Vorkehrun-
gen, die zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitneh-
mer in Freiheit vorgeschrieben sind, müssen in gleicher Weise auch 
in den Anstalten eingehalten werden. [...] Es sind Vorkehrungen zu 
treff en, Gefangene bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit zu entschä-
digen, wobei die Bedingungen nicht ungünsƟ ger sein dürfen als die-
jenigen, die Arbeitnehmern in Freiheit nach dem Gesetz zustehen.“ 
Das waren Regeln bereits MiƩ e der 50er Jahre und Sie alle können 
sie vergleichen mit der Praxis, die in der DDR-Zeit eine Rolle spielte.

Aus den Erkenntnissen der oben geschilderten Untersuchungsbe-
richte heraus, beschloss die InternaƟ onale ArbeitsorganisaƟ on im 
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Juni 1957 das Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaff ung der 
Zwangsarbeit. Nunmehr verpfl ichteten sich die Unterzeichnerstaa-
ten (die DDR gehört selbstverständlich nicht dazu) „die Zwangs- 
oder Pfl ichtarbeit zu beseiƟ gen und in keiner Form zu verwenden 
als MiƩ el poliƟ schen Zwanges oder poliƟ scher Erziehung oder als 
Strafe gegenüber Personen, die gewisse poliƟ sche Ansichten haben 
oder äußern oder die ihre ideologische GegnerschaŌ  gegen die be-
stehende poliƟ sche, soziale oder wirtschaŌ liche Ordnung bekunden 
[d.h. poliƟ sche Gefangene] als Methode der RekruƟ erung und Ver-
wendung von ArbeitskräŌ en für Zwecke:

 der wirtschaftlichen Entwicklung,
 als Maßnahme der Arbeitsdisziplin,
 als Strafe für die Teilnahme an Streiks,
 als Maßnahme rassischer, sozialer, nationaler oder religiöser Dis-

kriminierung.“

Der InternaƟ onale Pakt über bürgerliche und poliƟ sche Rechte von 
1966 stellte noch einmal klar heraus, dass eine Arbeitsverpfl ichtung 
von HäŌ lingen nur dann erfolgen durŌ e, wenn sie vom Gericht aus-
drücklich und individuell zu Zwangsarbeit verurteilt wurden. Erlaubt 
waren – und das ist auch vernünŌ ig – normale Dienstleistungen 
etwa zur Aufrechterhaltung des Anstaltsbetriebes. Eine allgemeine 
behördliche Anordnung zu Zwangsarbeit, wie es in der DDR übliche 
Praxis war, ist demnach illegal.

Das InternaƟ onal Labour Offi  ce versah die ÜbereinkünŌ e Nr. 29 und 
Nr. 105 im Jahr 1968 mit einem Kommentar noch einmal, und zwar:

 Die Arbeit muss aufgrund einer Verurteilung vor Gericht verhängt 
werden.

 Zwangsarbeit, die von Verwaltungs- oder anderen außergericht-
lichen Stellen oder Behörden auferlegt wird, ist mit dem Über-
einkommen nicht vereinbar.

Das ist eine sehr deutliche und vernünŌ ige Beschränkung der 
Zwangsarbeit, die in der DDR überhaupt nicht eingehalten wurde.
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Ich möchte noch zwei weitere Beispiele kurz nennen:

Amnesty InternaƟ onal (AI) unterstützte poliƟ sche Gefangene in 
der DDR. Im Jahr 1967 machte AI mit einer deutschen Veröff entli-
chung auf die Arbeitsbedingungen in DDR-HaŌ  aufmerksam, die auf 
 eigenen Recherchen und Interviews mit ehemaligen Gefangenen 
basierte.

Die InternaƟ onale GesellschaŌ  für Menschenrechte veröff entlichte 
1986 eine Befragung ehemaliger poliƟ scher Gefangener in der DDR. 
Danach konnte niemand mehr sagen, er häƩ e nichts gewusst. Diese 
Broschüre konnte man überall bestellen und erhalten.

Das Argument von westlichen Firmen, wir haben nichts gewusst, 
können wir so nicht akzepƟ eren.

Ich möchte noch einmal betonen, dass diese AkƟ vitäten für uns sehr 
wichƟ g waren, wenn sie auch nicht von prakƟ schem Erfolg gekrönt 
waren.

Zusammenfassend kann man sagen, dass die DDR unter anderem 
nicht im Sinne des ILO-Übereinkommens Nr. 29 auf ein Ende sämt-
licher Formen von Zwangs- und Pfl ichtarbeit hingewirkt hat. Wie 
mehrere Studien belegen, hat sie das System der Zwangsarbeit 
permanent perfekƟ oniert und gegen alle Verbote von Zwangsar-
beit des ILO-Übereinkommens Nr. 105 verstoßen. Sie hat unter an-
derem:

 Zwangsarbeit zur wirtschaftlichen Entwicklung und zur Arbeits-
erziehung genutzt und politische Häftlinge zur Zwangsarbeit her-
angezogen.

 Gegen den Bürgerrechtspakt und die autorisierte Auslegung der 
ILO-Übereinkunft Nr. 29 verstoßen, indem sie den Zwang zur Ar-
beit unter dem fadenscheinigen Begriff „Arbeitserziehung“ als 
Behördenentscheidung durchführte und nicht als Teil des Ge-
richtsurteils.
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 Im Bereich der Haft- und Arbeitsbedingungen systematisch die 
Mindestgrundsätze zur Behandlung von Gefangenen von 1955 
missachtet hat, denen sie ca. 1975 beigetreten war.

Diese Ergebnisse waren bereits früh bekannt. Der WissenschaŌ s- 
und Sozialrat der Vereinten NaƟ onen berichtete bereits 1953 da-
rüber. Amnesty InternaƟ onal machte in den 1960er Jahren darauf 
aufmerksam. Die InternaƟ onale GesellschaŌ  für Menschenrechte 
veröff entlichte in den 1980er Jahren ihre Untersuchung.

Das Argument nichts gewusst zu haben, ist von uns nicht zu akzep-
Ɵ eren und wir sollten sehen, dass das internaƟ onale Völkerrecht ein 
hervorragendes Instrumentarium ist und uns ein Wertesystem an 
die Hand gibt, womit wir das Zwangsarbeitssystem in der DDR be-
urteilen können.

Ich wünsche Ihnen für das Tribunal alles Gute!
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J. P. Wölbern: Zwangsarbeit 
poliƟ scher HäŌ linge in der DDR

Zunächst einmal herzlichen Dank für die Einladung. Ein paar Wort zu 
meiner Person: Warum sitze ich hier?

Es gibt zwei Gründe. Erstens, ich bin Historiker und habe mich mit 
der Zwangsarbeit poliƟ scher HäŌ linge beschäŌ igt und meine Pro-
moƟ on zum Thema Freikauf poliƟ scher HäŌ linge verfasst. Der zwei-
te Grund ist: Ich bin Mitglied im Vorstand des Menschenrechtszen-
trums CoƩ bus.

Der erste Aspekt meines Vortrags ist, dass es sich hier um ein Fall-
beispiel handelt, denn wie Sie anhand der Ausstellungstafeln sehen, 
gibt es Zwangsarbeit auf der ganzen Welt. Meine Aufgabe ist es, die 
Zwangsarbeit in der DDR zu beleuchten. Und der zweite Aspekt ist, 
den Blick auf poliƟ sche Gefangene zu richten, im Vergleich zu kri-
minellen HäŌ lingen, die auch hier in CoƩ bus einsaßen, wenn auch 
weniger, aber sie waren dennoch vorhanden.

Ich habe 2015 eine Studie zum Thema veröff entlicht für den Beauf-
tragten für die neuen Länder und habe mich mit Quellen ausein-

Dr. phil. Jan Philipp Wölbern, 
Referent Osteuropa 
der Konrad-Adenauer-SƟ Ō ung
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andergesetzt: mit Unterlagen der Stasi, der Verwaltung Strafvollzug 
im Innenministerium, der die Gefängnisse unterstellt waren, sowie 
Erinnerungsberichte ehemaliger poliƟ scher HäŌ linge gelesen und 
auch einige Interviews geführt. Soviel zu den Quellen.

Zuerst werde ich ein paar Worte sagen zu den rechtlichen und ideo-
logischen Grundlagen für die HaŌ arbeit und dann etwas über die 
ökonomische Bedeutung und driƩ ens welche Art Zwangsarbeit die 
poliƟ schen Gefangenen verrichten mussten. Was bedeutete das? 
In welchen Branchen mussten sie arbeiten? Welche konkreten Ar-
beiten haƩ en sie zu verrichten? Und ich werde mich mit der Fra-
ge beschäŌ igen, ob HäŌ lingsarbeiter schlechter gestellt waren als 
die zivilen Arbeiter, die ja ähnliche Arbeiten zu verrichten haƩ en. 
Wir haben hier in CoƩ bus das Beispiel der SPRELA-Werke, wo es 
einen zivilen Stammbetrieb gab und hier in der HaŌ anstalt produ-
ziert wurde. Und ich befasse mich auch mit der Frage: Wie war die 
Stellung der poliƟ schen Gefangenen in der Gefangenenhierarchie? 
Am Ende folgt dann die Zusammenfassung.

1. Zu den rechtlichen und ideologischen Grundlagen

In der DDR gab es ein Recht auf Arbeit, das sogar in der Verfassung 
verankert war. Das bedeutete aber im Umkehrschluss, dass es auch 
eine Pfl icht zur Arbeit gab und das galt dann gleichermaßen für zivi-
le BeschäŌ igte wie für Gefangene. Strafgefangenenarbeit war dem-
nach nach dem ideologischen Verständnis der Normalfall und nicht 
die Ausnahme. Das war ein Selbstverständnis in der ganzen DDR. In 
der Theorie sollte Arbeit der Erziehung zu einem vollwerƟ gen sozi-
alisƟ schen Staatsbürger dienen, soviel zur Theorie. In der Praxis zei-
gen aber alle Studien und Berichte, dass das primäre Ziel der Gefan-
genenarbeit darin lag, einen wirtschaŌ lichen Beitrag zur Erfüllung 
des Planes zu leisten. Die Strafgefangenenarbeit war im Staatshaus-
haltsplan fest eingeplant. So ist in einer NiederschriŌ  der Verwal-
tung Strafvollzug von 1960 zu lesen: „Der Zweck des Strafvollzugs 
liegt darin die Strafgefangenen für die ökonomischen Aufgaben der 
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GesellschaŌ  auszunutzen.“ In erster Linie spielten da ökonomische 
Gesichtspunkte eine Rolle und nicht die Theorie.

2. Ökonomische Bedeutung

Der zweite Punkt ist die ökonomische Bedeutung der HaŌ arbeit. Es 
gibt leider keine exakten Erhebungen oder Aufzeichnungen, wie viele 
poliƟ sche und kriminelle Gefangene in 40 Jahren DDR Zwangsarbeit 
leisten mussten, man kann aber eine ungefähre Größenordnung an-
geben. Man kann zwischen 15.000 und 30.000 Personen veranschla-
gen, zeitweilig in einigen Spitzenzeiten auch mehr, die Zwangsarbeit 
in der HaŌ  leisten mussten. Wenn man das ins Verhältnis setzt, dann 
waren das ungefähr 0,5 % der arbeitenden Bevölkerung in der DDR. 
Die Spezifi k der HaŌ arbeit war eher nicht der doch geringe Beitrag, 
sondern HäŌ linge konnten in Bereichen eingesetzt werden, für die 
man keine zivilen Arbeiter fi nden konnte. Das konnte zum Beispiel 
aus dem Grund sein, dass die Arbeit schlicht unaƩ rakƟ v war, weil 
sie besonders schwer war oder schlecht bezahlt. Hinzu kommt, dass 
HäŌ linge besonders an neuralgischen Punkten der VolkswirtschaŌ  
eingesetzt waren. Das führte häufi g dazu, wenn AmnesƟ en bevor-
standen, roƟ erten die Herren in der Verwaltung Strafvollzug, weil 
sie sahen, da kommt ein riesiger Ausfall von ArbeitskräŌ en auf sie 
zu und das führt schlimmstenfalls dazu, dass die Energieversorgung 
gefährdet ist. Viele tausende HäŌ linge mussten in der Braunkohle 
arbeiten. Das drohte natürlich bei jeder AmnesƟ e diese Energiever-
sorgung zu gefährden.

Es ist in diesem Zusammenhang oŌ  die Frage diskuƟ ert worden, 
ob eigentlich diese Zwangsarbeit für die Staatskasse der DDR ins-
gesamt ein Defi zitgeschäŌ  war oder ein Profi tgeschäŌ . Man kann 
das nur schwer berechnen, da solide Zahlen fehlen. Der Punkt ist 
ein anderer, es war aƩ rakƟ v HäŌ linge zu beschäŌ igen, weil man 
sie in Bereichen einsetzen konnte, für die man keine zivilen Arbei-
ter fi nden konnte und man konnte schlichtweg InvesƟ Ɵ onen in Ar-
beitsschutz einsparen. Man musste keine neuen Maschinen kaufen 
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und man konnte HäŌ linge durchgängig ohne Anspruch auf Urlaub 
beschäŌ igen. Ich habe mal einen ehemaligen Gefangenen gefragt, 
ob er im Gefängnis eigentlich Urlaub oder arbeitsfreie Tage gehabt 
häƩ e, worauf dann die lapidare Antwort kam, ob das jetzt ein Witz 
sein sollte!! Es gab also Anreize für die zivilen Betriebe HäŌ linge zu 
beschäŌ igen.

Ich habe trotzdem mal versucht, im Rahmen der Studie aus den letz-
ten Jahren, eine Berechnung anzustellen am Beispiel der Firma Esda 
Thalheim. Ob man durch den Export, der von HäŌ lingen hergestell-
ten Waren, etwas verdienen konnte. Aber auch da stellte sich her-
aus, dass immer eine Deckungshöhe blieb. Deshalb habe ich Zweifel 
daran, ob man aus dem Westexport exorbitante Gewinne erzielen 
konnte. Der Punkt ist aber ein anderer. Man konnte damit Devisen 
erwirtschaŌ en. Und je länger die DDR exisƟ erte, umso stärker trat 
das MoƟ v in den Vordergrund: Devisen erwirtschaŌ en, koste es was 
es wolle.

3. Art der Zwangsarbeit

Wo waren eigentlich poliƟ sche Gefangene im Vergleich zu krimi-
nellen HäŌ lingen besonders von HaŌ zwangsarbeit betroff en? Man 
kann grundsätzlich zwei Phasen unterscheiden. Bis Anfang der 60er 
Jahre waren poliƟ sche Gefangene weitestgehend gleichmäßig ver-
teilt auf alle Strafanstalten der DDR. Ich konnte mal eine Karteiaus-
wertung machen mit tausenden von Angaben zu poliƟ schen und kri-
minellen Gefangenen. Da konnte man es sehr schön ablesen, dass es 
zu dieser Zeit in fast jedem Gefängnis poliƟ sche Gefangene gab. Das 
änderte sich dann vor allem nach dem Mauerbau. Da fürchtete die 
Stasi, dass Gefangene, die einen gescheiterten Fluchtversuch unter-
nommen haƩ en und deswegen inhaŌ iert wurden, ihren „negaƟ ven 
Einfl uss“ auf die anderen Gefangenen ausüben könnten. Man fürch-
tete eine so genannte „InfekƟ on“ der kriminellen Strafgefangenen. 
Es gab dann Überlegungen poliƟ sche Gefangene in ein oder zwei 
HaŌ anstalten zu konzentrieren und dann aus diesen HaŌ anstalten 
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rein poliƟ sche HaŌ anstalten zu machen. Das hat man nicht getan, 
man ist einen MiƩ elweg gegangen und hat besƟ mmten HaŌ anstal-
ten verstärkt poliƟ sche Gefangene zugewiesen. Das konnte man 
an dieser HaŌ kartei sehr gut ablesen. In CoƩ bus, – übrigens ein 
Schwerpunkt für poliƟ sche Gefangene schon seit den 40er Jahren 
– in Brandenburg und Hoheneck, später dann auch in Rummelsburg 
und Naumburg und Karl-Marx-Stadt, in Hohenleuben und im Ju-
gendhaus Halle waren in den 80er Jahren besonders viele poliƟ sche 
Gefangene inhaŌ iert. In einigen dieser Strafanstalten bildeten die 
poliƟ schen Gefangenen sogar die Mehrheit. Umgekehrt gab es aber 
auch einige HaŌ orte, wo keine poliƟ schen Gefangenen einsaßen 
oder nicht mehr eingewiesen wurden. Ein Beispiel ist die HaŌ anstalt 
im BiƩ erfelder Chemiedreieck. Dort waren bis 1983 poliƟ sche Ge-
fangene inhaŌ iert, es gab dann mehrere Vorfälle, ich glaube sogar 
ein bis zwei Todesfälle, und danach gab es eine Rundverfügung, dass 
ab sofort keine poliƟ schen Gefangenen mehr eingewiesen werden. 
Einfach aus dem Grund, weil man fürchtete, dass durch freigekauŌ e 
HäŌ linge, die in den Westen kamen, dieses Thema in die Medien 
getragen wird. Warum erzähle ich das? Das haƩ e Folgen, wo in be-
sonderem Maße poliƟ sche HäŌ linge von der HaŌ arbeit betroff en 
waren. Ich kann jetzt nicht alle Branchen aufzählen, aber kann eini-
ge ausschließen oder eine Tendenz feststellen. Die Braunkohle, ein 
typischer Einsatzort für Strafgefangene, war tendenziell immer we-
niger typisch für poliƟ sche HäŌ linge und auch die Chemieindustrie 
war in den 80er Jahren kein Schwerpunkt mehr für den Einsatz von 
poliƟ schen HäŌ lingen.

Ich komme zum nächsten Punkt, zur Frage: Wie waren poliƟ sche 
HäŌ linge gestellt im Vergleich zu den zivilen Mitarbeitern in den Be-
trieben und zu kriminellen Gefangenen? Dr. ChrisƟ an Sachse hat es 
schon angesprochen, HäŌ lingsarbeit ist im Grunde nicht nur legiƟ m, 
sondern es ist eine Pfl icht der UN-Mitgliedsstaaten HäŌ lingen zu 
ermöglichen zu arbeiten. Das Kuriose dabei ist, manchmal wird es 
von Betroff enen sogar für sinnvoll empfunden. Man darf allerdings 
diese Aussagen, auch wenn tatsächlich viele ehemalige Gefangene 
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das sagen, nicht missverstehen, denn es ist in erster Linie als eine 
Erlösung vom aufgezwungenen Nichtstun in der UntersuchungshaŌ  
und gewissermaßen als das kleinere Übel angesehen worden. Das 
sagt natürlich nichts über die HaŌ bedingungen aus.

Art und Schwere der Arbeit – ein schwieriges Thema –, weil sich 
Einsatzgebiet und Art der TäƟ gkeit in den einzelnen volkswirt-
schaŌ lichen Betrieben sehr unterschieden haben. Das konnte von 
körperlicher Schwerstarbeit, denken Sie an die Braunkohle, an den 
Gleisbau bis zu Arbeiten reichen, die eher monoton waren und viel-
leicht weniger körperlich anstrengend, aber dafür als anders belas-
tend empfunden wurden. Besonders haben ehemalige Gefangene 
diese Arbeit als anstrengend empfunden, weil sie dafür gar nicht 
qualifi ziert waren oder lediglich kurz angeleitet wurden und deshalb 
Schwierigkeiten haƩ en die Normen zu erfüllen. Schließlich auch 
deshalb, weil Schutzvorrichtungen fehlten, es ständig Druck bei der 
Normerfüllung gab und Erholungszeiten zu kurz waren, die Verpfl e-
gung schlecht und auch die medizinische Versorgung mangelhaŌ  
war. Und schließlich am Ende der Skala, im Chemiedreieck BiƩ erfeld 
ist es sehr gut belegt, dass die HäŌ linge dort ein bewegliches Ar-
beitskräŌ epotenƟ al waren, das besonders variabel für die Drecks-
arbeit eingesetzt werden konnte. Dazu noch ein Zitat aus einer 
MfS-Quelle: „Es werden besondere Schwierigkeiten von den Fach-
ministern für die Gewinnung von ArbeitskräŌ en zur Ausführung von 
ausschließlich schwerer körperlicher Arbeit gesehen, die bisher von 
Strafgefangenen erfolgte, im Zusammenhang mit der AmnesƟ e.“ 
Also auch den verantwortlichen Behörden war das bekannt.

Gut belegt ist übrigens auch die Benachteiligung der poliƟ schen 
Gefangenen bei den HaŌ - und Arbeitsbedingungen infolge der Ge-
fangenenhierarchie, weil dort die poliƟ schen HäŌ linge natürlich am 
untersten Ende standen. SchlüsselposiƟ onen wurden in der Regel 
an kriminelle LangzeitstraŌ äter vergeben. Und dann wurden leich-
tere Arbeiten natürlich an kriminelle Gefangene vergeben, wobei 
die poliƟ schen HäŌ linge schwerere Arbeiten zu verrichten haƩ en. 
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Das Thema Arbeitsnormen und Normerfüllung ist in diesem Zusam-
menhang auch noch zu erwähnen. Es gab auch hier eine grundsätz-
liche Anweisung, dass eigentlich Strafgefangene und zivile Arbeiter 
gleichbehandelt werden sollten. Allerdings wurden die Normen 
nicht zentral festgelegt, sondern es oblag den jeweiligen Arbeitsbe-
trieben. Jeder Betrieb konnte die Normen weitestgehend frei fest-
legen. Dazu ein Zitat aus einem Bericht der Verwaltung Strafvollzug: 
„Infolge nicht ausreichender Kontrolle der entsprechenden Pläne 
seitens der Ministerien wird die ArbeitsprodukƟ vität der Strafgefan-
genen so geplant bzw. verändert, wie es dem Betrieb gerade passt.“ 
Das konnte in einigen Fälle bis zu 130 % betragen. Es hing also von 
dem jeweiligen Betrieb ab, ob diese Anweisung zur Gleichbehand-
lung eingehalten wurde. Berichte von erhöhten Arbeitsnormen 
sind deshalb auch absolut glaubhaŌ , weil es Sache des Betriebes 
vor Ort in der jeweiligen Strafanstalt war, wie es gehandhabt wird. 
Und man darf auch nicht vergessen, es gab es eine Art Anreizsystem 
zur Normübererfüllung. Das heißt ganz einfach, die HäŌ linge waren 
gezwungen die Norm zu erfüllen, weil sie sich dringend benöƟ gte 
NahrungsmiƩ el oder andere Waren hinzukaufen mussten, um die 
HaŌ  überhaupt erträglich zu gestalten. Zu den Arbeitszeiten, die 
auch häufi g Thema sind, gibt es wieder den gleichen Befund. Recht-
lich gesehen war es unzulässig Strafgefangenen dauerhaŌ  längere 
Arbeitszeiten aufzubürden. In der Praxis hieß das aber, dass häu-
fi g Sonderschichten gefahren werden mussten, die dann in Anfüh-
rungsstrichen „freiwillig“ abgeleistet wurden und Schichtarbeit war 
gang und gäbe. Eine Zahl möchte ich Ihnen dazu erläutern: Ungefähr 
die HälŌ e aller HäŌ linge im Jahr 1977, sowohl poliƟ sche als auch 
kriminelle, waren im Drei-Schicht-System eingesetzt, mussten also 
auch nachts arbeiten. Bei den zivilen Arbeitern etwa zu derselben 
Zeit waren das nur ca. 20 %. Die Häufi gkeit, dass man dieser extre-
men Belastung ausgesetzt war, war schlichtweg höher. Daraus kann 
man gut ablesen, das haƩ e System.

Zum Thema Arbeitsschutz brauche ich eigentlich gar nicht viel aus-
führen. Der einhellige Befund aus allen Studien und Untersuchun-
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gen sagt aus, dass Maßnahmen zum Arbeitsschutz häufi g mangel-
haŌ  oder gar nicht vorhanden waren. Es gibt in fast allen Berichten 
ehemaliger poliƟ scher Gefangenen Aussagen zu kleineren oder grö-
ßeren Verletzungen und Vernachlässigungen des Arbeitsschutzes. 
Auch hierzu gibt es eine Zahl. Wenn man sich die Häufi gkeit von 
Arbeitsunfällen anschaut, dann lag die Unfallhäufi gkeit bei Straf-
gefangenen um ein DriƩ el bis sogar zum Dreifachen höher als bei 
zivilen Arbeitern. Die Wahrscheinlichkeit einen Arbeitsunfall zu er-
leiden war also deutlich höher. Und dabei spielt die Dunkelziff er der 
nicht meldepfl ichƟ gen Arbeitsunfälle noch gar keine Rolle, weil viele 
Unfälle es gar nicht bis in die StaƟ sƟ ken geschaŏ   haben.

Zum Arbeitsentgelt noch einige Bemerkungen. Strafgefangenen 
stand seit den 50er Jahren nur etwa 10 % eines vergleichbaren Net-
tolohnes zu freien Verfügung, weil die sonsƟ gen Abgaben, die der 
Betrieb zu leisten haƩ e, nicht an die HäŌ linge ausgezahlt wurden. 
Es war ja auch kein arbeitsrechtliches Verhältnis, es bestand kein 
Arbeitsvertrag, sondern es war ein Anspruch der Strafanstalt, die 
ihre Gelder bekommen sollte.

Schließlich noch ein Punkt zu SankƟ onen bei Arbeitsverweigerung, 
auch ein wichƟ ger Punkt. Geringere Arbeitsleistung, geringere 
Norm oder gar eine Verweigerung zu arbeiten führte zu harten Kon-
sequenzen. So konnten VergünsƟ gungen, wie Besuchszeiten, Paket-
empfang oder der Einkauf eingeschränkt oder sogar vollständig ent-
zogen werden. Auch Lohnkürzungen gehörten zur gängigen Praxis 
und nicht zuletzt der Arrest, dazu sind auch Beispiele hier aus CoƩ -
bus belegt. Zum Thema Zwangsarbeit gibt es in der zweiten Etage 
des Menschenrechtszentrums eine Ausstellung. Insgesamt haben 
aber nur wenige HäŌ linge die Arbeit dauerhaŌ  verweigert. Es gibt 
einen Hinweis aus dem Jahr 1978, wo die Anzahl auf lediglich 1,3 % 
beziff ert wird. Aber die Zahl war auch deshalb so gering, weil Ar-
beitsverweigerung harte Konsequenzen mit sich brachte.

Abschließend noch einige Bemerkungen zu den Langzeiƞ olgen. Es 
ist unglaublich schwierig solche körperlichen Beschwerden explizit 
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auf HaŌ arbeit zurückzuführen, weil natürlich die HaŌ bedingungen 
als solche in KombinaƟ on mit der Arbeit zusammen betrachtet wer-
den müssen. Als Gutachter kann man das nicht auseinanderneh-
men, das ist undenkbar, außer bei einem Beispiel, wo jemand einen 
Finger verloren hat bei einer Stanzarbeit. Da stellen sich im Grunde 
methodische Fragen, das Problem ist nicht leicht lösbar.

Ich komme zum Schluss und will drei Punkte hervorheben:

These: Galt Arbeit offi  ziell als MiƩ el der Erziehung in der DDR, hat-
te sie in der Praxis aber hauptsächlich eine ökonomische FunkƟ on. 
These: HäŌ linge wurden für Arbeiten eingesetzt, die bei zivilen Ar-
beitern zum Beispiel wegen der besonderen Schwere unaƩ rakƟ v 
waren. These: Einige Branchen waren seit den 80er Jahren eher un-
typisch für den Einsatz poliƟ scher HäŌ linge, zum Beispiel die Braun-
kohle oder chemische Industrie seit 1983.

Insgesamt kann man sagen, dass Strafgefangene schlechter gestellt 
waren als zivile Arbeiter, allerdings gab es große Unterschiede von 
Betrieb zu Betrieb und von Branche zu Branche. Und man darf bei 
der ganzen Diskussion nicht vergessen: die Arbeit musste immer un-
ter HaŌ bedingungen geleistet werden.

Die Arbeitsbedingungen der Zwangsarbeit und dabei handelt 
sich um eine besondere Form der HaŌ arbeit, waren fundamental 
schlechter als in zivilen Betrieben wegen überlanger oder gesund-
heitsgefährdender Arbeit oder harten SankƟ onen bei Arbeitsver-
weigerung. Inwiefern auch westliche Firmen dafür Verantwortung 
tragen, war nicht Gegenstand meiner Untersuchung.

Abschließend eine Bemerkung: Wir haben uns hier mit einer grund-
sätzlichen Frage auseinander zu setzen, die in globaler Sicht in den 
letzten Jahren immer mehr an Bedeutung gewonnen hat, nämlich 
wie wir miteinander mit dem Thema in der WeltgemeinschaŌ  um-
gehen wollen. Dazu können wir heute vielleicht einen kleinen Bei-
trag leisten. 
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S. Kill: Die Reichsbahn und der Strafvollzug in der DDR

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich danke herzlich für die Einladung, hier im Menschrechtszentrum 
in CoƩ bus die Ergebnisse der 2016 veröff entlichten Studie zur HaŌ -
zwangsarbeit für die Deutsche Reichsbahn in der DDR vorzustellen. 
Unter den Zuhörern sind sicherlich einige, denen das Thema sehr 
vertraut ist. Daher ist es mir ein Anliegen, auch das Augenmerk auf 
die Möglichkeiten der Historischen Forschung sowie der Erinne-
rungspoliƟ k im konkreten Fall meines Arbeitgebers, der Deutschen 
Bahn, zu lenken.

Inzwischen sind sechs Jahre vergangen seitdem die Deutsche Bahn 
die GesellschaŌ  für Unternehmensgeschichte beauŌ ragte in Zu-
sammenarbeit mit uns, der Historischen Sammlung des Unterneh-
mens, die Rolle der DDR-Reichsbahn bei der HäŌ lingszwangsarbeit 
zu erforschen. Damals rückte das Thema der HäŌ lingszwangsarbeit 
wieder verstärkt in den Fokus der Öff entlichkeit. Die Tatsache, dass 

„HäŌ lingszwangsarbeit für die Deutsche Reichsbahn in der DDR – 
Historische Forschung und ErinnerungspoliƟ k“ (SchriŌ fassung)

Dr. Susanne Kill, Leiterin 
Konzerngeschichte Deutsche Bahn



57

S.   KILL FACHVORTRÄGE

eine westliche Firma wie Ikea in DDR-Gefängnissen produzieren 
ließ, sorgte für mediale Aufmerksamkeit. Zudem erschien die Arbeit 
von Tobias Wunschik „Knastware für den Klassenfeind“. Die UOKG 
kämpŌ e verstärkt für eine bessere Opferrente und die BeauŌ ragte 
für die neuen Bundesländer Iris Gleicke, haƩ e – wie Sie wissen – 
beim Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam, Jan Phillipp 
Wölbern beauŌ ragt, das Ausmaß der HaŌ arbeit von poliƟ schen Ge-
fangenen zu untersuchen.

Die Eisenbahn der DDR, die Reichsbahn, stand damals als AuŌ rag-
geber für Gefangenenarbeit noch nicht im Fokus der Öff entlich-
keit. Nur Insider und Betroff ene wussten darum, dass auch HäŌ -
linge für die Deutsche Reichsbahn gearbeitet haƩ en. Prominent 
haƩ en ChrisƟ an Sachse und Tobias Wunschik darauf aufmerksam 
gemacht. Doch innerhalb des Unternehmens Deutsche Bahn gab 
es keinerlei aktenkundiges Wissen über das Thema der HäŌ lings-
zwangsarbeit.

Insofern war es dringend geboten, Fragen zu beantworten, wann, 
wo, unter welchen Bedingungen HäŌ lingsarbeiter für die Eisenbahn 
eingesetzt wurden, und ob es etwa auch „Knastware“ gab, die für 
westliche Devisen verkauŌ  werden konnte. Das waren die Fragen, 
die es erst einmal empirisch zu beforschen galt. Es wurde also kein 
Gutachten erstellt, sondern ein Thema ausgelotet, das bis dahin 
noch nicht historisch beforscht war.

Dahinter standen durchaus erinnerungspoliƟ sche Absichten. Zum 
einen wollte die Bahn überhaupt bei den zu erwartenden medialen 
Anfragen auskunŌ sfähig sein. Zum anderen galt es die eigene Unter-
nehmensgeschichte kennen zu lernen und zu bewerten. Denn auch, 
wenn die 1994 aus der Taufe gehobene Deutsche Bahn AG nicht in 
der Rechtsnachfolge ihrer VorgängerorganisaƟ onen steht, so sieht 
sie sich doch in der Pfl icht, ihr Erbe zu kennen und gesellschaŌ s-
poliƟ sche Verantwortung zu übernehmen. Das bedeutet auch, dass 
Unrecht benannt werden muss, wenn es geschah. Als ein deutsches 
Staatsunternehmen war die Bahn immer eng mit der jeweiligen 
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poliƟ schen Geschichte der Deutschen verbunden und wurde bzw. 
stellte sich entsprechend in deren Dienst. Doch über das Schicksal 
von HäŌ lingen in der DDR, die für die Reichsbahn arbeiten mussten, 
war im Unternehmen – wie gesagt – nichts bekannt.

Über die GesellschaŌ  für Unternehmensgeschichte konnten Prof. 
Christopher Kopper und Dr. Jan Henrik Peters, zwei ausgewiesene 
Kenner der Reichsbahngeschichte in der DDR, mit der historisch 
wissenschaŌ lichen Beantwortung dieser Fragen beauŌ ragt werden. 
Ihre Forschungsergebnisse will ich kurz zusammenfassen.

Mit etwas brachialem Strukturierungswillen lassen sich drei zeitli-
che Phasen der HäŌ lingszwangsarbeit für die Deutsche Reichsbahn 
in der DDR festhalten. Die erste Phase, die bis MiƩ e der 1960er Jah-
re währte, war dadurch gekennzeichnet, dass bei der Reichsbahn 
wichƟ ge Infrastrukturmaßnahmen anstanden, um die von Kriegs-
zerstörungen und Demontage geschwächte Schieneninfrastruktur 
aufzubauen. Es waren vor allem Gleisbauarbeiten zu denen HäŌ lin-
ge, zuweilen auch ad hoc, herangezogen wurden. In einer zweiten 
Phase ab Ende der 1960er Jahren einigten sich das Ministerium des 
Inneren und das Ministerium für Verkehr auf einen Art Leiharbeits-
vertrag, in dem man sich gegenseiƟ g verpfl ichtete, ein festes KonƟ n-
gent von HäŌ lingen mit Arbeiten auf staƟ onären Arbeitsplätzen zu 
beschäŌ igen. Eine driƩ e und letzte Phase lässt sich ab den 1980er 
Jahren ausmachen als die Zahl der verhaŌ eten Republikfl üchtlinge 
rapide ansƟ eg und nun auch poliƟ schen Gefangene mit HaŌ strafen 
unter fünf Jahren wieder in Brandenburg-Görden inhaŌ iert wurden. 
Dort unterhielt die Reichsbahn eine Außenstelle des Reichsbahn-
ausbesserungswerkes (RAW) Potsdam.

Erste Phase

Eines der ersten Beispiele für den Arbeitseinsatz von HäŌ lingen, 
das wir nachweisen konnten, ist ein Infrastrukturvorhaben im Erz-
gebirge. Es haƩ e seine Anfänge noch vor Gründung der DDR. Im Ge-
gensatz zu den Militärverwaltungen der Westalliierten überließ die 
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SowjeƟ sche MilitäradministraƟ on die Verantwortung für das Eisen-
bahnwesen sehr schnell, nämlich bereits im September 1945, den 
Deutschen.

De facto aber waren die Handlungsspielräume der Reichsbahnfüh-
rung unmiƩ elbar nach dem Krieg gering. Ihre Hauptaufgabe bestand 
darin, den Betrieb am Laufen zu halten.

Umso erstaunlicher war es als im Dezember 1948 die Reichsbahn-
direkƟ on in Dresden über das Büro des Leiters der sowjeƟ schen 
Transportabteilung, Generalmajor Kwaschin den Befehl erhielt, die 
Abfuhrstrecke für das erzgebirgische Abbaugebiet der „Wismut“ um 
Johanngeorgenstadt, zweigleisig auszubauen. Das Vorhaben war für 
die unmiƩ elbare Nachkriegszeit ehrgeizig. Die Strecke Schwarzen-
berg – Johanngeorgenstadt sollte zweigleisig ausgebaut werden, es 
galt einen neuen Tunnel zu schlagen, einen Güterbahnhof und eine 
Anschlussbahn zu errichten. Alle Arbeiten sollten – so sah es der 
Plan vor – bis zum 1. Januar 1951 abgeschlossen sein.

Das solche Projekte in der Nachkriegszeit nicht unmiƩ elbar umge-
setzt werden konnten, lag auf der Hand. KompetenzstreiƟ gkeiten 
wie Fragen der Projektleitung, die BeauŌ ragung der noch privatwirt-
schaŌ lich geführten Baufi rmen, sowie die schwierige Beschaff ung 
von Materialen und ArbeitskräŌ en, all das war in der Nachkriegs-
zeit für eine durch den Krieg zerstörte VolkswirtschaŌ  ein großes 
Problem. Letztlich übernahm ein sowjeƟ scher Baustab die Gesamt-
leitung des Vorhabens. Der Reichsbahn blieb die Projektleitung für 
den Ausbau des Bahnhofs und den Streckenbau.

Ich erwähne dieses Projekt aus den Anfangsjahren der DDR des-
halb so ausführlich, da hier die vielen Grautöne aus den Anfängen 
des Strafvollzugs und des HäŌ lingsarbeitseinsatzes in der DDR sehr 
deutlich werden.

Da auf dem freien Arbeitsmarkt die benöƟ gten 600 bis 700 Arbeits-
kräŌ e nicht zu rekruƟ eren waren, sollten die schweren Erdarbei-
ten von Strafgefangenen aus Sachsen geleistet werden. Zu diesem 
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Zweck richteten die sächsischen JusƟ zbehörden das HaŌ arbeits-
lager  Erlabrunn ein. Gemeinsam stellten Reichsbahn und Wismut 
Güterwagen für die Unterbringung von je zwölf Mann zur Verfügung 
und regelten die Fragen des Lohnes, der Sozialabgaben, der Verpfl e-
gung und schlossen Verträge mit den Baufi rmen. Es waren dann die-
se Firmen, die den Lohn für die HäŌ linge an die JusƟ z zu überweisen 
haƩ en. Dabei sollten nur HäŌ linge zum Einsatz kommen, die Strafen 
von mindestens sechs Monaten und höchstens drei Jahren zu ver-
büßen haƩ en.

Die sächsischen JusƟ zbehörden waren nicht in der Lage, genügend 
Gefangene zur Verfügung zu stellen. Aus den sächsischen Gefäng-
nissen und einem Arbeitslager in Pirna konnten insgesamt nur 350 
HäŌ linge nach Erlabrunn verbracht werden. In dieser SituaƟ on 
übernimmt dann die Hauptabteilung Strafvollzug und Anstaltsver-
waltung des Ministeriums der JusƟ z im April 1950 die KoordinaƟ on 
der GefangenenrekruƟ erung. Es ordnete an, dass Mecklenburg 150 
Strafgefangene, Thüringen 100, Sachsen-Anhalt 150 und Branden-
burg 50 „voll arbeitsfähige“ HäŌ linge schicken sollten. Was dann 
auch der Fall war.

Es ist noch die Zeit als die Strafvollzugsanstalten der JusƟ z unter-
standen und nicht dem Ministerium des Inneren. Und es ist zu ver-
muten, dass dieses Strafarbeitslager für die DDR vorbildlich sein 
sollte. Die sächsischen JusƟ zbehörden führten es unter der Bezeich-
nung „FortschriƩ “. Die Unterbringung war annehmbar, die Versor-
gung mit Kleidung und Nahrung war trotz der allgemein herrschen-
den MangelwirtschaŌ  ausreichend und man bemühte sich sogar um 
eine Art „Kulturprogramm“, so berichtete es zumindest ein Gefan-
gener nach Hause.

Mit den Strafarbeitslagern oder Kriegsgefangenenlagern in Stalins 
Sowjetunion haƩ e das Arbeitslager ebenso wenig gemein wie mit 
den Zwangsarbeiterlagern in der NS-Zeit. Doch eines wurde gerade 
bei der Einrichtung dieses vielleicht „vorbildlichen Lager“ deutlich: 
Für den jungen Staat und die einfl ussreiche sowjeƟ sche Militärad-
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ministraƟ on bildeten die Strafgefangenen ein Reservoir an Arbeits-
kräŌ en, auf das mit dem Einverständnis der JusƟ zverwaltung jeder-
zeit zugegriff en werden konnte.

Das Lager exisƟ erte nicht lange, vermutlich bis zum Jahreswechsel 
1951/52. Für die Reichsbahn und auch die „Wismut“ haƩ e das Pro-
jekt langfrisƟ g keinen Mehrwert. Zum einen waren die Erdarbeiten 
an den Dämmen und AnschüƩ ungen unprofessionell ausgeführt 
worden, sodass Betriebsunfälle an der Tagesordnung waren. Zum 
anderen stellte sich schon wenige Jahre nach Abschluss der Bau-
arbeiten heraus, dass die ErzlagerstäƩ en im Johanngeorgenstädter 
Raum erschöpŌ  waren, sodass der Streckenausbau im Grunde voll-
kommen unnöƟ g blieb.

Auch wenn das Streckenbauprojekt im Erzgebirge ein „sowjeƟ sches 
Projekt“ war, so war es doch ganz im Sinne der SED-Führung und 
ihrer JusƟ z. Strafgefangene sollten nicht mit unnützen Arbeiten be-
schäŌ igt werden, – als Beispiel wird in den entsprechenden Schrif-
ten gerne das Tütenkleben ziƟ ert – sondern sie sollten akƟ v am Auf-
bau der Deutschen DemokraƟ schen Republik beteiligt werden.

In dieser frühen Phase der DDR, die von parteiinternen Machtkämp-
fen geprägt war, galt Arbeit unter den Bedingungen einer verstaat-
lichten VolkswirtschaŌ  ganz allgemein als IntegraƟ onsinstrument 
der sozialisƟ schen GesellschaŌ . Ideologisch und mithilfe ihres Re-
pressionsapparat hielt die DDR-Führung bis zu ihrem Ende daran 
fest. Nicht zu arbeiten, war nicht nur gesellschaŌ lich geächtet, son-
dern stand auch unter Strafe. Der so genannte „Asozialen-Paragraf“ 
249 sah für „Arbeitsscheue“ bis zu zwei Jahre HaŌ  vor, in der dann 
„das Arbeiten“ gelernt werden sollte.

Die Strafanstalt, das Arbeitslager als Erziehungsanstalt, der Gedanke 
war nicht neu und stand doch bald ganz hinter einem anderen Nut-
zenkalkül zurück. Die Strafgefangenen der DDR wurden zu einem 
Reservoir an ArbeitskräŌ en, auf das der Staat und damit auch seine 
volkseigenen Betriebe jederzeit zurückgreifen konnten.
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Im Fall der Deutschen Reichsbahn betraf das zunächst vor allem 
den Gleisbau. Wurden für den Bau des Berliner Außenrings 1951 
aus poliƟ schen Gründen keine Strafgefangenen eingesetzt, so sah 
es bei dem zweiten wichƟ gen Infrastrukturprojekt der Reichsbahn, 
dem Ausbau des Rostocker Hafens und der Abfuhrstrecke nach Ber-
lin schon anders aus.

Für dieses Vorhaben, das Teil des Siebenjahresplanes von 1958 war, 
wurden Baukapazitäten aus der gesamten Republik zusammenge-
zogen. Dennoch haƩ e die BaudirekƟ on der Reichsbahn Schwierig-
keiten, für die immer noch überwiegend per Hand ausgeführten 
Damm- und Gleisarbeiten genug ArbeitskräŌ e zu rekruƟ eren. In-
sofern war es naheliegend auf die inzwischen eingeübte Praxis der 
Strafgefangenenarbeit zurückzugreifen. Eine Praxis, die inzwischen 
nicht mehr von der JusƟ z, sondern dem Ministerium des Inneren 
forciert wurde. Doch die IniƟ aƟ ve Strafgefangene hier zu beschäf-
Ɵ gen, ging – soweit wir wissen – von der örtlichen Bauleitung der 
Reichsbahn in Lalendorf aus, die im Dezember 1958 100 HäŌ linge 
bei der Strafvollzugsverwaltung des Bezirkes Schwerin anforderte.

Wegen der volkswirtschaŌ lichen Dringlichkeit des MagistralBaus er-
teilte die Bezirksverwaltung der Volkspolizei der Gefängnisleitung in 
Bützow die Anweisung, Gefangene aus anderen Arbeitseinsatzbe-
trieben vorrangig jetzt der Reichsbahn zuzuweisen. Davon unabhän-
gig forderte auch die zentrale ReichsbahnbaudirekƟ on in Berlin bei 
der Spitze der Strafvollzugsverwaltung im Innenministerium HäŌ lin-
ge aus anderen Gefängnissen im Norden der DDR an. 

Neben dem Gefängnis Bützow mobilisierte Neustrelitz mehrere 
hundert Gefangene für die Reichsbahn zu arbeiten. Der Bau der Ber-
liner Mauer 1961 und die zunehmenden Repressionen durch JusƟ z 
und Staatssicherheit haƩ e die Zahl der Gefangenen in der DDR ins-
gesamt ansteigen lassen. Es bestand also kein Mangel an Strafgefan-
gen und ein erheblicher Teil der neu inhaŌ ierten HäŌ linge in Bützow 
wurde bei den Bauarbeiten an der Magistrale eingesetzt.
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Dabei war allen Beteiligten klar, dass die Reichsbahn ihre Planzie-
le nicht ohne HäŌ lingsarbeiter einhalten konnte. 1966 betrug der 
Anteil der Strafgefangenen an der Gesamtzahl der Gleisbauarbeiter, 
wie Christopher Kopper feststellte, immerhin 6,4 %, konkret handel-
te es sich um 243 Menschen.

Über die SituaƟ on der HäŌ lingsarbeiter an der Magistrale ist nicht 
allzu viel bekannt. Das Gefängnis Bützow stellte überwiegend Ge-
fangene des allgemeinen Vollzugs der Reichsbahn zur Verfügung. 
Überliefert ist, dass die Strafvollzugsbehörden den Einsatz von 
HäŌ lingen auf mobilen Baustellen auch kriƟ sch sahen. Obwohl die 
HäŌ linge in geschlossene Arbeitskolonnen eingesetzt und während 
der Arbeit von bewaff neten Aufsichtsposten der Strafanstalten und 
der Transportpolizei bewacht wurden, kamen sie mit zivilen Arbeits-
kräŌ en in Kontakt. HäŌ linge tauschten Waren mit Zivilarbeitern und 
erhielten in einzelnen Fällen den begehrten Alkohol. Die vergleichs-
weise wenigen Wachposten konnten oder wollten die HäŌ linge auf 
den Baustellen nicht lückenlos überwachen. 

An der Effi  zienz der Arbeitsleistung änderte das wenig. Die Normer-
füllung der HäŌ linge unterschied sich nicht von denen der freien 
Arbeiter. Sie schwankte im Zeitraum von 1962 bis 1965 zwischen 
130 und 85 %. Dabei haƩ e die Bauleitung der Reichsbahn die Be-
dingungen für eine Normerfüllung für alle ArbeitskräŌ e zu gewähr-
leisten. Dies galt allerdings für Strafgefangene in der Praxis nicht, da 
man eher den freien Arbeitern, die Möglichkeit zum Mehrverdienst 
einräumen wollte. HäŌ linge wurden daher oŌ mals an Arbeitsstel-
len eingesetzt, an denen reguläre ArbeitskräŌ e wegen unerfüllbarer 
Normen die Arbeit verweigert haƩ en. 

Wegen der harten Arbeit bei teilweise sehr schlechtem WeƩ er war 
der Krankenstand unter den HäŌ lingen hoch. Trotz der strengen 
Krankschreibungspraxis der Gefängnisärzte war jeder HäŌ lingsar-
beiter im JahresdurchschniƩ  an 15 Tagen arbeitsunfähig geschrie-
ben. Eine Möglichkeit zur berufl ichen Qualifi zierung gab es für die 
HäŌ lingsarbeiter auf den Reichsbahnbaustellen nicht. 
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Leider erlaubt die Aktenüberlieferung der Strafvollzugsanstalt 
Bützow keine Angaben über den Anteil der poliƟ schen Gefangenen 
während des Baus der Magistrale in den Jahren von 1958 bis 1967. 
Lediglich über das Standkommando in Waren liegen für das Jahr 
1963 Angaben vor. Ein FünŌ el der Gefangenen war wegen des Ver-
suchs der „Republikfl ucht“ verurteilt worden. Alle anderen saßen 
wegen krimineller Delikte ein.

Aus der PerspekƟ ve der Reichsbahn war der Einsatz von Strafgefan-
genen keine dauerhaŌ e Lösung, um die gesetzten Planziele zu erfül-
len. Selbst der Leiter der PoliƟ schen Verwaltung bei der Reichsbahn-
baudirekƟ on betrachtete die HäŌ lingsarbeiter als eine „unsichere 
Größe“, auf deren Gestellung man sich bei den weiteren Planungen 
für den Streckenausbau nicht dauerhaŌ  verlassen könne. Auch für 
die Strafvollzugseinrichtungen selbst war der Einsatz von Gefange-
nen in festen Arbeitsplätzen lukraƟ ver und einfacher zu handhaben.

Eine Ausnahme bildete das militärische Strafvollzugskommando 
Berndshof, in dem unter anderen auch die konsequenten Kriegs-
dienstverweigerer der Zeugen Jehovas ihre obligatorische Strafe von 
18 bis 24 Monaten verbringen mussten. Sie wurden durchgängig bis 
1983 zu schweren Ausbesserungsarbeiten im Gleisbau herangezo-
gen. Andere weitgediehene Überlegungen des Strafvollzugs aus den 
1960er Jahren – wie zum Beispiel die dauerhaŌ e Einrichtung von 
Gefangenenbauzügen – wurden aus Kostengründen verworfen.

Zweite Phase

Vor diesem Hintergrund begann die zweite Phase des Einsatzes 
von Strafgefangenen für die Zwecke der Reichsbahn 1967. Um der 
Reichsbahn und den Strafvollzugseinrichtungen Planungssicherheit 
zu geben, unterzeichnete das Ministerium für Verkehr, in der Person 
seines Ministers und Generaldirektors der Reichsbahn Erwin Kra-
mer und das Ministerium des Inneren unter Friedrich Dickel 1967 
einen Rahmenvertrag über den Einsatz von Strafgefangenen bei der 
Reichsbahn. Der Arbeitseinsatz von HäŌ lingen sollte nun nicht mehr 
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nur objekt- und jahresweise, sondern längerfrisƟ g geplant werden 
können.

Allerdings waren Gleisarbeiten jetzt die Ausnahme. Es wurden fes-
te Arbeitsplätze eingerichtet, wie es zum Beispiel im Oberbauwerk 
Bützow, bei der Jochmontage in Fürstenberg und Hohenbocka, im 
sächsischen Wülknitz und im thüringischen Stößen der Fall war. Hier 
richtete die Reichsbahn auf eigene Kosten die Gefangenenarbeits-
plätze ein.

Die Arbeiten auf den Jochmontageplätzen waren schon für die frei-
en ArbeitskräŌ e hart und gefährlich. Für die Gefangenen galt dies 
umso mehr, da ihre Anlernzeit nur knapp bemessen war und dem 
Unfallschutz keine große Bedeutung beigemessen wurde. Die lan-
gen Anfangswege, die Schichtarbeit und die Schwächung durch die 
eintönige Gefängnisernährung führten dazu, dass es immer wieder 
zu Unfällen kam. Dies traf besonders auf den Arbeitseinsatz in dem 
Ausbesserungswerk im berüchƟ gten Gefängnis Brandenburg zu.

Während bei der Bundesbahn der Güterverkehr immer mehr zu-
rückging, war er in der DDR ungebrochen stark. Insbesondere zu 
Erntezeiten gab es sogar ein Mangel an Güterwagen und die zahl-
reichen Ausbesserungswerke haƩ en Schwierigkeiten genügend Ar-
beitskräŌ e zu rekruƟ eren, um den Wagenpark am Laufen zu halten. 
Insofern priorisierte die ReichsbahngeneraldirekƟ on nach 1967 den 
Arbeitseinsatz von HäŌ lingen bei den Ausbesserungswerken. Ers-
te Erfahrungen haƩ e sie mit HäŌ lingen aus der UntersuchungshaŌ  
Stendal gewinnen können. Die Einrichtung eines Gefängniswerkes 
schien sich zu lohnen. Unter Regie des RAW Potsdam wurde in den 
späten 1960er Jahren in der Strafvollzugseinrichtung Brandenburg 
ein eigenes Gefängniswerk errichtet.

Brandenburg eignete sich deshalb als ProdukƟ onsstäƩ e für viele 
Betriebe, da das Gefängnisgelände über genügend Platz für Betrie-
be mit großem Flächenbedarf verfügte. Für die Reichsbahn war der 
Gleisanschluss an die Nebenstrecke Brandenburg-Rathenow von 
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Vorteil. Die auszubessernden Güterwaggons konnten ohne zusätz-
liche InvesƟ Ɵ onen so in das Gleisnetz des Ausbesserungswerkes 
überführt werden. Aus diesen Gründen entschied im Jahr 1967 die 
GeneraldirekƟ on auf dem Gefängnisgelände auf eigene Kosten eine 
Außenstelle des RAW Potsdam einzurichten. Die Verwaltung Straf-
vollzug haƩ e sich 1967 gegenüber der Reichsbahn verpfl ichtet, dem 
RAW Potsdam 110 Gefangene zur Verfügung zu stellen. Doch eine 
sichere Größe war das auch nicht. Durch die umfassende AmnesƟ e 
im Oktober 1972 fi el die Zahl der HäŌ linge bis auf 27, sƟ eg dann 
aber durch die hohe Zahl der Neuverurteilungen bis November 
1973 schnell wieder auf die Sollgröße an.

Trotz der Personalschwankungen war das Gefangenenwerk aus der 
PerspekƟ ve von Reichsbahn und Strafvollzug eine lohnende Ein-
richtung. Der Strafvollzug erhielt den Lohn und die Reichsbahn ihre 
ausgebesserten Wagen. 1973/1974 verständigten sich die Verwal-
tung Strafvollzug und die GeneraldirekƟ on der Reichsbahn darauf, 
die Zahl der HäŌ lingsarbeiter im RAW zunächst auf 150 Personen 
zu erhöhen.

1975 waren 300 HäŌ linge im RAW beschäŌ igt. Mit 204 HäŌ lingen 
lag die tatsächliche Zahl der HäŌ lingsarbeiter im Oktober 1976 je-
doch wieder deutlich unter den Wünschen der Reichsbahn. Ich er-
wähne die Zahlen deshalb, da sie deutlich machen, wie stark die 
Schwankungen zwischen Plan und Realität waren. Daran änderte 
auch der geschlossene Rahmenvertrag zwischen dem Ministerium 
des Innern und des Verkehrs nichts.

Die Außenstelle des RAW Potsdam in Brandenburg wurde in den 
1970er Jahren konƟ nuierlich ausgebaut. Im April 1979 waren dort 
261 HäŌ linge beschäŌ igt. Das waren mehr als die HälŌ e aller Gefan-
genen, die im jährlichen DurchschniƩ  bei der Reichsbahn der DDR 
arbeiten mussten.

Wie schrecklich die Bedingungen in den Gefängnissen der DDR und 
insbesondere in Brandenburg waren, ist oŌ  beschrieben worden. 
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Wolfgang Schmidt, ein Reichsbahner, der als Meister im Gefäng-
niswerk beschäŌ igt war, verglich die Arbeitsbedingungen in Bran-
denburg mit dem Dante‘schen Inferno. Die Unfallrate im RAW war 
während des Zeitraums von 1967 bis 1989 höher als im DurchschniƩ  
aller Arbeitseinsatzbetriebe dieses Gefängnisses. Obwohl 1972 nur 
etwa 5 % der Brandenburger HäŌ linge im RAW eingesetzt waren, 
enƞ ielen 40 % aller unfallbedingten Krankheitstage auf die HäŌ -
lingsarbeiter im Ausbesserungswerk. Zu den häufi gsten Ursachen 
schwerer Unfälle gehörten schwere Metallteile, die beim Zerlegen 
von Waggonwänden herunterfallen und schwere Verletzungen ver-
ursachen konnten. Auch waren die Arbeiter durch die schwefelhal-
Ɵ gen Schweißgase gefährdet. Da ihnen keine Atemschutzmasken 
zur Verfügung gestellt wurden, bestand der einzige vorbeugende 
Gesundheitsschutz in einer bescheidenen SonderraƟ on von einem 
Viertelliter Milch pro Tag. 

Die Unfallrate im Ausbesserungswerk lag deutlich höher als im 
DurchschniƩ  aller Betriebe der DDR. Während für 1.000 reguläre 
ArbeitskräŌ e im Verkehrswesen der DDR pro Jahr durchschniƩ lich 
60 meldepfl ichƟ ge Arbeitsunfälle verzeichnet wurden, waren es im 
Gefangenen-RAW 100 bis 130. 1983 erliƩ  jeder siebte HäŌ lingsar-
beiter im RAW – also schätzungsweise 40 Gefangene – einen Ar-
beitsunfall. 

30 der 40 Unfälle waren meldepfl ichƟ g, was auf einen überdurch-
schniƩ lichen Anteil schwererer Unfälle schließen lässt. Wie viele 
HäŌ lingsarbeiter durch Arbeitsunfälle und durch arbeitsbedingte 
Erkrankungen dauerhaŌ e Gesundheitsschäden erliƩ en, verraten 
uns diese Zahlen allerdings nicht.

DriƩ e Phase

Damit fi nden wir uns in der driƩ en Phase der HäŌ lingszwangsarbeit 
für die Reichsbahn in den 1980er Jahren wieder. Streckenarbeiten 
unter Aufsicht der BaudirekƟ onen fi nden nicht mehr staƩ . Es gibt 
noch die Arbeitsplätze auf den Jochmontageplätzen und im Gefan-
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genenwerk in BrandenburgGörden. Das jeweilige Reichsbahnperso-
nal, das auf den HäŌ lingsarbeitsplätzen für die BeaufsichƟ gung der 
Arbeiten zuständig ist, scheint auf den Jochmontageplätzen einen 
entspannten Umgang mit den HäŌ lingen zu pfl egen. So legen es zu-
mindest die Beschwerden des Strafvollzugs nahe. In Brandenburg-
Görden hat sie das HeŌ  des Handelns bzw. die Fürsorge für die HäŌ -
lingsarbeiter vollkommen aus der Hand gegeben. Es ist allein die 
Gefängnisleitung und ein selbstorganisiertes HäŌ lingsregime, das 
über die Arbeitsbedingungen wacht. So mussten die jungen Män-
ner, die zum Beispiel wegen Republikfl ucht ihre HaŌ strafen dort 
verbrachten, ganz unterschiedliche Erfahrungen machen. Die Arbeit 
konnte eine Erholung von der ZellensituaƟ on sein, sie konnte aber 
auch, wenn man keinen Beschützer haƩ e, zu einer nicht enden wol-
lenden Qual in Schichtarbeit sein.

Der Verwaltung der Strafvollzugsanstalten war der Rückzug der 
Reichsbahnabgeordneten aus dem Arbeitsprozess der Brigaden 
nicht gleichgülƟ g. HaƩ en sich doch die Arbeitseinsatzbetriebe zu 
„einer durchgängigen Anwesenheit von Betriebsangehörigen in den 
Betriebsbereichen“ verpfl ichtet. Im Oktober 1987 kriƟ sierte der 
Abteilungsleiter für Strafvollzug in der Bezirksverwaltung der Volks-
polizei, dass „die BeaufsichƟ gung und Einfl ussnahme durch die Be-
triebsangehörigen nicht immer auf der Höhe der Anforderungen“ 
sei. Gleichwohl wurde das Hauptziel von Gefängnisleitung und Aus-
besserungswerk in Brandenburg erreicht: Die Steigerung der Pro-
dukƟ onszahlen.

Im Unterschied zu freien ArbeitskräŌ en waren HäŌ lingsarbeiter 
an jedem Tag verfügbar und konnten Überstunden nach Arbeits-
schluss und an Wochenenden nicht verweigern. Während die Zahl 
von durchschniƩ lich 125 Überstunden pro Jahr bei den BeschäŌ ig-
ten des RAW Potsdam schon als außerordentlich galt, konnte die 
Werksleitung die maximale tarifvertragliche Grenze von jährlich 400 
Überstunden bei den HäŌ lingen ausschöpfen, ohne dass die Betrof-
fenen widersprechen konnten. Zeitweise war die Zahl der Überstun-
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den bei den HäŌ lingen so hoch, dass selbst die Gefängnisleitung 
eine Senkung der Überstunden forderte. Die Leitung des Ausbesse-
rungswerks haƩ e das Recht, die HäŌ linge in Zeiten hohen Ausbes-
serungsbedarfs wie vor der herbstlichen Güterverkehrsspitze fast 
unbeschränkt arbeiten zu lassen.

Dagegen konnten freie ArbeitskräŌ e über die BetriebsgewerkschaŌ s-
leitung Einfl uss auf die Gestaltung der Arbeitsnormen nehmen und 
ihrem Unwillen über zu hohe Normen auch durch Kündigungsdro-
hungen Nachdruck verleihen. Den Strafgefangenen standen diese 
MiƩ el nicht zur Verfügung, ebenso wie sie keine RechtsmiƩ el gegen 
unzumutbare Arbeiten einlegen konnten. Im Gegenteil, der Straf-
vollzugsanstalt standen bei Arbeitsverweigerung drakonische Straf-
miƩ el zur Verfügung, wie die Einzel- und DunkelhaŌ .

Die Arbeitsbedingungen waren – soweit wir es feststellen konnten 
– für poliƟ sche und kriminelle HäŌ linge gleich. Der hohe Mehrwert 
der HäŌ lingsarbeit machte es dann auch verständlich, weshalb sich 
die Reichsbahn am Bau eines neuen Gefängnisses in Zeithain betei-
ligte. Auf die Hintergründe des Neubaus will ich hier nicht eingehen. 
Nur so viel, die Beteiligung war die Voraussetzung dafür, dass der 
Jochmontageplatz Wülknitz weiterhin HäŌ lingsarbeitskräŌ e zuge-
wiesen bekam. Bis 1983 waren es jährlich 100 Gefangene, die auf 
der gefährlichen Jochmontage meist deutlich über der Normerfül-
lung arbeiteten.

Abschließend möchte ich festhalten, dass das Ausmaß der HäŌ -
lingsarbeit im konkreten Fall der Reichsbahn ist, wie Sie vielleicht 
an meinen Ausführungen bemerkt haben, nur ausgesprochen klein-
teilig zu beschreiben. Die aussagekräŌ igen Quellen stammen fast 
ausnahmslos aus den Strafvollzugseinrichtungen und dem Ministe-
rium des Innern. In den Reichsbahnakten selbst fi nden sich nur sehr 
spärliche Hinweise. Allein die Berichte der poliƟ schen Abteilungen 
an das Ministerium für Verkehr erlauben einen Einblick auf die Pra-
xis der HäŌ lingszwangsarbeit. Die Quellenlage hat zur Konsequenz, 
dass nur ein lückenhaŌ es Bild vermiƩ elt werden kann. Erst vor dem 
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Hintergrund des Gesamtbildes des Strafvollzugs in der DDR lassen 
sich verallgemeinerbare Schlüsse ziehen. So kam Christopher Kop-
per zu dem Schluss, dass wohl in keinem anderen Land der Welt 
der Arbeitseinsatz von Gefangenen so stark ökonomisiert und in die 
WirtschaŌ splanung integriert war wie in der DDR.

Im Spezialfall der Reichsbahn, die nicht der ErwirtschaŌ ung von 
Devisen diente, werden von den HäŌ lingen Leistungen für die Ver-
kehrsinfrastruktur des Landes erbracht und es wird der DDR-spezi-
fi sche Strafvollzug systemisch gestützt. Das ist vor allem nach 1966 
der Fall. Die Reichsbahn konnte mit einem besƟ mmten KonƟ ngent 
an HäŌ lingen planen, wie umgekehrt der Strafvollzug mit den ent-
sprechenden Arbeitsplätzen und den Einnahmen rechnen konnte. 
Im JahresdurchschniƩ  waren dabei selten mehr als 500 HäŌ linge für 
die Reichsbahn täƟ g.

Wie viele davon aus poliƟ schen Gründen inhaŌ iert waren, konnten 
wir nicht feststellen. Im berüchƟ gten Brandenburger Gefängnis war 
ihr Anteil gering. Anders in Zeithain, wo viele junge Menschen ein-
saßen, die es gewagt haƩ en, der DDR den Rücken zuzukehren. Eine 
systemaƟ sche Ungleichbehandlung von poliƟ schen Gefangenen 
und kriminellen Gefangenen konnten wir nicht feststellen. Wohl 
aber achteten die Gefängnisleitungen darauf, dass poliƟ sche Gefan-
gene möglichst nicht in einer Zelle oder einem gemeinsamen Ar-
beitsplatz zugewiesen wurden. Das Anlernen von Arbeitern wurde 
den kriminellen HäŌ lingen überlassen. Das HaŌ regime setzte sich 
also am Arbeitsplatz fort.

Auch wenn es vereinzelte Berichte darüber gibt, dass das Reichs-
bahnpersonal sich ausgesprochen menschlich gegenüber den Ge-
fangenen verhielt, muss man feststellen, dass das Schicksal der 
Gefangenen, der GeneraldirekƟ on der Reichsbahn gleichgülƟ g war. 
Der Einsatz von Gefangenen wurde zu einer unhinterfragten Selbst-
verständlichkeit und die Nutznießer der HäŌ lingsarbeit delegier-
ten bzw. überließen die Verantwortung für diese ArbeitskräŌ e den 
Strafvollzugseinrichtungen.
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Gerade weil die Frage nach der Lage der poliƟ schen HäŌ linge aus 
den papiernen Quellen nicht zu beantworten war, waren die Zeit-
zeugeninterwies für die Studie so wichƟ g. Aus einer erinnerungs-
poliƟ schen PerspekƟ ve sind sie von unschätzbarem Wert. Diese Er-
fahrung haben wir im DB Museum gemacht, wo seit zwei Jahren 
eine neue Dauerausstellung zur Geschichte von Reichsbahn und 
Bundesbahn zu sehen ist. Michael Proksch und Michael Teupel wa-
ren so freundlich, noch einmal vor der Kamera zu berichten. Wie 
mir die Museumspädagogin berichtete, werden die Interviews oŌ  
abgehört. Somit ist Nürnberg einer der wenigen Orte in den alten 
Bundesländern, wo an das Schicksal der poliƟ schen Gefangenen der 
DDR erinnert wird.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.





Vorstellung der Jury
(12. September 2020, MRZ Pentacon-Halle)

Begrüßung

Mein Name ist Benjamin Baumgart, ich bin Referent bei der UOKG 
und werde Sie moderierend durch die Veranstaltung begleiten.

Einige InformaƟ onen vorab. Wie Sie wissen, sind wir in Corona-
Zeiten, deshalb halten wir alle vorbildlich den Abstand. BiƩ e tragen 
Sie, wenn Sie Ihren Platz verlassen, die Maske. Draußen können Sie 
sie wieder abziehen. Halten Sie Abstand und gehen Sie respektvoll 
miteinander um.

Auch heute wird es einen Livestream geben und es werden Fotos 
gemacht. Wenn jemand etwas dagegen hat, biƩ e bei den Herren, 
die fotografi eren, melden.

Drei Teilnehmer der Jury werden auf Englisch sprechen, was unsere 
Dolmetscher übersetzen werden. Sie können die Übersetzung – wie 
auch gestern – über die KopĬ örer hören.

Ich werde die Mitglieder der Jury in alphabeƟ scher Reihenfolge 
vorstellen. Zuvor noch einen Hinweis. In unserem Flyer wird als Ju-
rymitglied Herr Wladimir Nowitzki genannt. Er konnte aus bekann-
ten Gründen aus Russland leider nicht anreisen. Für ihn wird Mis-
ter Marion Smith aus den USA in der Jury Platz nehmen, den ich 
gleich noch genauer vorstellen werde. Hier vorn haben auch zwei 
Abgeordnete Platz genommen. Wir haben natürlich alle Parteien im 
Bundestag eingeladen. Gemeldet haben sich drei Parteien, die CDU/
CSU-FrakƟ on, die FDP und die SPD, wobei die SPD leider niemanden 
gefunden hat, der an unserer Veranstaltung teilnehmen wollte.
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Dr. MaƩ hias Bath
Staatsanwalt a.D., ehemaliger poliƟ scher HäŌ ling

Ich beginne mit dem Vorsitzenden der 
Jury, Herrn Dr. MaƩ hias Bath, ehemali-
ger Staatsanwalt und poliƟ scher HäŌ -
ling. Geboren 1956 in Berlin. Im Januar 
1976 versuchte er als Fluchthelfer Per-
sonen aus der DDR mit einem Fahrzeug 
auf der Transitstrecke zu schleusen. Er 
wurde erwischt und im April 1976 nach 
§ 105 DDR-Strafgesetzbuch verurteilt 
wegen staatsfeindlichem Menschenhan-
del zu 5 Jahren Gefängnis. 1979 Entlas-
sung und Rückkehr nach Westberlin. 

1988 promovierte er an der Freien Universität Berlin und war von 
1988 bis 2017 Staatsanwalt in Berlin. Ich denke, wir haben mit Herrn 
Dr. Bath einen sehr kompetenten Vorsitzenden der Jury gefunden, 
der mit seinem jurisƟ schen Sachverstand die Jury leiten wird.

Ich werde immer nach der Vorstellung den einzelnen Jurymitglieder 
die Möglichkeit geben, kurz ein paar Worte zu sagen.

Dr. Bath, biƩ e, Sie haben das Wort.

Herr Bath: Als ich nach drei Jahren und vier Monaten aus der DDR-
HaŌ  entlassen wurde, haƩ e ich natürlich ein starkes MoƟ v mich mit 
dem DDR-Rechtssystem zu befassen. Ich habe ein Buch geschrieben 
über meine HaŌ zeit, habe wissenschaŌ lich gearbeitet zum DDR-
Rechts- und Strafsystem und auch zu einem Thema promoviert, 
das sich mit dem deutsch-deutschen Thema befasst: „Notwehr und 
Notstand bei der Flucht aus der DDR“. Und nach dem Ende der DDR 
habe ich acht Jahre lang bei der jurisƟ schen Aufarbeitung des SED-
Unrechts mitgewirkt.

Vielen Dank, Herr Dr. Bath.

Dr. MaƩ hias Bath
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Peter Heidt, MdB
Obmann der FDP-BundestagsfrakƟ on im Ausschuss für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe im Deutschen Bundestag

Als nächstes möchte ich vorstellen Herrn 
Peter Heidt, Obmann der FDP-Bundes-
tagsfrakƟ on im Ausschuss für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe im 
Deutschen Bundestag.

Geboren 1965 in Frankfurt am Main, 
1986 EintriƩ  bei den Jungen Liberalen, 
seit 1987 Mitglied der FDP. Er hat von 
1986-1992 RechtswissenschaŌ en in Gie-
ßen studiert und 1992 sein erstes jurisƟ -
sches Staatsexamen und 1995 das zwei-
te jurisƟ sche Staatsexamen abgelegt und 

ist seit 1995 selbständiger Rechtsanwalt und Strafverteidiger. Auch 
deshalb ist Herr Heidt ein kompetentes Jury-Mitglied. Von 1999 bis 
2006 und seit 2016 ist er Stadtverordneter der Stadtverordneten-
versammlung Bad Nauheim und seit 2006 Kreistagsabgeordneter 
im WeƩ eraus-Kreis (Hessen). Seit 2011 ist er Vorsitzender der FDP-
KreistagsfrakƟ on und seit 1. Juli 2019 Mitglied des Deutschen Bun-
destages.

Herzlich Willkommen Herr Heidt.

Herr Heidt: Vielen Dank für die herzliche Begrüßung. Ich bin sehr 
gern hierhergekommen, denn als Rechtsanwalt und Strafverteidiger 
ist das ein sehr spannendes Thema und als Mitglied im Menschen-
rechtsausschuss im Deutschen Bundestag beschäŌ ige ich mich mit 
solchen Themen, denn Zwangsarbeit ist auf der ganzen Welt leider 
immer noch ein extremes Ärgernis und deshalb halte ich es für sehr 
wichƟ g, dass wir an diesem Wochenende darüber sprechen. Ich 
freue mich auf das ganze Team heute.

Peter Heidt, MdB
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Prof. Dr. Huige Li
Stellvertretender Direktor des InsƟ tuts für Pharmakologie 
der Universitätsmedizin Mainz

Als nächstes darf ich begrüßen Herrn Prof. 
Dr. Huige Li, stellvertretender Direktor für 
Pharmakologie der Universitätsmedizin 
Mainz, geboren 1967 in China. Nach dem 
Medizinstudium und Forschungsarbeiten 
in Wuhan kam er 1995 nach Deutschland, 
wo er 1997 promovierte. Seit 2011 ist 
Prof. Li Universitätsprofessor für Pharma-
kologie in Mainz und engagiert sich akƟ v 
im Bereich Medizinethik, mit dem Ziel, 
die unethische Organentnahme in  China 
zu beenden. Professor Li sprach über das 

Thema Organraub unter anderem im Europäische Parlament, im 
schwedischen Parlament, im Parlament von Großbritannien, auf den 
Jahrestagungen der Deutschen TransplantaƟ onsgesellschaŌ , auf den 
Jahreshauptversammlungen der IGFM. Er ist auch Interviewpartner 
in WissenschaŌ sdokumentaƟ onen im TV. Und er hat zu dem Thema 
mehrere PublikaƟ onen in FachzeitschriŌ en veröff entlicht. Durch das 
Thema Organraub in China ist Prof. Li auch bestens vertraut mit der 
SituaƟ on in Lagern und auch deshalb ein sachkundiges Jury-Mitglied.

Vielen Dank, dass Sie da sind.

Herr Li: Liebe Gäste, wie Sie schon von Herrn Marion Smith gehört 
haben, müssen in China die Gefangenen im Leben und auch nach 
dem Tod Hilfe leisten für das sozialisƟ sche System. Wenn sie leben, 
müssen sie Zwangsarbeit leisten und wenn sie tot sind, werden die 
Organe entnommen für TransplantaƟ onen. Teilweise werden Gefan-
gene getötet, weil deren Organe zu PaƟ enten passen. Deshalb ist das 
hier auch ein wichƟ ges Thema für mich. Zwangsarbeit in der DDR ist 
bereits Vergangenheit, aber in China ist das noch Gegenwart.

Vielen Dank, Professor Li.

Prof. Dr. Huige Li
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Bada Nam
Generalsekretär der MenschenrechtsorganisaƟ on PSCORE, 
Südkorea

Als nächstes stelle ich Ihnen einen weit-
gereisten Gast vor: Herr Bada Nam aus 
Südkorea. Er ist seit 2010 Generalse-
kretär der MenschenrechtsorganisaƟ on 
PSCORE (People for Successful COrean 
REunifi caƟ on), eine OrganisaƟ on, die 
sich leidenschaŌ lich mit den Fragen der 
nordkoreanischen Menschenrechte und 
der Friedenskonsolidierung auf der ko-
reanischen Halbinsel befasst. PSCORE 
arbeitet eng zusammen mit Regierun-
gen aus der ganzen Welt, wie Großbri-

tannien, Deutschland, Frankreich und den USA. Die OrganisaƟ on 
unterstützt auch Flüchtlinge aus Nordkorea und plant Bildungspro-
gramme für nordkoreanische Überläufer. 2012 erlangte Herr Bada 
Nam den beratenden Status des WirtschaŌ s- und Sozialrates der 
Vereinten NaƟ onen und hat an den jährlichen Sitzungen des UN-
Menschenrechtsrates von 2012 bis 2019 teilgenommen. Er erstellt 
und publiziert Berichte über Menschenrechtsverletzungen in Nord-
korea und war von 2017 bis 2019 Mitglied des Ausschusses für die 
Bewertung naƟ onaler Aufgaben im Büro des Premierministers. Er ist 
seit 2018 Mitglied der Kerngruppe für nordkoreanische Menschen-
rechte im Büro der Vereinten NaƟ onen in Seoul.

Herzlich willkommen!

Herr Nam: Vielen Dank. Es ist wirklich eine große Ehre hier an dieser 
Veranstaltung teilnehmen zu können. Ich bin in Südkorea geboren 
und unterstütze Flüchtlinge aus Nordkorea in Südkorea und die Be-
wegung zur Wiedervereinigung. Die Teilung Koreas gibt es immer 
noch, seit mehr als 70 Jahren. Wir müssen uns mit diesem Thema 

Bada Nam
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befassen, poliƟ sche Gefangene und Zwangsarbeit – das gibt es im-
mer noch. Deshalb ist es sehr wichƟ g, dass wir an solchen Veranstal-
tungen teilnehmen. Wir müssen noch sehr viel lernen. 

Vielen Dank!
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Carla OƩ mann, M.A.
Stellvertretende Bundesvorsitzende der UOKG, 
ehemalige poliƟ sche Gefangene in Hoheneck, 
ehrenamtliche Richterin am Sozialgericht Berlin

Als nächstes darf ich vorstellen Frau 
Carla OƩ mann. Sie ist stellvertretende 
Bundesvorsitzende der UOKG, ehema-
lige poliƟ sche Gefangene in Hoheneck 
und seit zehn Jahren ehrenamtliche 
Richterin am Sozialgericht in Berlin. Frau 
OƩ mann wurde 1946 geboren und stu-
dierte ab 1973 TheaterwissenschaŌ en in 
Leipzig. Im Mai 1978 wurde sie inhaŌ iert 
und im Dezember 1979 amnesƟ ert und 
in die DDR entlassen. 1981 erfolgte ihre 
Ausreise nach West-Berlin. Seit den 90er 

Jahren ist sie akƟ v in der Aufarbeitung täƟ g unter anderem im Ver-
ein zur Förderung der ProjektwerkstaƩ  Lindenstraße. Seit 2015 Mit-
glied im Vorstand der UOKG und stellvertretende Vorsitzende des 
Forums für poliƟ sch verfolgte und inhaŌ ierte Frauen in der sowjeƟ -
schen Besatzungszone und der DDR.

Herzlich willkommen Frau OƩ mann.

Frau OƩ mann: Ich freue mich, dass wir diesen Kongress bzw. diese 
Veranstaltung haben. Als ehrenamtliche Richterin bin ich im Rechts-
kreis der sozialen Entschädigung täƟ g und lerne dort viele kennen, 
die keine Akten mehr haben, gesundheitlich angeschlagen sind und 
viel Mühe haben ihr Recht durchzusetzen. Da wirke ich sehr gern 
mit und hoff e, dass wir alle gemeinsam auf unserem Weg voran-
kommen.

Carla OƩ mann
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Dr. Klára Pinerová
Historikerin, InsƟ tut für das Studium totalitärer Regime in Prag

Die nächste in der Reihe der Jury-Mitglie-
der ist Frau Dr. Klára Pinerová aus Prag. Sie 
ist Historikerin am InsƟ tut für das Studium 
totalitärer Regime in Prag. 1982 geboren, 
Studium und PromoƟ on an der Karlsuni-
versität in Prag in WirtschaŌ s- und Sozial-
geschichte. Der Fokus ihrer Arbeit liegt auf 
der modernen WirtschaŌ s-, Kultur- und 
Sozialgeschichte, der Gefängnissysteme in 
der Tschechoslowakei und der DDR, den 
Intellektuellen und der kommunisƟ schen 
Partei der Tschechoslowakei und anƟ -

kommunisƟ scher Widerstand. Sie war und ist beteiligt an mehreren 
Forschungsprojekten, unter anderem an der Umgestaltung des Ge-
fängnissystems in tschechischen Ländern in der Jahren 1965 bis 1992. 
Im Jahr 2008 erhielt Frau Pinerová den Erich-Maria-Remarque-Preis, 
verliehen von der tschechisch-deutschen Historikerkommission.

Frau Pinerová, herzlich willkommen!

Frau Pinerová: Zuerst einmal herzlichen Dank für die Einladung. Ich 
möchte gern auf Englisch weiterreden, da fühle ich mich wohler. Wie 
Sie wissen, haben auch wir in der Tschechoslowakei die gleiche SituaƟ -
on vorgefunden wie in der DDR mit tausenden von poliƟ schen Gefan-
genen, die Zwangsarbeit leisten mussten unter anderem in Uranminen. 
Sie arbeiteten unter schrecklichen Bedingungen an unterschiedlichen 
Orten in der Tschechischen Republik. Ich denke, dass dieses Tribunal 
über Zwangsarbeit sehr wichƟ g ist. Darüber muss gesprochen werden, 
nicht nur im Kontext der DDR, sondern auch im Kontext anderer Län-
der, wie Polen, Ungarn, Tschechoslowakei, Russland usw. In diesem 
Sinne freue ich mich sehr, hier sein zu können und wir die Diskussion 
zum Thema Zwangsarbeit in der DDR eröff nen können. Vielen Dank!

Dr. Klára Pinerová
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Prof. Dr. Dr. Thomas Schirrmacher
Präsident des InternaƟ onalen Rates der InternaƟ onalen 
GesellschaŌ  für Menschenrechte und Direktor des InternaƟ onalen 
InsƟ tuts für Religionsfreiheit

Als nächstes möchte ich Herrn Prof. Dr. 
Dr. Thomas Schirrmacher vorstellen. Er 
ist Präsident des InternaƟ onalen Rates 
der IGFM und Direktor des InternaƟ ona-
len InsƟ tuts für Religionsfreiheit. Gebo-
ren wurde er 1960 in Schwelm (NRW). 
Er studierte Theologie, Kulturanthropo-
logie, vergleichende Religionswissen-
schaŌ  und Soziologie in Basel, Bonn, in 
den Niederlanden und in Los Angeles. Er 
promovierte in Theologie, Kulturanthro-
pologie und Religionssoziologie und ist 
Empfänger verschiedener Ehrenpromo-
Ɵ onen in den Jahren 1996, 1997 und 2006. Seit 2009 arbeitet er 
als Professor an der West-Universität in Temeswar (Rumänien) und 
lehrt an Universitäten weltweit, darunter Menschenrechte und Reli-
gionsfreiheit an der Universität Oxford.

Seit 2016 ist er Präsident des InternaƟ onalen Rates der IGFM. Zuvor 
war er im Vorstand der IGFM Deutschland täƟ g. Zudem ist er stell-
vertretender Generalsekretär der Weltweiten Evangelischen Allianz 
(WEA).

Herzlich willkommen!

Herr Schirrmacher: Warum bin ich hier? Einmal um eine gute Freun-
din zu besuchen, Frau Sylvia Wähling, die zufällig hier arbeitet. Und 
weil mir Herr Hafen vor zwei Jahrzehnten mal weisgemacht hat, dass 
es nicht viel Zeit kostet, wenn ich im Vorstand der IGFM mitarbeite. 
Und ich müsste auch nicht bei jeder Sitzung dabei sein. Inzwischen 
arbeite ich im internaƟ onalen Rat der IGFM, der den Zusammen-

Prof. Dr. Dr. 
Th. Schirrmacher
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schluss der verschiedenen SekƟ onen darstellt, nicht zufällig haben 
wir in allen GUS-Folgestaaten eine SekƟ on, eine sehr spannende Sa-
che. Diese Arbeit bringt mich auch bei unserem Thema hier viel he-
rum und ich habe vor kurzem exisƟ erende Einrichtungen in China, 
Kuba und Nordkorea gesehen. Aber auch historische, wie in Kam-
bodscha das berühmte Gefängnis S 21. Das sieht übrigens fast ge-
nauso aus wie hier und wurde mit sehr viel weniger Geld hergerich-
tet mit tollen DokumentaƟ onen. Wie Sie vielleicht wissen, ist vor 
einer Woche der letzte Verantwortliche für diese Maschinerie im 
Alter von 77 Jahren verstorben, der dieses Gefängnis S 21 geleitet 
hat und persönlich das Todesurteil für 15.000 HäŌ linge im Zeitraum 
1975 bis 1979 unterschrieben hat. Umgebracht wurden tatsächlich 
noch viele mehr, aber diese Zahl ist schon enorm. Ich befasse mich 
mit zwei Themen, das eine ist Religionsfreiheit und das andere ist 
Menschenhandel. Und wir haben eine weltweite Kampagne, denn 
Menschenhandel ist weltweit verpönt, aber es wird zu wenig dar-
über gesprochen, dass auch die ganzen Systeme der Zwangsarbeit 
gerade unter kommunisƟ schen Regimen zu diesem Thema gehö-
ren. Deshalb ist es für mich wichƟ g, dass wir uns nicht nur an Dinge 
erinnern, die zu unserer eigenen Vergangenheit gehören, sondern 
wir immer wieder Menschen anhören, die es selbst erlebt haben 
und berichten können und diese Berichte dokumenƟ ert und für die 
ZukunŌ  auĩ ewahrt werden. Deswegen bin ich froh, hier dabei zu 
sein und viele der Betroff enen anzuhören. Eine Bemerkung noch: 
Ich habe auch Bücher dabei, weil viele mich immer wieder darum 
biƩ en.
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Marion Smith
GeschäŌ sführer von VicƟ ms of Communism, 
Memorial FoundaƟ on, Washington, D.C.

Als nächstes darf ich Ihnen vorstellen 
Herrn Marion Smith, der ja schon ges-
tern hier eine Rede gehalten hat. Er 
ist GeschäŌ sführer der vom Kongress 
autorisierten VicƟ ms of Communism 
FoundaƟ on, einer überparteilichen ge-
meinnützigen OrganisaƟ on für Bildung, 
Forschung und Menschenrechte in Wa-
shington, D.C. Er ist außerdem Grün-
dungsmitglied der Common Sense Soci-
ety, die bürgerschaŌ liches Engagement, 
Unternehmertum und Führung unter 
jungen Fachleuten in den USA und Europa fördert sowie Vorsitzen-
der der NaƟ onal Civic Art Society. Er wurde 1984 in South Carolina 
geboren und am WolĬ ard College und an der Central European Uni-
versity ausgebildet. Seine ArƟ kel wurden umfassend veröff entlicht, 
unter anderem in USA Today, der Washington Post, Wall Street Jour-
nal. Er ist regelmäßiger Gast im TV, bei ABC, NBC, Fox News, CSPAN 
und CNN.

Herzlich willkommen! Schön, dass Sie da sind.

Herr Smith: Vielen Dank. Ich bin heute hier in meiner FunkƟ on als 
GeschäŌ sführer der VicƟ ms of Communism FoundaƟ on, die 1993 
einsƟ mmig vom Kongress autorisiert wurde sich mit Ideologien und 
Verbrechen kommunisƟ scher Regimes weltweit zu befassen. Und 
wie gestern schon diskuƟ ert, befassen wir uns speziell mit dem The-
ma Zwangsarbeit in der Vergangenheit und auch in der heuƟ gen 
Zeit. Es ist beachtenswert, wie ähnlich die Vorgehensweise kom-
munisƟ scher Regimes ist, wie sie Bürger behandeln in Bezug auf 
Zwangsarbeit. Das hat Auswirkungen auf die Opfer in Kuba, China 

Marion Smith
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und Nordkorea, die immer noch unter Zwangsarbeit leiden. Deshalb 
bin ich sehr froh, in dieser hochrangigen Jury mitzuarbeiten. Viele 
PoliƟ ker weltweit sprechen von GerechƟ gkeit, aber man kann nicht 
GerechƟ gkeit erreichen, ohne das Unrecht zu beleuchten. Und dar-
um geht es hier. In den USA ist seit kurzem von beiden Parteien die 
Idee angenommen wurde, dass es wichƟ g ist GerechƟ gkeit zu schaf-
fen für die Opfer kommunisƟ scher Regime. Wir wollen das jetzige 
Jahrhundert zu einem besseren machen als das letzte es gewesen 
ist.
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Arnold Vaatz, MdB
Stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-BundestagsfrakƟ on 
und ehemaliger DDR-Bürgerrechtler

Als letztes freue ich mich besonders, 
Ihnen Herrn Arnold Vaatz vorstellen zu 
können. Er ist stellvertretender Vorsit-
zender der CDU/CSU-FrakƟ on im Deut-
sche Bundestag und ehemaliger DDR-
Bürgerrechtler.

Er wurde 1955 in Weida (Thüringen) 
geboren und studierte MathemaƟ k in 
Dresden von 1976 bis 1981. 1982 wurde 
er verurteilt zu einer Freiheitsstrafe von 
6 Monaten wegen Reservewehrdienst-
verweigerung und verbüßte die Strafe 
bis Mai 1983 in der Strafvollzugsanstalt Unterwellenborn. Dort wur-
de er zur Zwangsarbeit im Stahlwerk MaxhüƩ e verpfl ichtet.

Ab Oktober 1989 arbeitete Arnold Vaatz in der Gruppe 20 mit und 
war maßgeblich bei der Besetzung der Bezirksverwaltung Dresden 
des Ministeriums für Staatssicherheit am 5. Dezember 1989 betei-
ligt. Als stellvertretender RegierungsbevollmächƟ gter für den Bezirk 
Dresden sowie als Vorsitzender des Koordinierungsausschusses zur 
Bildung des Landes Sachsen war er tonangebend bei der Wieder-
gründung des Freistaates Sachsen am 3. Oktober 1990. Im Februar 
1990 trat er in die CDU ein und war von 1990 bis 1992 Staatsminister 
in der Sächsischen Staatskanzlei und von 1992 bis 1998 sächsischer 
Staatsminister für Umwelt und Landesentwicklung. Er ist seit 1998 
Mitglied des Bundestages und seit 2002 stellvertretender Vorsitzen-
der der CDU/CSU-FrakƟ on.

Lieber Herr Vaatz, schön dass Sie da sind.

Herr Vaatz: Vielen Dank für die Vorstellung. Ich bin gern der Einla-
dung gefolgt und zu dieser Veranstaltung gekommen. Aus mehreren 

Arnold Vaatz, MdB
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Gründen. Ich komme nicht vorrangig als Betroff ener und ich verste-
he mich auch nicht als Richter, sondern weil ich es für unfassbar 
halte, in welchem Maße diese Seite des Totalitarismus in unserer 
GesellschaŌ  ignoriert wird zur Zeit und ich etwas dagegen tun will, 
dass sich unsere GesellschaŌ  unwissentlich und unwillentlich zum 
Komplizen derjenigen macht, die genau diese Prinzipien, die damals 
in der DDR verfolgt wurden, es heute immer noch prakƟ zieren. Die 
Länder sind schon genannt worden, hinzu kommt noch die Ostukra-
ine, Weißrussland und die russische OpposiƟ on, die bei ihren AkƟ -
onen immer um ihr Leben fürchten muss. Aus dem Grund halte ich 
eine solche Veranstaltung für wichƟ g, um dem Prozess etwas ent-
gegenzusetzen. Die Träger dieses Repressionsmechanismus dürfen 
nicht aus ihrer Verantwortung entlassen werden.

Danke Herr Vaatz.

Herr Dr. Schirrmacher bat mich noch einen Nachsatz sagen zu dür-
fen zu seiner Vergangenheit.

Ich darf Ihnen miƩ eilen, dass ich stolzer Besitzer einer umfang-
reichen Stasi-Akte bin. Wir sind damals mehrmals in die DDR ge-
kommen, um mit dem kirchlichen „Untergrund“ zu sprechen und 
ich habe immer dabei vergessen, mir aufzuschreiben wo ich überall 
war. Aber dank der Stasi-Akte weiß ich es jetzt wieder ganz genau. 
Die haben selbst ein so kleines Licht wie mich für eine große Gefahr 
gehalten. Das wollte ich noch mal ergänzen.



Befragung der Zeuginnen und Zeugen
Einführung: Industriebereich Metallverarbeitung
Dr. ChrisƟ an Sachse

Zu den metallverarbeitenden Industriebereichen, in denen Strafge-
fangene arbeiten mussten, gehören Gießereien, Walzwerke und die 
Umformung von Metall (Stanzen, Sägen, Ziehen usw.).

Bis zum Ende der DDR wiesen die Anlagen der Metallverarbeitung 
einen außerordentlich hohen und bis 1989 steigenden Verschleiß-
grad auf (Werke in Brandenburg 75 %, Riesa 66 %, Hennigsdorf 70 %, 
Gröditz 81 %). Soviel zum Background.

Der Bereich der Metallindustrie wies für Strafgefangene die mit 
Abstand höchste Unfallquote auf. Fehlende Ausbildung, hohes Ar-
beitstempo, verschlissene Anlagen, fehlender Arbeitsschutz führten 
immer wieder zu schwersten Unfällen bei Strafgefangenen. Die Quo-
te meldepfl ichƟ ger Unfälle im Jahr 1962 war mit 176 Unfällen pro 
tausend BeschäŌ igte bereits bei zivilen Arbeitern außerordentlich 
hoch. Die Quote der meldepfl ichƟ gen Unfälle bei Strafgefangenen 
lag im gleichen Jahr mit 319 Unfällen pro tausend Strafgefangene 
fast doppelt so hoch, wobei das wesentlich restrikƟ vere Meldever-
halten im Strafvollzug berücksichƟ gt werden muss.

Im Jahr 1964 wurden die Arbeitsbedingungen für 1000 Strafgefan-
gene in der metallverarbeitenden Industrie intern folgendermaßen 
charakterisiert:
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 Maxhütte Unterwellenborn: „sicherheitsmäßig nicht vertretbar“ 
(325 Strafgefangene),

 Edelstahlwerk Freitag: „sicherheitsmäßig kaum vertretbar“ (250 
Strafgefangene),

 Stahl- und Walzwerk Riesa: „außerordentlich hohe Unfallziffer“ 
(180 Strafgefangene),

 Walzwerk Thale: „außerordentlich hohe Unfallziffer“ (160 Straf-
gefangene).

Die Arbeitsbedingungen änderten sich im Laufe der folgenden Jahre 
nicht wesentlich. In den internen Dokumenten der DDR werden als 
Unfallschwerpunkte weiter genannt: das Walzwerk Burg, das Stahl- 
und Walzwerk Riesa. Im Walzwerk HeƩ stedt forderte die Beleg-
schaŌ  1985 die Strafgefangenen auf, gestörte technische Anlagen 
weiter zu bedienen, obwohl höchste Unfallgefahr bestand.

Strafgefangene berichten von lebenslangen körperlichen Folgen 
durch die Arbeit in Walzstraßen und an Richtmaschinen.
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Zeuge Hugo Diederich
Aufruf des 1. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Diederich: Geboren als siebentes 
und letztes Kind einer katholischen Fa-
milie 1954 im Eichsfeld/Thüringen, der 
älteste Bruder war seit 1951 schon im 
Westen. Besuch der 10klassigen Poly-
technischen Oberschule und anschlie-
ßend Lehre zum Bankkaufmann an der 
Fachschule für FinanzwirtschaŌ  bis 
1980. 1980–1986 Filialleiter Sparkasse 
in Berlin und Fernstudium an der Hum-
boldt-Universität von 1982–1986.

VerhaŌ ung an der Grenze zwischen 
Ungarn und Jugoslawien im August 1986, und zwar ca. 500 m vor 
der Grenze. Erste Vernehmungen durch Grenzpolizisten, Befragung 
nicht zimperlich auch mit der Waff e Rippenstöße gegeben. Dann 
nach Szeged eine Woche in einer kleinen Zelle, bei Hitzeperiode nur 
einmal pro Tag etwas zum Trinken bekommen. Dann ging es nach 
Budapest, 14 Tage UntersuchungshaŌ , zu zweit untergebracht, Be-
dingungen besser als in Szeged, konnten Mühle und Dame spielen 
mit hellen und dunklen Brotkrumen.

Sonderfl ug nach Berlin mit Handschellen und KnebelkeƩ e, nach 
drei Wochen Ungarn noch einmal durchsucht und kam zuerst in die 
Keibelstraße, sechs Wochen zusammen mit einem Mörder in einer 
 Zelle, dann nach Rummelsburg.

Im November 1986 Verurteilung zu 15 Monaten HaŌ  wegen „Unge-
setzlichem GrenzübertriƩ “ (Republikfl ucht). Dann Überführung im 
so genannten Grotewohl-Express – Barkas-Auto mit kleinen Einzel-
zellen 1,00 m × 1,34 m groß – quer durch die DDR drei Tage bis nach 

Hugo Diederich
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Riesa und dann von dort in die Strafvollzugseinrichtung Zeithain, ein 
relaƟ v modernes Gefängnis. 1990 gab es einen Bericht von Spiegel-
TV über dieses Gefängnis. Wenn ich Bilder davon, zum Beispiel von 
den Außenanlagen mit den Hundelauĩ ereichen gezeigt habe und 
fragte was das sein könnte, habe ich nie die Antwort „DDR“ gehört, 
sondern immer „KonzentraƟ onslager“. Man will zwar nicht verglei-
chen, aber so viel erst einmal dazu.

Befragung

Herr Bath: Danke für Ihre Vorstellung. Die Jury wird Sie jetzt zu Ihrer 
HaŌ arbeit für den VEB Rohrkombinat Stahl- und Walzwerk Riesa be-
fragen. Wir haben dafür ca. 10 Minuten vorgesehen.

Herr Vaatz: Wo wurden Sie eingesetzt?

Antwort: Ich war direkt im Rohrwerk in Riesa, dort wurden nahtlose 
Stahlrohre hergestellt. Wir mussten heiße und noch glühende Rohre 
entgraten und bündeln. Ich habe mal erlebt, wie so ein Bündel auf-
ging und jemand darunterlag, der dann sofort abtransporƟ ert wur-
de und nicht zurückkam. Ich selbst habe einige Rohre auf den Fuß 
bekommen, ein Unfall, der damals nicht ordnungsgemäß behandelt 
wurde.

Herr Vaatz: Die Rohre sind doch sicher mit einer so genannten 
 „Katze“ durch die Fabrikhalle transporƟ ert worden also mit einem 
Kran?

Antwort: Teilweise. Die Rohre kamen heiß über Rollen auf uns drauf 
zu. Es war eine Sperre eingebaut, die manchmal auch nicht funkƟ o-
nierte. Die Rohre waren restglühend. Wir haben sie dann entgratet 
und dann wurden die Rohre erst mit einer „Katze“ zusammengebün-
delt und auf ein Warenlager abgelegt. Dort haben sie abgekühlt. Die 
Rohre wurden nicht noch einmal behandelt, waren schon versand-
ferƟ g. Wir haben Transporƞ ähnchen an die Rohrbündel angebracht, 
der Empfänger war die Firma Mannesmann & Klöckner, die die Roh-
re unter anderem nach Russland für die Ölindustrie exporƟ ert hat.
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Herr Vaatz: In welcher Weise gab es Sicherheitseinrichtungen, da-
mit beim Krantransport kein Seil reißt und Leute verletzt werden?

Antwort: Ich kann mich an Sicherheitseinrichtungen nicht erinnern. 
Es gab eine Art Maschine, die die Rohre zu Bündeln zusammenfasste 
und dann wurden per Hand von zwei Leuten die Stahlseile darum 
gebogen und mit einer Maschine verknotet. Das passierte über den 
Köpfen der HäŌ linge. Aus heuƟ ger Sicht des Arbeitsschutzes würde 
man das Werk sofort sƟ lllegen. Zu DDR-Zeiten waren viele Anlagen 
verschlissen, aber es gab Bereiche, da wurden nur noch HäŌ linge 
eingesetzt, zivile Arbeiter häƩ en diese Arbeiten nicht ausgeführt.

Herr Vaatz: Es waren keine ZivilbeschäŌ igten bei Ihnen täƟ g?

Antwort: Es waren schon zivile Arbeiter dabei, aber eher als Aufse-
her, nicht als Arbeiter. Die Arbeit mussten ausschließlich die HäŌ lin-
ge verrichten.

Herr Heidt: Gab es bei Ihnen Verletzungen und bleibende Schäden?

Antwort: Ich haƩ e es bereits erwähnt, mir sind einige Rohre auf 
den linken Fuß gefallen, eine Zehe wurde beschädigt, die noch heu-
te verformt ist. Ich brauchte nicht weiterarbeiten, ich durŌ e mich 
auf einen Stuhl setzen. Mir war übel, aber ich durŌ e nicht zu einem 
Arzt. Ich musste warten, bis die Schicht beendet war. Dann wurden 
wir mit dem Bus zurück ins Gefängnis gefahren und auf die Zellen 
gebracht. Am nächsten Morgen brauchte ich nicht zur Arbeit, ich 
wurde abgeholt und in eine SanitäterEinrichtung innerhalb des Ge-
fängnisses gebracht. Entschuldigen Sie biƩ e, aber ich habe damals 
gesagt „KZ-Arzt“. Ich wurde von den Aufsehern in einem Warte-
raum, der überfüllt war, gedrängt und als ich dran war, wurde der 
Fuß nicht geröntgt, ich bekam eine Salbe – sie war grün – und einen 
Verband und durŌ e drei Tage in der Zelle bleiben. Nach drei Tagen 
bekam ich größere Schuhe zum Arbeiten. Es erfolgte keine weitere 
medizinische Versorgung. Es handelt sich um eine miƩ lere Zehe, ich 
kann damit leben.
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Frau OƩ mann: HaƩ en Sie Gelegenheit diese schwere Arbeit abzu-
lehnen? Und wenn Sie abgelehnt häƩ en, was wäre passiert?

Antwort: Eine Ablehnung dieser Arbeit war grundsätzlich ausge-
schlossen. Wenn man verweigert häƩ e, häƩ e man eine entspre-
chende Bestrafung bekommen, wie EinzelhaŌ , Dunkelzelle. Auf der 
anderen Seite, und das klang hier auch schon an, war man froh, dass 
man Arbeit haƩ e. Aber das möchte ich nicht so sagen. Ich möchte 
mich nicht der Gefahr aussetzen durch die Arbeit ein Leben lang 
geschädigt zu sein. Aber man haƩ e ein Ziel: Wir wollten raus aus 
diesem Staat. Ich habe mal gesagt: „Lieber zwei Jahre strenges Ar-
beitslager als 50 Jahre normales Arbeitslager.“ Die Möglichkeit Ar-
beit abzulehnen gab es nicht.

Herr Li: Wenn es schon bekannt war, dass die Unfallquote bei dieser 
Arbeit sehr hoch ist, gab es vor der Arbeit eine Einweisung oder An-
weisung wie bei Unfällen zu verfahren ist?

Antwort: Es gab keinerlei Anweisungen oder Arbeitseinweisung 
oder Vorsichtsmaßnahmen.
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Zeuge Detlef Wengel
Aufruf des 2. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Wengel: Ich heiße Detlef Wengel 
und bin 1955 im Harz geboren. Ich habe 
die normal 10-klassige polytechnische 
Oberschule abgeschlossen und habe an-
schließend eine Ausbildung zum Buch-
händler in Leipzig absolviert. Ich wollte 
danach ein Studium der GermanisƟ k 
aufnehmen, was nicht möglich war, weil 
ich im Unterrichtsfach „Staatsbürger-
kunde“ nicht gut genug war. Aus dem 
Grund habe ich mich dann mit dem The-
ma Republikfl ucht beschäŌ igt und habe 
1974 einen Fluchtversuch in die BRD unternommen, der gescheitert 
ist. Ich haƩ e zuvor mit einem Verwandten ersten Grades darüber 
gesprochen und der hat mich verraten. Ich wurde am Ostermontag 
1974 verhaŌ et und kam in die UntersuchungshaŌ . Bei der ersten 
Vernehmung wurde mir mit einem Telefonbuch von hinten links ge-
gen den Kopf geschlagen, wobei mir das Trommelfell platzte. Das 
wurde nie behandelt und es entwickelte sich eine chronische Mit-
telohrvereiterung, die ich über 40 Jahre habe. Ich habe von 1974 bis 
Ende 1976 in der Strafvollzugsanstalt Torgau eingesessen und war 
zuerst eingesetzt im Landmaschinenbau, wo Teile für Mähdrescher 
produziert wurden. 1975 wurde ich versetzt in die Kontenstelle in-
nerhalb des Gefängnisses, weil ich von allen Gefangenen der Einzi-
ge war, der eine Buchungsmaschine bedienen konnte. Das war im 
Prinzip mein Glück. In Torgau gab es 90 % kriminelle HäŌ linge und 
10 % poliƟ sche Gefangene, und wir standen auf der untersten Stufe 
in der Gefangenenhierarchie. Ich bin mir sicher, ich häƩ e die HaŌ  
nicht überlebt, wenn ich die ganze Zeit häƩ e im Landmaschinenbau 
arbeiten müssen. Nach meiner Entlassung Ende 1976 wurde ich in 

Detlef Wengel
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die Nähe von Weißenfels geschickt, durŌ e nicht zurück in den Harz 
zu meinen Eltern, da es Grenzgebiet war. Ich bekam den so genann-
ten Personalausweis PM 12 mit Aufenthaltsbeschränkung und Mel-
depfl icht und wurde verpfl ichtet als Hilfsarbeiter in einer Fleischer 
PHG und musste bei der Zerlegung von Schweinen und Rindern ar-
beiten. Das habe ich bis 1978 gemacht. 1978 habe ich geheiratet, 
durŌ e die Arbeitsstelle wechseln und war Staplerfahrer in Leuna 
und habe später bei der Bahn gearbeitet. 1983 Scheidung und Um-
zug nach Leipzig. Dort haƩ e ich absolutes Berufsverbot, durŌ e nicht 
mehr arbeiten, musste aber nachweisen, wovon ich lebe. Ich habe 
dann als Pauschalkellner gearbeitet und insgesamt acht Ausreisean-
träge gestellt, die alle abgelehnt wurden. Der letzte Ausreiseantrag 
aus dem Jahr 1988 wurde auch abgelehnt und ich bin in die Ständi-
ge Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Dezember 1988 
gegangen, um meine Ausreise zu erzwingen. Das Ministerium für in-
nerdeutsche Angelegenheiten hat das geklärt. Ich musste zunächst 
zurück nach Leipzig und durŌ e dann im Februar 1989 ausreisen. Ich 
bin dann in Bremerhaven gewesen und nach dem Mauerfall für zehn 
Jahre im Ausland, in Israel und Italien und bin 2000 zurückgekom-
men nach Deutschland und lebe jetzt in München. Ich bin seit 2011 
Erwerbsunfähigkeitsrentner aufgrund von posƩ raumaƟ schen Belas-
tungsstörungen infolge der HaŌ  und unterstütze andere Betroff ene 
bei Anträgen zur Anerkennung von gesundheitlichen Schäden durch 
HaŌ .

Befragung

Frau OƩ mann: Haben Sie für die geleistete Arbeit beim Landma-
schinenbau Torgau je eine Lohnabrechnung bekommen?

Antwort: Lohnabrechnungen haben wir als Gefangene nicht be-
kommen. Ich habe ja dann in der Kontenstelle des Gefängnisses ge-
arbeitet und dort wurden die Lohnabrechnungen bearbeitet. Das 
heißt, die Betriebe schickten die Lohnabrechnungen zu, einer von 
den Strafgefangenen in der Kontenstelle hat dann die Abzüge be-
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rechnet, zum Beispiel Unterhalt für Kinder. Das wurde abgezogen 
von der NeƩ osumme, denn Sozialversicherung wurde bereits vom 
Betrieb abgezogen. Von der dann ermiƩ elten Summe bekamen die 
Gefangenen einen besƟ mmten Prozentsatz. Es gab vier Einstufun-
gen: erleichterter, normaler, strenger und verschärŌ er Vollzug. Für 
mich, ich war im strengen Vollzug, bedeutete das 7 % des NeƩ oloh-
nes ausgezahlt für Einkauf. Ein Gefangener im verschärŌ en Vollzug 
bekam nur 5 %. In Torgau haƩ e zu damaliger Zeit ein Gefangener 
ungefähr 20 Mark im Monat zur eigenen Verwendung. Es gab aller-
dings Unterschiede zwischen den einzelnen Betrieben, wo Gefan-
gene arbeiten mussten. 1975 kam ein neues Gesetz, dass die Er-
schwerniszuschläge, die die Betriebe an die Strafgefangenen zahlen 
mussten, auch voll ausgezahlt werden müssen. Es gab Fälle, wo der 
Erschwerniszuschlag höher war als der erarbeitete Verdienst.

Frage von Frau OƩ mann: Haben die Gefangenen darüber Lohnzet-
tel erhalten?

Antwort: Nein, es wurde nur gesagt, das man einen besƟ mmten 
Prozentsatz des Planes erfüllt und abzüglich der Rücklagen für die 
Zeit nach der Entlassung, das waren meist ca. 5,00 Mark, bekam 
man dann eine besƟ mmte Summe ausgezahlt. Wenn der Gefange-
ne noch Schulden zum Beispiel für Gerichtskosten haƩ e, war er ge-
zwungen einen so genannten Sparvertrag abzuschließen, – in der 
Regel so 10 Mark pro Monat – zur Begleichung der Schulden. Dazu 
war man gezwungen. Wir in der Kontenstelle bekamen diese Spar-
verträge und mussten auf der Kontenkarte des HäŌ lings genau den 
Betrag mit BleisƟ Ō  eintragen. Auf der Kontenkarte wurde genau 
vermerkt, wie viel Geld von dem Betrieb reinkam, wie viel der HäŌ -
ling ausgezahlt bekam und wie viel für einen solchen Sparvertrag 
einbehalten wurde. Der Vertrag wurde dann hinterher vernichtet. 
10 Mark war viel Geld im Gefängnis, aber 10 Mark, um zum Beispiel 
1000 Mark Schulden abzuzahlen, nicht. Ich konnte dann, weil die 
Einträge mit BleisƟ Ō  vorgenommen wurden, einige Zahlen ändern, 
sodass mehr Geld für den Einkauf ausgezahlt werden konnte.
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Frau OƩ mann: Hat es diese Handhabung nur bei den poliƟ schen 
Gefangenen gegeben, die es ja offi  ziell in der DDR gar nicht gab? 
Haben normale StraŌ äter Lohnabrechnungen bekommen?

Antwort: Ich habe keinen Unterschied gemacht zwischen kriminel-
len und poliƟ schen Gefangenen. Wir waren alle gleich, uns wurde 
immer gesagt, ihr seid alle kriminell. Ein Offi  zier im Strafvollzug hat 
einmal zu mir gesagt: Ihre soziale Stellung ist nicht Mensch, Sie sind 
ein Verbrecher. Ich war damals 19 Jahre alt.

Herr Smith: Können Sie kurz beschreiben, wie Sie in Torgau unterge-
bracht waren? Wie Sie geschlafen haben? HaƩ en Sie Freizeit?

Antwort: Wir wurden ständig verlegt. Es gab Zeiten, da waren wir 
mit vier bis fünf Personen auf einer Zelle. Torgau war eine Fes-
tung und ehemaliges Wehrmachtsgefängnis, die Belegung war ein 
bis maximal zwei Personen. Zu meiner Zeit 1974 bis 1975 war das 
Gefängnis überbelegt, sodass vier Personen in einer Zelle unterge-
bracht waren. Manchmal waren wir auch mit 30 Mann in einer gro-
ßen Zelle, zehn aus der Frühschicht, zehn aus der Tagesschicht und 
zehn aus der Nachtschicht, da ist nie Ruhe gewesen. Mal drei Stun-
den Durchschlafen war nicht möglich. Auch in den kleineren Zellen 
war durch die Lichtkontrollen – Lebendkontrollen – nachts nicht an 
Schlafen zu denken. Die Wärter haben dabei auch Lärm gemacht, 
länger als zwei Stunden Schlaf war nicht möglich. Verpfl egung war 
auch schlecht. Ich bin mit einem Gewicht von 75 kg ins Gefängnis 
gekommen und haƩ e bei der Entlassung 57 kg.

Herr Li: Sie sagten, Sie wurden geschlagen und haben einen Hörver-
lust erliƩ en. Gab es eine Anerkennung der gesundheitlichen Beein-
trächƟ gung? Wie ist das im Allgemeinen?

Antwort: 2011 haƩ e ich einen Black-out und habe mich freiwillig 
in psychiatrische Behandlung begeben. Das war das erste Mal, das 
ich über meine Vergangenheit off en reden konnte. Ich stellte einen 
Antrag auf Erwerbsunfähigkeitsrente wegen posƩ raumaƟ scher Be-
lastungsstörung. Bei dem Antrag erhielt ich nach dem Bundesver-
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sorgungsgesetz einen Grad der Schädigung von 40 für die posƩ rau-
maƟ sche Belastungsstörung und in dem Zusammenhang haƩ e ich 
auch das Ohr angegeben. Die Verletzung wurde in einem Gutachten 
nicht anerkannt, weil eine Vorschädigung vorliegen könnte und ich 
nicht beweisen konnte, dass mir ein Polizist von hinten auf den Kopf 
geschlagen haƩ e. Ich sollte nach 40 Jahren einen Zeugen dafür brin-
gen. Das Ohr wurde nicht anerkannt. Bei Durchsicht meiner Akten 
in Vorbereitung auf dieses Tribunal habe ich zwei Dokumente ge-
funden. Den Untersuchungsbericht von der Eingangsuntersuchung 
bei AntriƩ  der UntersuchungshaŌ , in dem bestäƟ gt wurde, dass ich 
gesund bin und meine Ohren auch und den Entlassungsbericht aus 
der HaŌ anstalt Torgau mit dem Eintrag, dass ich an einer chroni-
schen MiƩ elohrvereiterung leide. Also stammt die Erkrankung aus 
der HaŌ zeit. Ich habe jetzt einen Antrag auf Überprüfung beim Ver-
sorgungsamt gestellt und erhielt die AuskunŌ , dass er zu 99 % posi-
Ɵ v beschieden wird. Weil jetzt ein Beweis vorliegt.

Ich habe in meinen Entlassungspapieren aus der HaŌ anstalt Tor-
gau einen ZeƩ el, wo ich unterschreiben musste, dass ich während 
der HaŌ zeit keinen Unfall erliƩ en habe. Nur mit dieser UnterschriŌ  
wurde ich entlassen. Dann fand sich aber in meiner HaŌ akte noch 
der Eintrag, dass ich beim Landmaschinenbau zwei Arbeitsunfälle 
haƩ e aus „Unachtsamkeit“. Wir waren immer selber schuld, wenn 
etwas passiert ist. Erst hieß es, es gab keine Unfälle und wenn dann 
doch der Beweis vorlag, war man selbst schuld daran. Das ist auch 
heute noch ein Problem mit der Anerkennung von Folgeschäden. 
Es gibt nicht nur posƩ raumaƟ sche Belastungsstörungen auch kör-
perliche BeeinträchƟ gungen treten als Folge der HaŌ zeit erst später 
auf. Die Gutachter in den alten Bundeländern sind, so meine Erfah-
rung, oŌ  posiƟ ver eingestellt als die in den neuen Bundesländern. 
Ich helfe im Moment sieben bis acht Personen bei den Anträgen auf 
Anerkennung gesundheitlicher Schäden durch die HaŌ . Viele geben 
auf, wenn sie beim Gutachter waren. Darauf bauen wohl die Ver-
sorgungsämter, dass die Antragsteller nach einer ersten Ablehnung 
aufgeben und keinen Widerspruch einlegen. Meiner Meinung nach 
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werden bis zu 90 % der Schädigungen durch Arbeitsunfälle während 
der HaŌ  oder posƩ raumaƟ sche Belastungsstörungen nicht aner-
kannt. Es heißt immer, die Beweise und Zeugen fehlen. Die Leute 
geben auf, es zieht sich über Jahre hin.

Herr Li: Das meine ich, Sie haben damals geliƩ en und jetzt bei der 
Antragstellung leiden Sie noch einmal. Das ist jetzt keine Frage, son-
dern ein Appell an die Bundesregierung, ob nicht eine professionel-
le Stelle eingerichtet werden kann, die den Menschen dann helfen 
kann.

Antwort: Sicher. Die Beweislage muss geändert werden. Wir als Be-
troff ene sind in der Pfl icht zu beweisen was mit uns gemacht wurde 
und was wir durchmachen mussten. Das muss geändert werden. Es 
muss bewiesen werden, dass wir das nicht durchgemacht haben. 
Daran wird die PoliƟ k scheitern.

Herr Bath: Sind Ihnen während Ihrer HaŌ  Fälle bekannt geworden, 
wo Gefangene die Arbeit verweigert haben?

Antwort: Ja, weil eine Arbeitsverweigerung zu 99 % mit einer Arrest-
strafe verbunden war. Und nach einem Arrest gab es automaƟ sch 
drei Monate Einkaufssperre. Das musste bei uns in der Kontenstelle 
vermerkt werden. Der gesamte Verdienst geht dann in die Rücklage, 
der HäŌ ling bekommt kein Geld ausgezahlt. Ausgenommen ab Mit-
te 1975, als das Gesetz über die Auszahlung der Erschwerniszuschlä-
ge kam. Das musste ausgezahlt werden. Allerdings durŌ e dafür kein 
Tabak gekauŌ  werden, darauf wurde dann beim Einkauf geachtet, 
man durŌ e nur LebensmiƩ el kaufen.

Herr Bath: Sind Ihnen Beispiele bekannt, wo HäŌ linge nach dem Ar-
rest an der Arbeitsverweigerung festgehalten haben?

Antwort: Sehr selten. Diese Repressalien waren hart. Auf der Zelle 
wurde unter den vier Insassen alles geteilt. Aber wir haƩ en in ei-
nem Vierteljahr nur einmal Sprecherlaubnis mit einem Angehörigen 
für 30 Minuten. Und der durŌ e ein Geschenk im Wert von 5 Mark 
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mitbringen. Und das lag immer am „Erzieher“ was den Wert von 
5 Mark ausmachte. Mein Erzieher war zum sehr freundlich, er be-
wertete zum Beispiel ein Stück BuƩ er, das meine MuƩ er mitbrachte 
und 2,50 Mark kostete, nur mit 50 Pfennig, sodass andere Dinge 
noch mitgebracht werden durŌ en. Wenn man nach einer Arrest-
strafe nichts einkaufen konnte, haben die anderen MithäŌ linge ihn 
unterstützt mit ihrem Geld. Bei der Sprecherlaubnis war es auch so. 
Jeder, der etwas bekam, teilte mit allen anderen. Aber das hing auch 
davon ab, mit wem man in einer Zelle war. Wir als poliƟ sche Gefan-
gene standen ganz unten und wenn ein poliƟ scher HäŌ ling mit drei 
Schwerverbrechern auf einer Zelle war, war das anders.

Herr Bath: Ich fasse Ihre Aussage mal so zusammen, dass es schon 
massiven Druck auf die HäŌ linge gab, dieser Arbeitspfl icht nachzu-
kommen, weil es sonst nicht nur für sich selbst sondern auch für die 
Zellengenossen Nachteile gab.

Antwort: Selbstverständlich. Es gab die so genannte „Selbsterzie-
hung“. Wenn jemand nicht spurte, wurden auch alle anderen be-
straŌ . Und die anderen haƩ en dann die Möglichkeit, demjenigen 
die Regeln beizubringen mit mehr oder weniger strengen MiƩ eln. 
Und die Polizisten haben zugesehen. Das nannte sich „Selbsterzie-
hung“.

Herr Bath: Ich denke, das haben wir jetzt alle verstanden. Vielen 
Dank.
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Zeuge Ralf Steeg
Aufruf des 3. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Steeg: Ich bin heute Diplominge-
nieur für LandschaŌ splanung und Um-
weltplanung und forsche auf dem Ge-
biet Abwasserbehandlung. Ich war einer 
der jüngsten poliƟ schen Gefangenen in 
der DDR, ich wurde im Alter von 16 Jah-
ren inhaŌ iert. Ich bin derjenige, der die 
PrakƟ ken der Firma IKEA in die Öff ent-
lichkeit gebracht hat, nämlich, dass IKEA 
Zwangsarbeiter für sich arbeiten lässt. 
Das war im Jahr 1979, als es erstmalig in 
der Presse veröff entlicht wurde.

Geboren in Lauchhammer 1961, wurde ich im Alter von 14 Jahren 
auf die Eliteschule (EOS) delegiert, aufgrund guter schulischer Leis-
tungen. Meine Eltern haƩ en dann einen Ausreiseantrag gestellt, der 
jahrelang nicht genehmigt wurde, und ich habe mir dann vorgenom-
men, den Staat zu verlassen. Bei einem Fluchtversuch im Alter von 
15 Jahren im Winter wurde ich kurz vor der Grenze in Tschechien 
gestellt und wurde von den tschechischen Grenzsoldaten ganz gut 
behandelt und dann an die Staatssicherheit übergeben. Die Zeit bei 
der Stasi war geprägt von Schlägen und Folter. Ich wurde zu 1,5 Jah-
ren Gefängnis verurteilt, ausgesetzt zur Bewährung für 3 Jahre. Weil 
ich mich weigerte, an der vormilitärischen Ausbildung teilzuneh-
men, wurde die Bewährungsstrafe aufgehoben und ich kam in das 
„Jugendhaus Halle“, wo ich den HaupƩ eil meiner HaŌ  verbrachte. 
Das Haus haƩ e den ironischen Namen „Frohe ZukunŌ “. Viele den-
ken, wir haben die ganze Zeit dort nur Tischtennis gespielt, aber es 
war eines der brutalsten Gefängnisse in der DDR. Es gab keinen Un-
terschied zwischen der Zeit, wo man gearbeitet hat und der Zeit, in 

Ralf Steeg
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der man nicht gearbeitet hat. Man wurde 24 Stunden, rund um die 
Uhr, zu Dingen gezwungen, die man nicht tun wollte. Entweder die 
Arbeit an sich oder dann nach der Arbeit. Wir mussten marschie-
ren, zum Teil bis zum Umfallen. Nach dem Marschieren mussten wir 
putzen. Selbst in der Nacht standen wir unter ständigem Zwang, die 
Hände mussten über der Decke sein, man durŌ e nachts nicht auf-
stehen. So viel zur kurzen Einführung.

Befragung

Herr Bath: Danke. Die Jury möchte Sie jetzt befragen zu Ihrer TäƟ g-
keit für den VEB Metalldrücker Halle

Frau Pinerová: Ich habe in den Unterlagen gelesen, dass die Nor-
men sehr hoch waren. Sie konnten diese Normen nicht erfüllen. Gab 
es eine Strafe für die Nichterfüllung der Normen?

Antwort: Ich habe die Norm nie geschaŏ  . Wir wurden von den Wär-
tern geschlagen. Das System der Selbsterziehung wurde schon an-
gesprochen. Die Wärter haben sich von außen angeschaut, wie sich 
die HäŌ linge untereinander zerfl eischt haben. Wenn einer die Norm 
nicht geschaŏ   haƩ e, wurden alle anderen auch bestraŌ . Sie durf-
ten dann nicht einkaufen oder die Besuchszeit wurde gestrichen. 
Besuchszeit war immer sehr wichƟ g, das war für uns wie Weihnach-
ten. Und wenn dann anderen HäŌ lingen der Besuch gestrichen wur-
de, dann haben die ihre Wut an dem HäŌ ling ausgelassen, der die 
Norm nicht erfüllt haƩ e. Ich wurde von anderen HäŌ lingen nicht so 
oŌ  geschlagen, weil ich einen ganz guten Stand haƩ e, aber von den 
Wärtern mit dem Schlagstock. Wir waren nur zwei poliƟ sche HäŌ lin-
ge, alle anderen waren kriminelle HäŌ linge, von denen einige sehr 
roh waren aufgrund ihrer eigenen Geschichte zum Beispiel in DDR-
Kinderheimen. Körperliche Übergriff e haben staƩ gefunden, alle an-
deren HäŌ linge wurden von ihnen terrorisiert, den so genannten 
Chefs. Die Wärter haben dabei weggesehen.

Herr Heidt: Sie waren damals 16, als Sie in HaŌ  kamen. Waren da 
nur Jugendliche oder auch Erwachsene in der Anstalt oder in Ihrer 
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Arbeitsgruppe? Haben Sie Verletzungen erliƩ en, gab es auch sexu-
elle Übergriff e?

Antwort: Ja, es gab auch sexuelle Übergriff e. Der allgemeine Gesund-
heitszustand war schlecht. Es gab nur Essen, was schon abgelaufen 
war und nicht mehr in den Handel kam. Aufgrund des Vitaminman-
gels hat sich jede Verletzung entzündet und alle haƩ en wegen der 
Behandlung mit einer DesinfekƟ onssalbe blaue oder gelbe Gesich-
ter oder der Körper war mit diesen Tinkturen behandelt worden. Bei 
mir hat eine BlutvergiŌ ung fast zum Tod geführt. Erst in allerletzter 
Minute wurde ich auf die KrankenstaƟ on gebracht, obwohl ich mehr-
mals darum gebeten haƩ e, zum Arzt gebracht zu werden.

Herr Heidt: Vielleicht noch eine Bemerkung zum AltersdurchschniƩ  
im Gefängnis.

Antwort: Die HäŌ linge waren zwischen 14 und 18 Jahren alt. Halle 
sollte eine Art Mustergefängnis sein. Es war ein Neubau mit Stachel-
draht eingezäunt und Hundelaufzonen. Auf den Wachtürmen waren 
Maschinengewehre installiert.

Frau OƩ mann: HaƩ en Sie Bildungsmöglichkeiten im Gefängnis?

Antwort: Es gab verschiedene Gruppen, einmal für Hilfsschüler und 
dann für die anderen, zu denen ich gehörte – ich war auf der EOS 
und POS. Aber die Bildung war mangelhaŌ , einmal pro Woche Schul-
termin, eigentlich nur poliƟ sche Bildung und etwas Metalltechnik. 
Auf Bildung hat man keinen Wert gelegt.

Herr Vaatz: Sind Ihnen Todesfälle bekannt? VergewalƟ gungen? 
Schwere Unfälle?

Antwort: VergewalƟ gungen waren an der Tagesordnung. Die Tat-
sache, dass ein HäŌ ling mädchenhaŌ  ausgesehen hat, reichte da 
schon aus. Es gab auch Arbeitsunfälle, und es gab Fälle von Selbst-
verstümmelung, um auf die KrankenstaƟ on zu kommen.

Herr Bath: Können Sie etwas zu den eigentlichen TäƟ gkeiten sagen, 
die Sie verrichten mussten?
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Antwort: Der Betrieb, für den wir arbeiten mussten, war der VEB 
Metalldrücker Halle, was wir gar nicht wussten. Wir waren im Ge-
fängnis von allen Infos abgeschniƩ en, selbst aus der Zeitung „Jun-
ge Welt“ waren viele ArƟ kel herausgeschniƩ en, bevor wir sie lesen 
durŌ en.

Wir wussten nicht, für wen wir produzieren und was wir produzieren. 
Im Akkord mussten wir an irgendwelchen Teilen Metallschichten ab-
feilen, aber wir wussten nichts über die Verwendung der Teile. Und 
IKEA ist mir nur deshalb aufgefallen, weil ich den Begriff  „SVIT“ nicht 
kannte, wie die Teile hießen. Wir wussten lediglich, dass es IKEA gibt 
aber nicht wie einzelne Teile heißen. Wir mussten diese Teile, die 
sehr sauber und hell, fast weiß waren, zusammenschrauben.

Herr Bath: Sind Ihnen Fälle von Arbeitsverweigerung bekannt?

Antwort: Das hat es bei uns nie gegeben, weil man genau wusste, 
dass man im Bunker verschwindet und man wusste auch von Prü-
gel, bevor man im Bunker landet. Deshalb hat das von uns keiner 
gemacht.

Herr Nam: Konnten Sie beobachten, wie jemand die Arbeit verwei-
gert, der dann zusammengeschlagen wurde? Ga es noch weitere 
Folgen außer Prügel?

Antwort: Mir wurde, da ich die Norm nur zu 50-60 % erfüllte, gesagt, 
dass es Arbeitsverweigerung wäre. Auch anderen in der Gruppe, die 
die Norm nicht schaŏ  en, wurde unterstellt, dass sie die Arbeit ver-
weigern. Und dann wurden sie verprügelt von den Wärtern. Es gab 
auch andere Strafen, zum Beispiel, dass man marschieren musste 
bis zum Umfallen oder die Treppenhäuser im Entengang hoch und 
runter gehen musste, bis man umgefallen ist. Es gab ein unendliches 
Repertoire an Strafen, das mindeste war Einkaufsverbot und dann 
konnte man auch nicht mehr handeln mit anderen HäŌ lingen, man 
konnte sich von den Schikanen der kriminellen HäŌ linge „freikau-
fen“, indem man ihnen ZigareƩ en und ähnliches überlassen hat.

Herr Bath: Danke Ihnen für Ihre Aussagen.
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Einführung: Industriebereich Möbelindustrie
Dr. ChrisƟ an Sachse

Mit Beginn der 1970er Jahre entwickelte sich die Möbelproduk Ɵ on 
der DDR zu einem „Exportschlager“ nicht nur für die Bundesrepu-
blik Deutschland, sondern für den gesamten Westen. Produziert 
wurde vor allem im untersten Preissegment. Den Alleinvertrieb von 
DDR-Möbeln in der Bundesrepublik haƩ e die Firma Lämmerzahl 
mit einem Umsatz von 130 Millionen DM pro Jahr. Großkunden wa-
ren zum Beispiel Quelle (29 %), OƩ o (25 %), KauĬ of (17 %), Horten 
(14 %), Neckermann (12 %), Woolworth (9 %), HerƟ e (7 %), Karstadt 
(4 %), Metro (4 %), Baur (2,5 %), COOP, Hess, Schöpfl in und KauĬ al-
le mit je ca. 2 %.

Das bedeutet, dass alle großen Versandhäuser Möbel aus der DDR 
über die Firma Lämmerzahl gekauŌ  haben.

Im Jahr 1986 waren ungefähr 5 % aller HäŌ linge für die Möbelpro-
dukƟ on eingesetzt, die überwiegend im AuŌ rag von IKEA und für 
den Export in westliche Länder produzierten: Firma Sprela Sprem-
berg (110 Strafgefangene), Polstermöbel CoƩ bus (50 Strafgefange-
ne), Mewa Naumburg (350 Strafgefangene), Sitzmöbel Waldheim 
(30 Strafgefangene), Holzverarbeitung Burg (380 Strafgefangene), 
Holzveredelungswerk Wiederitzsch (95 Strafgefangene).

Die Gesundheitsbedingungen werden von mehreren Strafgefange-
nen als katastrophal geschildert. Aussage eines CoƩ buser HäŌ lings 
von 1975: „Arbeit in 2–3 Schichten, Arbeits- und Gesundheitsschutz 
katastrophal, Arbeit im Krankheitszustand, Arbeit mit krebserre-
gendem Kunstharzstaub, keine funkƟ onierende Absaugvorrichtung, 
rouƟ nemäßiges Röntgen der Lunge erfolgte ohne Schutzvorrichtun-
gen.“ – man wusste off ensichtlich von dem gefährlichen Staub.

Hergestellt wurden im Zuchthaus CoƩ bus mit spanabhebenden 
MiƩ eln Halbzeuge aus Sprelacart, einem Produkt aus Gewebe und 
Kunstharz. Durch fehlende Absaugvorrichtungen kam es zu hohen 
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StaubkonzentraƟ onen, denen Strafgefangene über Jahre hinweg 
ausgesetzt waren. Sprelacart enthält das Harz Melamin. Laut Bun-
desinsƟ tut für Risikobewertung kam es bei Tierexperimenten zu to-
xischen Wirkungen durch Melamin.

Bereits seit Ende der 1960er Jahre betrieb IKEA, was schon damals 
bekannt war, eine AuŌ ragsprodukƟ on im Ostblock, unter anderem 
in der DDR, in der Tschechoslowakei, Polen und Ungarn. Der da-
durch entstehende Konkurrenzdruck wurde an die Strafgefangenen 
weitergegeben, die unter untauglichen Bedingungen größtenteils 
im Dreischichtsystem arbeiten mussten.

Zu den gesundheitlich schädlichsten ProdukƟ onsstäƩ en, die mir 
bekannt sind und für IKEA arbeiteten, gehörte die Galvanisiererei 
im Strafvollzug Naumburg, wo Teile in einem Säurebad mit einem 
Metallüberzug veredelt wurden. Wegen fehlender SchutzmiƩ el kam 
es vielfach zu Verätzungen und Verletzungen der Augen. Dies haƩ e 
spontane Arbeitsverweigerungen zur Folge, die mit härtesten Mit-
teln bestraŌ  wurden. Wie ein HäŌ ling berichtete: „Ich wurde sofort 
abgeführt, wurde auf dem BeƩ  angekeƩ et mit Handschellen an den 
Händen und Füßen, bekam einen Kombianzug an, nichts weiter und 
wurde dreimal am Tag abgeschlossen. Ansonsten liegt man quasi 24 
Stunden so fest auf dem BeƩ  angeschnallt.“
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Zeuge Klaus Peter Simon
Aufruf des 4. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Simon: Ich wurde am 2. Novem-
ber 1954 in Querfurt, Sachsen-Anhalt 
geboren und habe die 10-klassige poly-
technische Oberschule in Hötensleben 
besucht.

Am 29. Dezember 1972 wurde ich an der 
Grenze im Raum Harbke-Offl  eben unter 
Anwendung von Schusswaff en verhaŌ et 
und nach Marienborn gebracht, wo ich 
verhört wurde und ich auf die Ohren und 
ins Gesicht geschlagen wurde. Anschlie-
ßend kam ich in die UntersuchungshaŌ -

anstalt Halberstadt bis März 1973. Dort habe ich gearbeitet für den 
VEB KeƩ en- und Nagelwerke Wernigerode. Ich musste KeƩ en für 
Getriebe zusammenbauen und auch den Probelauf in mit Öl gefüll-
ten Getrieben durchführen.

Im März 1973 wurde ich zu 14 Monaten HaŌ  nach § 213 DDR-Straf-
gesetzbuch „Ungesetzlicher GrenzübertriƩ “ (Republikfl ucht) verur-
teilt und erhielt gemäß § 51 eine unbefristete Aufenthaltsbeschrän-
kung für alle Grenzgebiete und Berlin.

Ich wurde in die Strafanstalt Naumburg überführt, wo ich für den 
VEB Metallwaren Naumburg (MEWA) arbeiten musste. Zunächst in 
der „alten MEWA“. Die kleine sehr niedrige Halle haƩ e keine Fenster 
und durch die Trichlorethylen-Dämpfe, die wir eingeatmet haben, 
waren wir immer in so genannter „lusƟ ger SƟ mmung“. Ich musste 
Möbel- und Sesselrollen sorƟ eren, polieren, mit Trichlorethylen ent-
feƩ en und verpacken. Ich habe auch Griff e für KauĬ austüren in ver-
schiedenen Formen geschliff en und poliert. Vieles erfolgte per Hand.

Klaus Peter Simon
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Zwischenbemerkung von Herrn Bath: Herr Simon, Sie nehmen 
schon die Befragung der Jury vorweg, indem Sie sehr ins Detail ge-
gangen sind, was Ihre Arbeit in der HaŌ  betriŏ  . Das ist sehr lobens-
wert, aber wir haben eine besƟ mmte Zeit für die Vorstellung und 
dann für die Befragung vorgesehen. Wir sollten dieser Befragung 
jetzt nicht vorgreifen.

Befragung

Herr Li: Es ist keine Frage, sondern ein Kommentar zur gesundheits-
schädlichen Wirkung von Sprelacart und Melamin. Herr Dr. Sachse 
hat in seinem Bericht ja darüber gesprochen, dass Tierexperimente 
gezeigt haben, dass Melamin schädlich für die Gesundheit ist. Wir 
wissen jetzt mehr. Ich möchte deshalb ergänzen, dass es jetzt Beweise 
gibt, das Melamin gesundheitsschädlich ist, und zwar aus Menschen-
versuchen in China. 2008 sind sechs Babys gestorben und 200.000 
Babys in Krankenhäuser eingeliefert wegen Nierensteinen und Nie-
reninsuffi  zienz, weil die Babymilch, die in China produziert wurde, mit 
Melamin versetzt wurde, und zwar absichtlich. Das machten alle Fir-
men, um den Proteingehalt vorzutäuschen. Es wurde ein hoher Pro-
teingehalt gemessen und das Milchprodukt so als sehr gut bewertet. 
Das ist ein Beweis, dass Melamin tatsächlich giŌ ig ist, je nach Kon-
zentraƟ on. Das spürte man auch in Deutschland. Die Chinesen haƩ en 
alles Vertrauen in heimische Produkte verloren und die Studenten in 
Deutschland kauŌ en hier Babymilch und schickten sie nach China. In 
manchen Supermärkten gab es an den Regalen den Hinweis, dass nur 
ein bis zwei Packungen pro Person gekauŌ  werden dürfen.

Frau OƩ mann: HaƩ en Sie eine berufl iche Vorbildung für die Arbeit, 
die Sie im Gefängnis verrichten mussten? Wenn nein, wie wurden 
sie vorbereitet für diese Arbeit und haƩ en Sie eine Wahl, eine ande-
re Arbeit verrichten zu wollen?

Antwort: Als ich dorthin kam, war ich 18 Jahre alt und haƩ e keine 
Berufserfahrung. Nur durch den Unterricht an der Schule im Rah-
men des Unterrichtstages in der ProdukƟ on, das heißt ich war uner-
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fahren und musste zunächst kleine Bleche für FensterbefesƟ gungen 
ausstanzen, biegen und nieten. Ich war ganz geschickt und dann bin 
ich in die andere Abteilung gekommen, wo die Möbelrollen bearbei-
tet wurden. SchutzmiƩ el gab es nicht. Als junger Mensch hat man 
das alles verkraŌ et. Gesundheitliche Probleme kamen erst später. 
Vorbereitet auf das Arbeitsleben war ich nicht.

Frau OƩ mann: Die Arbeit wurde von Ihnen als gefährlich eingestuŌ . 
Ga es Hinweise zum Arbeitsschutz, gab es regelmäßige Schulungen? 
Hat man sie über die Gesundheitsgefahren aufgeklärt?

Antwort: Nein. Das war ganz einfach so: Sachen empfangen, an-
ziehen und mit dem Bus vom Gefängnis in die Firma fahren, dort 
wurde man eingeteilt. Das heißt nicht, dass ich immer die gleiche 
Arbeit haƩ e. Wenn ich heute das eine gemacht habe, dann habe ich 
am nächsten Tag etwas anderes gemacht. Wir wurden auch nicht 
vor den Trichlorethylen-Dämpfen gewarnt. Die zwei bis drei zivilen 
Arbeiter haben sich anders hingestellt und auch das Wachperso-
nal stellte sich abseits hin. Arbeitsschutzbelehrungen gab es nicht, 
SchutzmiƩ el gab es nicht, nur einfache Arbeitsanzüge und Arbeits-
schuhe. Am wichƟ gsten war, dass am Anzug für jedes Knopfl och 
auch ein Knopf vorhanden war.

Irgendwann sind wir dann in die „neue MEWA“ umgezogen, in eine 
große Halle, keine Fenster, die AbluŌ anlage war sehr klein, damit 
keiner durchkriechen konnte. Es gab Reinigungsklappen zum Absau-
gen der Fusseln vom Polieren, die waren heiß und fi ngen manch-
mal an zu brennen. RichƟ ge Löschvorkehrungen gab es auch nicht. 
Vorbereitung auf Arbeitsabläufe, wie ich sie im zivilen Leben dann 
später kennengelernt habe, sieht anders aus.

Herr Bath: Ich habe jetzt noch vier Wortmeldungen, aber unsere 
Zeit ist schon sehr knapp.

Herr Heidt: Meine erste Frage gilt der Zusammensetzung im Ge-
fängnis. Sie selbst waren 18 Jahre alt? Die zweite Frage betriŏ   Fol-
geschäden.



109

KLAUS   PETER   SIMON BEFRAGUNG   DER   ZEUGINNEN   UND   ZEUGEN

Antwort: In dem Bereich, wo ich war, war ich mit 18 Jahren der 
jüngste, einige waren Anfang 20, die meisten älter als 30 Jahre, der 
Älteste war 75 Jahre alt. Was Körperschäden angeht, dadurch, dass 
man bei der Festnahme auf mich geschossen hat, nicht direkt, eher 
die psychische Belastung. Ich wurde geschlagen, aber ein 18-Jähri-
ger steckt das noch gut weg. Das kommt alles später, und man muss 
sich das dann erst erklären. In der U-HaŌ  in Halberstadt hat man mir 
meine Medikamente (Histaminika) gegen Nesselfi eber nicht gege-
ben, sodass es eines Nachts zu Anfällen kam. Meine Mitgefangenen 
machten sich bemerkbar, man holte mich aus der Zelle und brach-
te mich in eine Einzelzelle. Ich wurde auf einen Stuhl gesetzt und 
festgebunden. Irgendwann kam ein Arzt, der mir die Nase zuhielt 
und die Pillen, ein Histaminikum – das Innere ist ätzend – mit etwas 
Wasser einfl ößte. Er gab mir noch eine Spritze, ich wurde ohnmäch-
Ɵ g, konnte aber nicht vom Stuhl fallen, weil ich angebunden war. 
Irgendwann später – so gegen Morgen – war ich wieder in meiner 
Zelle. Heute habe ich Knochenprobleme, Probleme mit den Ohren 
und der SƟ mme und mehr noch psychische Probleme. Das habe ich 
gleich nach meiner Entlassung gemerkt. Ich war sehr sportlich und 
konnte auch vom FünfmeterbreƩ  ins Wasser springen. Ich konnte 
nicht mal mehr vom Startblock springen, auch heute nicht. 2013 
Antrag gestellt mit Widersprüchen, kein Ergebnis. Ich kann mir das 
nicht erklären. Jetzt haben wir 2020. Ich weiß nicht, warum man das 
in der heuƟ gen Zeit mit Menschen macht. Ich denke, da bin ich nicht 
der Einzige. Und sicher gibt es noch Menschen, denen es noch viel 
schlechter geht.

Herr Bath: Ich sehe, dass der Zeuge sichtlich mitgenommen ist und 
die Zeit fortgeschriƩ en ist. Ich frage die anderen, die sich noch zu 
Wort gemeldet haben, ob Sie Ihre Wortmeldungen aufrechterhalten 
wollen (Herr Smith, Frau Pinerová und Herr Schirrmacher).

Herr Smith: Ist es richƟ g, dass die Sache, die Sie beschrieben haben 
mit dem Medikament und der Spritze, vor Ihrer Zeit in Naumburg 
war?
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Antwort: Ja, das war in der U-HaŌ  in Halberstadt. Die Reihenfolge 
war: zuerst VerhaŌ ung, dann UntersuchungshaŌ , dann kam Verur-
teilung und Strafvollzug.

Herr Smith: Sie sagten auch, dass Sie in Naumburg aufgrund der 
Dämpfe manchmal wie im Rausch waren. Haben Sie in der Folge 
Erkrankungen erlebt oder haben Sie oder andere Gefangene Ver-
letzungen erliƩ en dadurch und wie haben die Wachleute reagiert?

Antwort: Direkt krank war ich nicht. Aber die ganze psychische Ge-
schichte, die nach und nach dann nach der HaŌ entlassung aufgetre-
ten ist, muss ja eine Ursache haben. Man hat auf mich geschossen, 
ich habe die Dämpfe eingeatmet, jeden Tag, zehn bis elf Monate 
lang. Ob das jetzt eine Folge ist, weiß keiner. UnmiƩ elbar krank war 
ich in der HaŌ  nicht. Ich habe auch nichts gemeldet. Ich haƩ e auch 
keinen Unfall, obwohl es auch Unfälle gab.

Herr Bath: Ich biƩ e um Entschuldigung, aber wir sollten an der 
 Stelle aus Zeitgründen die Befragung abbrechen, da wir im Zeitver-
zug sind.
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Zeuge Alexander W. Bauersfeld
Aufruf des 5. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Bauersfeld: Da ich schon 72 Jahre 
alt bin, ist es schon schwierig, eine Vor-
stellung meiner Person in einige Minu-
ten zu fassen. Ich habe mir, in Vorberei-
tung viele Gedanken gemacht, was denn 
wichƟ g sein könnte. Als ich 13 Jahre alt 
war, haƩ e ich einen Unfall und lag meh-
rere Wochen im Krankenhaus. Ich hörte 
nachts im Nebenzimmer jemand weinen 
und fragte die Krankenschwester, wer 
denn da weint. Sie erklärte mir, dass da 
ein Soldat der Volksarmee liegt, der auf 
eine Mine getreten war und die Miene häƩ e ihm beide Füße abge-
rissen. Dieses Erlebnis hat mich schockiert, denn ich haƩ e am 13. 
August im Radiosender RIAS vom Beginn des Mauerbaus gehört, 
und dass wir alle jetzt eingesperrt waren. Und das hat mir damals im 
Alter von 13 Jahren schon klar gemacht, dass das ein Unrechtsstaat 
ist. Und ich reagiere noch heute sehr sensibel, wenn PoliƟ ker der 
Linken den Begriff  Unrechtsstaat bezweifeln. Es war ein Unrechts-
staat, wenn man einen jungen Mann auf Mienen treten lässt, die 
von den sowjeƟ schen StreitkräŌ en verlegt worden sind. Die Verle-
gepläne wurden dann danach vernichtet, sodass die Soldaten nicht 
wussten, wo die Minen liegen. Das war ein Unrechtsstaat

Ein paar Jahre später, am 21. August 1968 war ich bei der Volksar-
mee, um den Grundwehrdienst abzuleisten. Man musste dort hin 
oder man ging ins Gefängnis. Ich habe aus dem Radio die Nachrich-
ten von der Besetzung Prags durch die Armeen des Warschauer Pak-
tes erfahren. Und da war mir wieder klar, das ist ein Unrechtsstaat. 
Unsere Offi  ziere erzählten uns, dass wir die Angriff e der amerika-

Alexander W. Bauersfeld
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nischen Soldaten und der Bundeswehr abwehren sollten, was ich 
nicht geglaubt habe.

Meine Sympathien lagen auf Seiten der USA und der Bundesrepub-
lik. Ich wusste vom Unterschied zwischen Freiheit und Diktatur. Die-
ser 21. August 1968 hat mich so beeindruckt, da ich als 20-Jähriger, 
Angst um mein Leben haƩ e, der Krieg drohte. Das war der Anlass, 
warum ich zur Kirche ging und in der jungen Gemeinde das gefun-
den habe, was es in der DDR ansonsten nicht gab: off ene und ehrli-
che Diskussion. Das war für mich auch der Weg zur KonfrontaƟ on. 
Ich bin kein Opfer, ich habe mich ganz bewusst gegen diese DDR 
entschieden und ich stehe auch dazu, weil ich sehr früh gemerkt 
habe, das ist eine sozialisƟ sche Diktatur, die die Menschen zwingen 
will, diese „Religion“ anzunehmen. Ich wurde verhaŌ et, weil ich 
mich für die Bewegung „Schwerter zu Pfl ugscharen“ und den so-
zialen Friedensdienst eingesetzt habe. Ich war damals 35 Jahre alt, 
kurz danach wurde meine Ehefrau auch verhaŌ et. Wir wurden dann 
zwangsgeschieden und ich habe dieses Gefängnis CoƩ bus als be-
sonders schlimmen Ort empfunden. Aber das war nur folgerichƟ g 
für mich, über dem Gefängnis stand „Neues Deutschland“. Wenn 
man über den Gefängnishof ging, hat man die Gebäude der Drucke-
rei der Zeitung „Neues Deutschland“ und „Lausitzer Rundschau“ ge-
sehen. Und darüber stand der SchriŌ zug „Neues Deutschland“. Ja, 
das Gefängnis war das neue Deutschland. Das hat mich Ɵ ef bewegt. 
Bis dahin haƩ e ich die Nazi-Diktatur als die schlimmere empfunden, 
muss aber sagen, als ich dann in meiner Stasi-Akte den Satz über 
mich las: „Im Spannungsfall zur LiquidaƟ on freigegeben“ da war mir 
deutlich, dass beide Diktaturen menschenverachtend waren. Das 
darf man nie vergessen.

Als ich ins Gefängnis kam, kannte ich CoƩ bus bereits, weil ich Sieg-
mar Faust kannte. Siegmar Faust war hier eingesperrt und hat dann 
später zusammen mit Dieter Dombrowski dieses Gefängnis zu ei-
ner GedenkstäƩ e gemacht. Es erschüƩ ert mich immer noch, dass 
diese Ideologie des Sozialismus/Kommunismus vom Müllhaufen der 
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Geschichte zurückgekommen ist und dass über 1,4 Milliarden Men-
schen bis heute unter dieser Diktatur leiden müssen. Während wir 
hier zusammensitzen, werden Menschen unterdrückt, umgebracht. 
Wir müssen immer wieder auŅ lären über diese Verbrechen.

Befragung

Herr Bath: Danke für die Vorstellung, Herr Bauersfeld. Die Jury 
möchte Sie jetzt befragen zu Ihrer TäƟ gkeit für den VEB Sprela Sp-
remberg in diesem Objekt.

Frau OƩ mann: Sie sind rechtskräŌ ig verurteilt worden und waren in 
DDR-Zeiten ein Verbrecher. Gab es in Ihrem Urteil einen Passus, dass 
Sie zu einer ganz besƟ mmten Art Arbeit verpfl ichtet werden. War 
das Bestandteil des Urteils?

Antwort: Nein. Ich wurde verurteilt nach § 99 „Landesverräterische 
NachrichtenübermiƩ lung“. Es gab keinen Hinweis auf Arbeit. Ich bin 
auch hier im Gefängnis gleich darauf hingewiesen worden, dass ich 
zwei Möglichkeiten haben, entweder zu arbeiten oder in den Ar-
rest zu gehen. Ich war psychisch sehr angeschlagen, auch durch die 
Scheidung von meiner Frau, und ich war sehr froh, dass ich arbeiten 
konnte.

Frau OƩ mann: Sie haƩ en keine Wahl einen Arbeitsplatz anzuneh-
men oder abzulehnen, sondern Sie standen vor der Wahl, entweder 
Arrest oder die Arbeit, die Ihnen zugewiesen wurde, zu verrichten.

Antwort: Ja, das war völlig klar.

Frau Pinerová: Wie viele Stunden mussten Sie pro Tag oder Woche 
arbeiten? Wurden Sie gezwungen länger zu arbeiten? Wie und war-
um? Wurden Sie für die Arbeit bezahlt?

Antwort: Es gab ein Dreischichtsystem, Frühschicht, Spätschicht und 
Nachtschicht. Und nach meiner Erinnerung waren es immer acht 
Stunden. Die Arbeitsbedingungen waren sehr schlecht und die Be-
zahlung auch. Allerdings haƩ e ich einen Trick gefunden, wie ich die 
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Norm erfüllen oder übererfüllen konnte, indem ich die Teile zwei-
mal behandelt habe, also ferƟ ge Teile ein zweites Mal abgerechnet 
habe und dadurch haƩ e ich etwas mehr Geld. Da ich Nichtraucher 
war, habe ich das Geld überwiegend für VitamintableƩ en – Summa-
vit – ausgegeben.

Herr Schirrmacher: Sie sind ja schon früh, 1990, vom Gericht reha-
biliƟ ert worden und haben sofort danach ein Verwaltungsverfahren 
wegen der Folgeschäden angestrengt. Da steht nur „Ohne Ergebnis“. 
Was haben Sie geltend gemacht als Folgen und war das gleich kurze 
Zeit später 1992/93?

Antwort: Es ging um einen Vermögensausgleich. Ich wurde verhaf-
tet und freigekauŌ  und haƩ e mein Vermögen nicht mitnehmen kön-
nen. Im Land Brandenburg, ist das von den zuständigen Behörden 
nicht bearbeitet worden bzw. im Sande verlaufen, dass ich keinen 
Vermögensausgleich bekommen habe. Ich besaß bei meiner Verhaf-
tung einen VW, der dann, weg war usw.

Herr Heidt: Sie haben das nicht gerichtlich aufarbeiten lassen?

Antwort: Doch natürlich. Ich bin durch das Bezirksgericht CoƩ bus 
später rehabiliƟ ert worden. Das ist aufgearbeitet worden, nur die 
vermögensrechtliche Seite nicht.

Herr Heidt: Da gibt es auch kein Gerichtsurteil?

Antwort: Nein. Ich habe das erlebt, was viele andere auch erlebt 
haben. Gerade Anfang 1990 hat die Firma Sprela noch als VEB exis-
Ɵ ert und sich geweigert überhaupt über dieses Thema zu sprechen. 
Und auch das Land Brandenburg wurde ja immer als „Volksrepublik 
Brandenburg“ bezeichnet. Es gab viele Behörden, die dieses Thema 
nicht gerne angefasst haben. Es gab ja auch viele Jahre in diesem 
Land keine LandesbeauŌ ragte für die Stasi-Unterlagen.

Herr Bath: Sie sind aber nicht zum Verwaltungsgericht gegangen, 
um die brandenburgischen Behörden mal dazu zu bewegen täƟ g zu 
werden?
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Antwort: Diese „Ochsen-Tour“ habe ich dann vermieden.

Herr Smith: Haben Sie während Ihrer Zeit im Gefängnis herabwür-
digenden Behandlungen gegen sich selbst oder gegen andere HäŌ -
linge von Seiten der Vollzugsbeamten erfahren? Können Sie ein Bei-
spiel geben?

Antwort: Es gibt für mich ein Beispiel, an das ich mich immer wieder 
erinnere. Ein Mitgefangener, der kurz vor der Entlassung in die DDR 
stand, wurde von dem zivilen Meister ziemlich unter Druck gesetzt. 
Da nahm er Kreide und schrieb an die Wand das Wort „Salz“ und 
zeichnete daneben ein GiƩ er. Das war die Umschreibung für die zen-
trale Aufnahmestelle SalzgiƩ er. DarauĬ in kam der zivile Meister zu 
mir, und sagte: „ich habe Sie doch immer gut behandelt, können Sie 
sich über mich beschweren?“ Ich fragte: „Warum?“ Und er antwor-
tete, dass er, wenn er Rentner ist, auch gern in den Westen fahren 
will und für ihn war wichƟ g, dass im Westen nichts gegen ihn vor-
liegt. Übergriff e gab es immer wieder, aber was ich am schlimmsten 
fand, war die sehr schlechte Ernährung und der giŌ ige Staub, den 
wir einatmen mussten. Das wurde ja schon angesprochen. Sprela 
gehörte zu den Betrieben mit den schlechtesten Arbeitsbedingun-
gen und das sƟ mmte überhaupt nicht überein mit dem Gesetzbuch 
der DDR.

Herr Bath: Es gibt keine weiteren Wortmeldungen und wir haben 
die Zeit ausgeschöpŌ  und sind auch wieder im Zeitrahmen.
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Einführung: Industriebereich 
Bergbau/Hoch- und Tief-Bau
Dr. ChrisƟ an Sachse

Herr Bath: Eigentlich war vorgesehen den Bereich Bergbau, der für 
die HäŌ lingsarbeit in der DDR ein wichƟ ger Sektor war, zu betrachten. 
Leider sind beide Zeugen nicht da. Herr Isikli musste seine Teilnahme 
aus gesundheitlichen Gründen absagen, was wir sehr be dauern.

Wir haben einen Zeugen gewinnen können, der zum Bereich Hoch- 
und Tieĩ au etwas sagen kann, Herrn Wegner, den wir dann anhö-
ren wollen. Herr Dr. Sachse gibt uns dennoch eine Einführung in den 
Industriebereich Bergbau.

Herr Sachse: Der Industriebereich Bergbau war in den 40er, 50er 
und zu Beginn der 60er Jahre für die DDR ein sehr wichƟ ger Bereich 
und wir haben da auch eine gemeinsame Geschichte mit der Tsche-
choslowakei, weil wir auch über den Uranabbau berichten müssen.

Das Gebiet der DDR war – bis auf Braunkohlevorkommen – arm an 
Bodenschätzen. Importe waren kaum bezahlbar, weswegen der un-
ergiebige Abbau von Kupfer im HeƩ stedter und von Steinkohle im 
Zwickauer Raum trotz erheblicher Kosten forciert wurde. Um die 
Kosten zu senken, wurden entgegen internaƟ onaler KonvenƟ onen 
Strafgefangene unter Tage im Bergbau eingesetzt. Es gibt eine spezi-
elle internaƟ onale Vereinbarung im Bergbau keine Strafgefangenen 
einzusetzen, die wurde ignoriert, wie auch in der Sowjetunion. Das 
gesamte Gulag-System war untersetzt durch Steinkohle- und Erzab-
bau unter Tage. 1953 kriƟ sierte der Untersuchungsausschuss des 
UN-WirtschaŌ s- und Sozialrates die Verwendung von Strafgefange-
nen in den Uranminen im Süden der SowjeƟ schen Besatzungszone 
und DDR. Auch die Tschechische Republik hat ihre Strafgefangenen 
zum großen Teil in dieses Gebiet geschickt. In allen Bereichen wur-
den Strafgefangene ohne Ausbildung unter Tage eingesetzt. Die ho-
hen Zahlen an tödlichen Unfällen wurden selbst von der sowjeƟ -



117

BEFRAGUNG   DER   ZEUGINNEN   UND   ZEUGEN

schen Besatzungsmacht gerügt. Das Mansfelder Kombinat „Wilhelm 
Pieck“ forderte im Jahr 1966 bis zu 1000 Strafgefangene an, die 
im Bernhard-Koenen-Schacht Strebarbeiten unter Tage verrichten 
 sollten.

Nach DDR-internen StaƟ sƟ ken waren die Unfallzahlen bei Strafge-
fangenen unter Tage fünfmal so hoch wie bei zivilen Bergleuten. Um 
die StaƟ sƟ ken zu beschönigen, wurden Strafgefangene nach Unfäl-
len, die den Tod zur Folge haƩ en, in Krankenhäuser gebracht, damit 
dort die Todesursache als Unfall ohne genaue Angabe angegeben 
wurde. Die Zahlen waren demnach in Wirklichkeit noch viel höher. 
Die Quote von meldepfl ichƟ gen Arbeitsunfällen lag 1962 bei 23 %, 
das heißt jeder vierte Strafgefangene unter Tage erliƩ  einen melde-
pfl ichƟ gen Unfall. Bei zivilen Arbeitern lag die Quote bei hohen 7 %. 
Das zeigt, unter welchen Bedingungen damals unter Tage gearbeitet 
werden musste.

Weitere Strafgefangene wurden im HüƩ enwesen eingesetzt. Die 
Anlagen waren total verschlissen. Im Jahr 1953 forderte der Minis-
ter für HüƩ enwesen 3.850 „Langstrafl er“ an, die in einer BleihüƩ e 
bei HeƩ stedt arbeiten sollten. „Langstrafl er“ deswegen, weil diese 
StraŌ äter nie aus dem Gefängnis entlassen worden wären bzw. nur 
das Gefängnis im Todesfall verlassen konnten. Die VergiŌ ung von 
Strafgefangenen in Folge erhöhter ExposiƟ on wurde billigend in 
Kauf genommen. Schwermetallstäuben und erhöhter RadioakƟ vität 
waren Strafgefangene bei der Verarbeitung von Schlacke zu Pfl aster-
steinen ausgesetzt.

Im Jahr 1962 waren nach DDR-internen StaƟ sƟ ken 1.250 Strafgefan-
gene (7 %) unter Tage im Bergbau eingesetzt. 2.340 Strafgefange-
ne (13 %) waren in den Braunkohle-Tagebauen mit Gleisbauarbei-
ten beschäŌ igt. Das waren größtenteils junge Leute, da es sich um 
schwere körperliche Arbeit handelte. 

Für 1985 waren 2.380 Strafgefangene DDR-weit zum Einsatz in der 
Braunkohle vorgesehen. Ende der 1960er Jahre wurden auch Ju-
gendliche aus Jugendwerkhöfen in Brikeƪ  abriken eingesetzt.
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Die Arbeit der Strafgefangenen in den Tagebauen bestand darin, bei 
jeder WeƩ erlage mit einfachsten Werkzeugen wie Schaufeln und 
Hebezangen, Gleisanlagen per Hand zu verlegen, immer dem Abbau 
folgend. Strafgefangene berichten von Schwerstarbeit bei Minusgra-
den, sengender Hitze, Morast und Schneesturm. Die Strafgefange-
nen stellten mehr als 80 % der Arbeiter in diesem Bereich. Unfälle, 
wie Knochenbrüche, Prellungen Rückgratverletzungen ereigneten 
sich vor allem beim manuellen Transport von Gleisen und  Schwellen.

Die Nachfolgeeinrichtungen der DDR-Braunkohlebetriebe (VaƩ en-
fall, LMBV, MIBRAG) haben 2015 Interesse an Gesprächen mit der 
UOKG signalisiert.

Im zweiten Teil meiner Ausführungen möchte ich erzählen, was Herr 
Isikli uns mitgeteilt hat. Herr Isikli ist mir sehr gut bekannt als Zeit-
zeuge. Er hat gearbeitet im VEB Mansfeld Kombinat „Wilhelm Pieck“ 
in der „Karl-Liebknecht-HüƩ e“ Eisleben. Dort wurde Schlacke aus 
der Kupferschmelze zu Pfl astersteinen für den Straßenbau verarbei-
tet. Das war körperlich schwere Arbeit, die per Hand erledigt wurde. 
Die Arbeit wurden von den so genannten „Fachern“ verrichtet.

Auf dem Boden lagen GiƩ er, in diese wurde die glühende Schlacke 
gegossen. Damit man darüber laufen konnte, haƩ en die Strafgefan-
genen HolzpanƟ nen an und diese konnten auch in Flammen aufge-
hen. Die Arbeit war so schwer, dass Herr Isikli und die anderen über 
Rückenschmerzen, Bandscheibenvorfälle klagten. Diese sind im Re-
gelfall nicht behandelt worden, nur wenn man gar nicht mehr ar-
beiten konnte, sind dann andere Ersatzarbeiten gefunden worden.

Die erkaltenden Schlackeblasen produzierten Scherben, was zu ei-
ner Verletzungsgefahr, zu Geschwüren an Beinen und Abszessen 
führte, die nur notdürŌ ig behandelt wurden.

Ein besonderes Problem, das noch nicht gelöst wurde, ist die Ra-
dioakƟ vität. Auch das Kupfergestein hat eine leicht erhöhte Radio-
akƟ vität, die ist im Normalfall unschädlich. Wenn man aber über 
längere Zeit – zwei Jahre permanent mit den Stoff en arbeiten muss, 
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die Dämpfe einatmen muss, dann ist es möglich, so berichtete der 
Spiegel vor einigen Jahren, dass diese Stäube krebserregend sind. 
Bei Herrn Isikli, das dürfen wir hier ausdrücklich sagen, ist Schild-
drüsenkrebs aufgetreten, der bereits zu DDR-Zeiten operiert wurde, 
ohne dass man ihm gegenüber von Krebs sprach, der ist erst nach 
1990 belegt worden.

Diese Arbeiten sind mit einem unglaublichen Zynismus ausgeführt 
worden und – so glaube ich – unwissend sind diese Steine auch im 
Westen aufgekauŌ  worden. Inzwischen sind sie ausgetauscht wor-
den und nur noch vereinzelt vorhanden.

Fragen zu Herrn Isikli möchte ich nicht beantworten, wenn die Jury 
einverstanden ist. Ich bin nicht der Zeuge, nur der ÜbermiƩ ler der 
InformaƟ onen. 
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Zeuge Wolfgang Wegner
Aufruf des 6. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Wegner: Ich wurde geboren am 
26.9.1948 in Schwerin. Meine MuƩ er 
stammt aus Pommern und mein SƟ ef-
vater aus Böhmen. Meine MuƩ er haƩ e 
meinen leiblichen Vater, ein Weißukra-
iner, der als Dolmetscher bei der sow-
jeƟ schen Armee arbeitete, in Schwerin 
kennengelernt. Ich entstand aus einem 
so genannten One-Night-Stand. Ich habe 
ihn nie kennengelernt. Meine MuƩ er 
haƩ e mich in ein Kinderheim gebracht 
und wollte mich auch nicht zurück. Mei-
nen SƟ efvater lernte sie ein Jahr später kennen und nach einem 
Jahr wurde meine Schwester geboren. Dann haben die Behörden 
gedrängt auch mich aus dem Heim wieder zurück in die Familie zu 
holen. Mein SƟ efvater hat sich durchgesetzt und ich kam zurück in 
die Familie. Er hat sich rührend auch um mich gekümmert, obwohl 
er selbst Schwerinvalide war. 1953 habe ich den Volksaufstand am 
17. Juni miterlebt. Ich ging spazieren mit meinem SƟ efvater, der 
mir mein Geburtshaus, ein großes Militärgebäude, nach dem Krieg 
Unterbringung für die vielen Flüchtlinge, zeigen wollte. Ich wun-
derte mich über die vielen Fahrzeuge und er erklärte mir, das sei-
en sowjeƟ sche Soldaten. Erst im Alter von 10 Jahren hat mir mein 
Großvater alles erklärt. Er hat mich sehr geprägt und hat mir seine 
persönlichen Erlebnisse aus dem Zweiten Weltkrieg erzählt. Schule 
habe ich besucht 1956 bis 1965 mit Abschluss der 8. Klasse. Ich 
wurde Klempner, Installateur und habe als Betriebshandwerker in 
Schwerin gearbeitet. Mit 18 Jahren Musterung zum Wehrdienst, für 
drei Jahre verpfl ichtet unter anderem wegen der kostenlosen Fahr-
erlaubnis.

Wolfgang Wegner
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Von 1973 bis 1975 habe ich in Stralsund auf der VolkswerŌ  mein 
eigenes Gefängnis gebaut. Zusammen mit elf weiteren Wehrdienst-
verweigerern aus der ganzen DDR dorthin beordert. Das Industrie-
baukombinat Stralsund war die leitende Baufi rma für den Neubau. 
Man hat uns für die Tieĩ auarbeiten eingesetzt, Gräben ausheben 
für die KanalisaƟ on. Da ich durch meinen Beruf dem Bauleiter einige 
Verbesserungsvorschläge machen konnte, wurde ich zum Arbeits-
gruppenleiter für 20 Arbeiter gemacht.

Befragung

Herr Bath: Haben Sie Fälle von Arbeitsverweigerung erlebt und wel-
che Strafen wurden dann verhängt?

Antwort: Den schwersten Fall, den ich miterlebt habe, ist der  eines 
Strafgefangenen, der 164 Tage im Bunker saß. Eine Zelle 2× 2 m, 
Betonfußboden, KlappbeƩ . Wie ein Tigerkäfi g. Nach den ersten 
drei Wochen kam er wieder raus, hat sich wieder gegenüber den 
Vollzugsbeamten negaƟ v geäußert und sie angespuckt und muss-
te wieder für drei Wochen in den Bunker. Insgesamt kam er so auf 
164 Tage. Zu Beginn haƩ e er ein Gewicht von 60 kg, am Ende wog 
er noch 45 kg. Es kam auch vor, dass einem wegen Arbeitsverwei-
gerung der Einkauf gestrichen wurde, wie bereits berichtet wurde. 
Oder man durŌ e keine Pakete empfangen oder die Besuchszeit wur-
de gestrichen.

Herr Li: Sie haben gesagt, dass Sie ihr eigenes Gefängnis gebaut ha-
ben. Wo waren Sie untergebracht? Wie waren die Bedingungen?

Antwort: Zu Anfang waren wir in der U-HaŌ  Stralsund in einem al-
ten Gebäude aus Kaiserzeit. Keine ToileƩ en, kein Wasser. Hygieni-
sche Bedingungen katastrophal, auf zwei Kübeln mussten wir die 
NotdurŌ  verrichten. Da wir Zeugen Jehovas waren, hat man uns von 
den anderen HäŌ lingen abgesondert in der oberen Etage, in zwei 
Zellen mit je sechs Gefangenen. Obwohl neben uns noch acht Zellen 
frei waren, wurden wir in nur zwei Zellen konzentriert. Wir haƩ en 



122

BEFRAGUNG   DER   ZEUGINNEN   UND   ZEUGEN WOLFGANG   WEGNER

keinen Auslauf, es gab keinen Hof. Wir haƩ en nur den Gefängnisfl ur, 
in der Zelle gab es zwei LuŌ öff nungen, eine über der Tür 20 × 20 cm 
und ein kleines Fenster 40 × 40 cm.

10 m² für sechs Personen mit BeƩ en, Schränken usw. Drei haben 
sich immer auf den BeƩ en aufgehalten. Zum Waschen gab es eine 
Kanne mit Wasser, Öfen gab es nicht oder waren veraltet, wir haben 
auf das Heizen verzichtet.

Frau OƩ mann: HaƩ en Sie Gelegenheit, Ihre Religion während der 
HaŌ  auszuüben?

Antwort: Ich bin zusammen mit einem Glaubensbruder nach Stral-
sund gekommen. Es wurde sofort befohlen, alle religiösen Bücher 
aus der Bibliothek zu enƞ ernen, denn die Zeugen Jehovas betrach-
ten die Bibel als geisƟ ges Schwert. Wir haƩ en einen Strafgefange-
nen, der zuvor bei der Marine drei Jahre als Koch auf einem Schiff  
gedient haƩ e und dann im vierten Jahr als Wehrdienstverweigerer 
in die HaŌ  kam und er haƩ e eine Bibel dabei. Die wurde ihm dann 
gleich am zweiten Tag weggenommen, weil wir mit ihm Kontakt auf-
genommen haƩ en.

Herr Nam: Haben Sie und Ihre Mitgefangenen versucht ihre Lebens-
bedingungen zu verbessern? Oder hat es Konsequenzen gehabt, 
wenn Sie versucht haben etwas zu verbessern?

Antwort: Wie gesagt, der Anstaltsleiter haƩ e gehört aus anderen 
Strafanstalten, dass die Zeugen Jehovas abgesondert werden soll-
ten. Diese Absonderung bestand auch darin, dass man uns in einer 
eigenen Brigade als Sonderkommando außerhalb des Strafvollzugs 
einsetzte. Wir kamen auf die Insel Rügen nach Göhren, in ein Feri-
enobjekt der Stasi mit modernster AusstaƩ ung, mit eigenem Strand. 
Dort haben wir die Bungalows mit Gehwegen versehen.

Wir mussten auch zwölf Folienzelte für eine gärtnerische Produk-
Ɵ onsgenossenschaŌ  auĩ auen von Januar bis April. Diese PGHVer-
waltung kam mit den Leitern des Gefängnisses und stellte einen An-
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trag beim Strafvollzug, ob wir nicht als Arbeitsbrigade in den Betrieb 
einsteigen wollten, weil wir sehr gute und wertschöpfende Arbeit 
geleistet haƩ en. Wir haben 135–145 % Planübererfüllung. Durch 
unseren Zusammenhalt und den Umstand, dass wir alle Handwer-
ker waren, konnten wir an allen Objekten nach kurzer Einarbeitung 
selbständig arbeiten ohne dass man FachkräŌ e einsetzen musste.

Herr Bath: Danke für Ihre Angaben.
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Einführung: Bekleidungsindustrie
Dr. ChrisƟ an Sachse

Zunächst einmal einige Vorbemerkungen: 

Bereits in den 40er Jahren wurden in den Strafvollzugseinrichtun-
gen der sowjeƟ schen Besatzungszone und der frühen DDR weibli-
che Strafgefangene eingesetzt, um Uniformen zu zerlegen, umzu-
färben oder zu reparieren. Das scheint zunächst eine Arbeit zu sein, 
die eine normale Näharbeit darstellt. Diese Uniformen waren aber 
in der Regel ungewaschen. Für den ArbeitsschriƩ  des Färbens waren 
keine SchutzmiƩ el wie Handschuhe, GummisƟ efel, Schürzen ver-
fügbar. Das Umarbeiten von Uniformen geschah in Nebenräumen, 
wie Kellern oder Dachböden, die schlecht belüŌ et und schlecht be-
leuchtet waren. Das verschärŌ e die Arbeit noch zusätzlich.

Die DDR verfügte, wie wir alle wissen, über keine frei konverƟ er-
bare Währung. Sie bezahlte aus dem Westen imporƟ erte Ware im 
Austausch mit billigen Massenprodukten. Dazu gehörten TexƟ lien, 
die in der DDR produziert wurden. So kauŌ e die DDR im Jahr 1976 
beispielsweise in einer Größenordnung von einer Milliarde DM Ma-
schinen und elektrotechnische Erzeugnisse in der Bundesrepublik. 
Bezahlt wurden sie mit billigen TexƟ lien und Bekleidung. Der Erfolg 
dieses TauschgeschäŌ es setzte zwingend voraus, dass die Mas-
senprodukte extrem billig und in großen Mengen verkauŌ  werden 
konnten. Es gab SituaƟ onen, wo Preise im laufenden Verkauf herab-
gesetzt wurden und man folglich weniger einnahm. Zum Ausgleich 
musste dann die Menge erhöht werden. Dieses führte zu extremen 
Anspannungen auf Seiten der Hersteller und in der Regel wurde der 
Druck an die Strafgefangenen weitergegeben. Zentrale Devisen-
bringer waren die Firmen Planet Eppendorf (BeƩ wäsche) und VEB 
StrumpŅ ombinat Esda Thalheim (Damenstrümpfe). Vorwiegend 
Strafgefangene in Hoheneck produzierten unter teils unmenschli-
chem Leistungsdruck und ungesunden Arbeitsbedingungen. Ver-
kauŌ  wurden Damenstrümpfe unter anderem von westdeutschen 
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KauĬ äusern, wie Aldi-Nord, Aldi-Süd, KauĬ of, KauĬ alle, Quelle 
und Neckermann. Mit dem GeschäŌ  mit den DamenstrumpĬ osen 
von Esda waren hohe Gewinnmargen zu erzielen, wie 1990 auch im 
Fernsehen öff entlich zugegeben wurde. Die DDR verkauŌ e eine Da-
menstrumpĬ ose für 1,25 DM, der Einkaufspreis, als nicht der Pro-
dukƟ onspreis für westliche LieferkeƩ en lag bei 0,22 DM.

Auf eine ProdukƟ onsform möchte ich noch besonders hinweisen, 
wo für das Schuhkombinat „Banner des Friedens“ in Halle an der 
Saale im Gefängnis „Roter Ochse“ von den Strafgefangenen Schuhe 
gefl ochten wurden, eine Arbeit, die physisch unglaublich anstren-
gend war und von vielen Strafgefangenen, die diese Flechtarbeiten 
über Monate und Jahre verrichten mussten, oŌ  nicht ausgehalten 
wurde. Produziert wurde auch für die Bekleidungswerke Görlitz, 
Magdeburg, Eppendorf, Elsterberg und Greiz.
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Zeugin Angelika Schmidt
Aufruf des 7. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Frau Schmidt: Ich bin 1955 geboren in 
Sachsen-Anhalt, habe von 1962 bis 1970 
die POS in Merseburg besucht und von 
1970 bis 1974 die Russisch-Spezialschule 
zur Vorbereitung auf das Russischlehrer-
studium in Thüringen. Nach dem Abitur 
1974 habe ich geheiratet. Mein Mann 
haƩ e die Ausbildung zum Bauingenieur 
gerade abgeschlossen und sollte dann 
zum Wehrdienst eingezogen werden. 
Uns war bewusst, dass bei Fahnenfl ucht 
bei einer Verurteilung noch zusätzlich 

der Spionage-Paragraf zur Geltung gekommen wäre, deshalb muss-
ten wir unseren Plan, die DDR zu verlassen, schnell umsetzen. 1975 
waren wir dann mit gefälschten Pässen unterwegs von der Tschecho-
slowakei in Richtung Wien. Wir sind erwischt worden und zu einer 
Freiheitsstrafe von 2,5 Jahren verurteilt worden. Ich kam ins Gefäng-
nis Hoheneck. Im Vorfeld passierte noch folgendes: Mein Vater war 
Mitglied der SED und haƩ e Verbindungen zur Staatssicherheit und 
ich bekam das Angebot, wenn ich in die DDR zurückkehren würde, 
dann würde mir der Strafvollzug erlassen werden. Allerdings mit der 
OpƟ on, dass ich gelegentlich über die HausgemeinschaŌ  und mein 
ArbeitskollekƟ v berichte. Erst in der Zelle wurde mir bewusst, dass 
ich für die Stasi spitzeln sollte. Deshalb entschloss ich mich, dieses 
Angebot nicht anzunehmen und so kam ich nach Hoheneck (Frau-
enzuchthaus). Ich musste für den VEB Planet und Wäschekombinat 
Lössnitz in der BeƩ wäscheprodukƟ on arbeiten. Am Anfang haƩ e ich 
noch gedacht, das wäre eine besondere Schikane, weil ich nicht nä-
hen konnte und auch kein Interesse daran haƩ e. Aber später habe 
ich dann erfahren, dass es die weiblichen Strafgefangenen bei Esda 

Angelika Schmidt
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und der Firma Elmo, viel schlechter haƩ en, da sie bei hohen Tem-
peraturen arbeiten mussten und sich Verbrennungen zugezogen ha-
ben. Ich habe mit zwei ZahnärzƟ nnen gesprochen, die sich schwere 
Verletzungen an den Händen zugezogen haƩ en, die eiterten und sie 
haƩ en Angst, dass sie ihren Beruf nach der HaŌ zeit nicht mehr aus-
üben können. Also haƩ e ich noch das kleinste Übel erwischt. Wir 
wurden nicht in den Westen entlassen. Durch die Verbindung mei-
nes Vaters zur Stasi haƩ e er eine Geheimhaltungsstufe. Wir mussten 
drei Jahre darauf warten. Die meisten Strafgefangenen mussten nur 
die HälŌ e der Zeit im Gefängnis verbringen und wurden freigekauŌ . 
Für uns waren das insgesamt 30 Monate Gefängnis und mussten 
dann noch einmal 18 Monate in der DDR verbringen. Das war eine 
lange Zeit, die psychisch sehr belastend war. Wir sind dann 1979, 
am 30. Dezember genau vier Jahre nach der VerhaŌ ung in die BRD 
ausgereist und haben in Wiesbaden Fuß gefasst. Ich habe eine Aus-
bildung zur MTA gemacht und an der Uni-Klinik in Mainz gearbeitet 
bis zur Geburt der Kinder. Später habe ich in der gynäkologischen 
Praxis meines Mannes mitgearbeitet bis zu seiner Pensionierung.

Befragung

Herr Bath: Vielen Dank. Für die Ausführungen zu Ihrer Biografi e. Wir 
werden Sie nun zu Ihrer TäƟ gkeit für den VEB Planet Wäschekombi-
nat Lössnitz befragen.

Herr Li: Wie Sie bereits geschildert haben, fehlte jeglicher Arbeits-
schutz bei der ProdukƟ on. Können Sie dazu etwas Genaueres sagen?

Antwort: Es gab keine Arbeitskleidung. Wir haben in unserer An-
staltskleidung gearbeitet, wurden direkt aus den Zellen in den Be-
trieb geführt. Auf dem Weg zur Arbeit habe ich mal einen Vorfall 
erlebt mit körperlicher ZüchƟ gung. Die Durchsagen, sich zur Arbeit 
ferƟ g zu machen, kamen per Lautsprecher. An diesem Tag war der 
Lautsprecher kapuƩ  und die Aufseherin schloss die Zellentür auf und 
schrie sofort, warum wir nicht ferƟ g sind. Ich stand am nächsten und 
habe ganz ruhig geantwortet, dass es keine Durchsage gegeben hät-
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te und der Lautsprecher wohl kapuƩ  sei. Sie hat mich sofort gegen 
das dreistöckige BeƩ gestell gestoßen und geschlagen. Sogar die kri-
minellen Gefangenen haben mit dem Kopf geschüƩ elt, weil sie mich 
völlig grundlos angegriff en haƩ e. In der Arbeitsstelle habe ich keine 
Übergriff e erlebt. Eine Geigerin, die die Norm nicht schaŏ  e, wurde 
als „faules Schwein“ bezeichnet. Wir haƩ en veraltete Maschinen. In 
einer Nachtschicht habe ich mal erlebt, dass ich fehlerhaŌ e Ware 
produziert haƩ e. Wir mussten Oberhemden für Herren nähen und 
ich musste die Schlitze an den Ärmeln nähen. Ich haƩ e das nicht ge-
lernt und war ungeschickt. Ich habe den Fehler bemerkt. Man durŌ e 
eigentlich nicht aufstehen von seinem Platz, aber ich wollte sehen, 
wie viel Ausschuss ich produziert haƩ e, damit ich keinen Ärger krie-
ge. Denn geringe Normerfüllung und dann noch Ausschuss, das hät-
te schon wieder mit Arrest bestraŌ  werden können. Ich haƩ e 1974 
eine Lungentuberkulose und deswegen furchtbare Angst vor dem 
Arrest. Ich bin aufgestanden und bin um den Tisch rumgelaufen und 
habe mich an den Messern, die als Werkzeuge zum Herstellen der 
Schlitze dienten, verletzt am Oberschenkel. Die Wunde war 2 cm 
lang und 3 mm breit und blutete stark. Ich wollte das auf keinen Fall 
den Aufsehern melden, und mit Hilfe der anderen Gefangenen und 
Stoff resten haben wir eine Art Druckverband gemacht. Die Narbe 
habe ich noch heute.

Herr Nam: Sie sprachen über Ihre SituaƟ on nicht freigekauŌ  wor-
den zu sein. In Nordkorea gibt es diese Möglichkeit nicht. Die nord-
koreanischen Behörden behaupten, es gäbe keine Arbeitslager und 
deshalb gibt es auch die Möglichkeit des Freikaufens nicht. Es gibt 
immer noch100.000 Menschen, poliƟ sche Gefangene in Nordkorea, 
und ich hoff e, dass es diese Möglichkeit des Freikaufens auch einmal 
geben wird. Sie haben ja gewartet, dass man Sie freikauŌ . Gab es 
Veränderungen in Ihrem Leben während der Wartezeit auf die Aus-
reise. Hat sich die Lage verschlechtert?

Antwort: Wir haben unsere Strafe bis zum letzten Tag verbüßt. Wir 
sind als freie Menschen entlassen worden. Mein Mann bekam Be-
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rufsverbot als Bauingenieur und sollte als Hilfsarbeiter arbeiten. Ich 
sollte als Lagerhilfe im GemüsegeschäŌ  arbeiten. Das haben wir uns 
nicht gefallen lassen. Wir haƩ en unsere Strafe voll verbüßt. Wir sind 
zur evangelischen Kirche in Leipzig gegangen und haben uns da um 
Jobs als Krankenpfl eger bemüht und das hat auch geklappt. Wir be-
kamen aber Personalausweisentzug, wir durŌ en nicht nach Berlin 
reisen, weil wir uns in der Ständigen Vertretung der BRD über unse-
re Lage beschwert haƩ en. Wir waren Bürger zweiter Klasse. Wir ha-
ben uns nur noch mit Freunden getroff en, die ein ähnliches Schick-
sal haƩ en. Es herrschte Misstrauen allen und allem gegenüber.

Frau Pinerová: Sie haben über Ihren Unfall gesprochen. Haben Sie 
eine fi nanzielle Entschädigung erhalten, auch in der DDR gab es 
eine Sozialversicherung für Sie während der HaŌ . Gab es Strafen bei 
Nichterfüllung der Normen? Sie sagten, dass Sie Probleme haƩ en 
die Norm zu erfüllen.

Antwort: Es gab Strafen bei Nichtnormerfüllung. Wenn der Verdacht 
bestand, dass man ganz bewusst die Norm nicht erfüllt, dann häƩ en 
sie besƟ mmt hart durchgegriff en. Ich weiß nicht, ob sie gewusst ha-
ben, dass ich die Norm nicht erfüllen konnte. Eine Nichterfüllung der 
Norm konnte auch als Arbeitsverweigerung angesehen werden. Das 
häƩ e drei Wochen Arrest bedeutet. In meinem Fall wurde es nicht 
angewendet. Wir sind nicht für Unfälle entschädigt worden. Ich habe 
den Unfall auch nicht gemeldet. Es gab keine Entschädigung.

Frau OƩ mann: Sie wurden für eine Arbeit eingeteilt, für die Sie nicht 
qualifi ziert waren. Sie haƩ en demnach keine Wahl?

Antwort: Nein.

Frau OƩ mann: Sie mussten sitzenbleiben auf ihrem Stuhl. DurŌ en 
Sie zur ToileƩ e gehen? Und konnten Sie das nach Wahl tun?

Antwort: Man musste sich für den Fall bei den LenkungskräŌ en ab-
melden. Die haƩ en das natürlich auch im Blick, wie lange man sich 
auf der ToileƩ e aufgehalten hat und sind auch reingekommen, wenn 
es länger dauerte.
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Frau OƩ mann: War in Ihrem Urteil ausdrücklich enthalten, dass Sie 
zur Leistung von Arbeit verurteilt wurden?

Antwort: Nein.

Frau OƩ mann: Das haƩ en wir schon mehrfach gehört, Sie haben im 
Dreischichtsystem gearbeitet. HaƩ en Sie Pausen?

Antwort: Ja, das sƟ mmt. Eine kleine Pause haƩ en wir nach der Hälf-
te, bei acht Stunden Arbeit also nach vier Stunden.

Frau OƩ mann: Was haben Sie gemacht in den Pausen? Wurden Sie 
rausgeführt? Hat man Erfrischungen erhalten?

Antwort: Wir sind nicht rausgeführt worden und haben keine Ge-
tränke zu uns genommen.

Frau OƩ mann: Sie haben also nur kurz innehalten können und konn-
ten erst nach Schichtschluss den Raum verlassen?

Antwort: Ja.

Frau OƩ mann: Sie haƩ en keine Gestaltungsmöglichkeiten am Ar-
beitsplatz im Vergleich zum normalen Arbeitsleben?

Antwort: Das sƟ mmt. Und wenn man mal gehoŏ   haƩ e eine Fünf-
Tage-Arbeitswoche zu haben, dann kam mit Sicherheit eine Sonder-
schicht, Überstunden wurden ständig angeordnet.

Frau OƩ mann: Was ist mit Gesundheitsfürsorge? Wenn man merkt, 
dass jemand die Norm nicht erfüllen kann, unterstellt man Arbeits-
verweigerung. Aber die andere Seite: Gab es eine medizinische 
Überprüfung? Denn nicht jeder konnte dem Arbeitsdruck standhal-
ten.

Antwort: Durch diese lange HaŌ  und seelische Belastung und dass 
man gehört haƩ e, dass einige wieder in die DDR entlassen wur-
den, haƩ e ich Angst davor und gesundheitliche Probleme. Ich haƩ e 
Zahnschmerzen und in Hoheneck war es üblich den Zahn zu ziehen, 
es gab keine andere Behandlung. Dann hat sich der Zahn entzündet. 
Ich haƩ e ein geschwollenes Gesicht und sicher auch Fieber. Und wie-
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der Nachtschicht. Ich konnte nicht mehr und wollte einfach liegen-
bleiben. Die Schmerzen waren schlimm. Ich haƩ e Glück an diesem 
Abend. Die Aufseherin war nicht so gewalƩ äƟ g. Sie wollte, dass ich 
mich ferƟ g mache zur Arbeit, aber eine kriminelle Mitgefangene hat 
sich für mich eingesetzt, und ich durŌ e tatsächlich liegenbleiben.

Frau OƩ mann: Es gab also keine generelle medizinische Betreuung. 
Es hing vom Willen des Wachpersonal ab oder von den Mitgefan-
genen. Gab es auch MiƩ el, um die Leistung der Strafgefangenen zu 
fördern?

Antwort: Ja, zum einen Schreiberlaubnis.

Frau OƩ mann: Gab es besƟ mmte Pillen, die die Leistung sƟ mulieren 
sollten?

Antwort: Ich habe davon gehört, dass man zur Ruhigstellung von 
langjährigen HäŌ lingen Medikamente einsetzte, aber nicht zur Stei-
gerung der Leistung.

Herr Schirrmacher: Sie haben jetzt erst vor kurzem ein Verwaltungs-
verfahren bezüglich der Folgeschäden beantragt? Warum erst nach 
30 Jahren? Und Sie haben eine Autobiografi e veröff entlicht vor kur-
zen. Haben Sie schon ReakƟ onen von anderen Betroff enen?

Antwort: Ich haƩ e das Glück, dass in meiner Zelle acht poliƟ sche 
Gefangene waren. Ich habe immer noch Kontakt zu den Frauen und 
alle haben natürlich mein Buch erhalten und haben sich gefreut.

Es haƩ e einen Grund, dass ich so lange gewartet habe. Bei mir wa-
ren es vor allem seelische Narben und ich konnte mich einfach kei-
nem Psychotherapeuten anvertrauen. Ich haƩ e immer Angst davor, 
jemanden mit DDR-Vergangenheit zu treff en, der alles klein redet. 
Ich haƩ e kein Vertrauen. Meine jetzige HausärzƟ n hat auch Wurzeln 
im Osten, aber sie hat auch eine Geschichte zu verarbeiten, und wir 
wollen nun beide zusammen dies bewälƟ gen.

Herr Bath: Vielen Dank, Frau Schmidt.
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Zeugin Elke Schlegel
Aufruf des 8. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Die Zeugin hat kurz das Gefängnislied von CoƩ bus angesƟ mmt – in 
Gedenken an die Männer, die hier inhaŌ iert waren.

Kurze persönliche Vorstellung

Frau Schlegel: Ich wurde 1958 in Jena 
geboren und habe die 10-klassige Schul-
ausbildung absolviert. Ich habe dann 
Hotelfachfrau gelernt und wollte eigent-
lich auf einem Schiff  oder im Flugzeug 
als Stewardess arbeiten. Das durŌ e ich 
nicht, weil ich VerwandtschaŌ  im Wes-
ten, in den USA und Kanada haƩ e. Die 
Geschwister meines Vaters sind vor 1961 
in den Westen gefl ohen.

Ich habe meinen Mann kennengelernt 
und wir haben ein Kind bekommen. 
Dann häƩ e ich als Stewardess arbeiten können. Durch das Kind hat-
ten sie ein DruckmiƩ el in der Hand. Das habe ich aber abgelehnt.

Wir haben einen Ausreiseantrag gestellt, weil wir uns nicht als freie 
Bürger fühlten. Insgesamt haben wir acht Ausreiseanträge gestellt. 
Wir haben uns zusammengeschlossen mit Leuten aus dem Weißen 
Kreis – der Weiße Kreis war eine 1983 in Jena entstandene Protest-
gruppe Ausreisewilliger in der DDR – und aus der Friedensbewegung. 
Wir haben uns auf dem Marktplatz versammelt und haben uns für 
Meinungsfreiheit eingesetzt. Wenn man einen Ausreiseantrag ge-
stellt hat, musste man den Kontakt zu allen Verwandten abbrechen. 
Das habe ich auch getan, was meinen Bruder angeht. Der wurde 
dann sofort zur Armee eingezogen und am Tag der Menschenrech-
te, am 10. Dezember, stand er mit einem geladenen Maschinenge-
wehr mir direkt auf dem Marktplatz, wo wir uns versammelt haƩ en 

Elke Schlegel
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mit einer weißen Taube in der Hand, gegenüber und musste mich 
verhaŌ en wegen „Klärung eines Sachverhalts“. Ich habe unter-
schrieben, künŌ ig solche AkƟ onen zu unterlassen. DarauĬ in wur-
de unser Ausreiseantrag genehmigt, und wir saßen auf gepackten 
Koff ern. Am 28. März 1984 wurden wir verhaŌ et, ich bin nach Gera 
gekommen. Ich haƩ e die ganze Zeit AssoziaƟ onen zu dem Konzent-
raƟ onslager Buchenwald, das ich als Kind besucht haƩ e. Es sah dort 
genauso aus. Ich war insgesamt drei Monate in UntersuchungshaŌ , 
wurde dann verurteilt und kam nach Hoheneck. 219 war der einzige 
Paragraf, der bei uns angewendet werden konnte. Wie ich meiner 
Stasi-Akte entnehmen konnte, hat man wirklich gesucht nach einem 
HaŌ grund, der für uns geltend gemacht werden konnte. Paragraf 
219 ist „Ungesetzliche Verbindungsaufnahme“. Ursache war ein Te-
lefonat, das ich mit meinem Cousin in Neuwied geführt habe als der 
Ausreiseantrag genehmigt war, um ihn um Hilfe bei der Suche nach 
einer UnterkunŌ  zu biƩ en. Dieses Telefonat wurde abgehört und 
diente als BeweismiƩ el der Verurteilung. Ich wurde verurteilt zu 1 
Jahr und 6 Monaten HaŌ  in Hoheneck. Dort habe ich StrumpĬ osen 
hergestellt. Ich bin dann freigekauŌ  worden. Ich habe später dann 
einen weiteren Beruf gelernt als Automobilverkäuferin und bin zu 
einer Weiterbildung gefahren. Es wurden FahrgemeinschaŌ en ge-
bildet für die Fahrt dorthin. Da hat mich eine Frau mitgenommen, 
die auch wie ich aus der DDR stammte. Wir haben uns über unsere 
Vergangenheit unterhalten und es stellte sich heraus, dass sie Wär-
terin im Gefängnis Hoheneck war. Ich bin dann sofort aus dem Auto 
ausgesƟ egen, haƩ e einen Nervenzusammenbruch habe mich in psy-
chiatrische Behandlung begeben und bin seit 2014 erwerbsunfähig 
wegen posƩ raumaƟ scher Belastungsstörung.

Befragung

Herr Bath: Vielen Dank für die Ausführungen. Die Jury möchte Sie 
jetzt zu Ihrer TäƟ gkeit für den VEB StrumpŅ ombinat Esda befragen.

Herr Li: Sie sind berufsunfähig. Wurde das als Folge der HaŌ  aner-
kannt?
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Antwort: Ursache ist eine posƩ raumaƟ sche Belastungsstörung. Ich 
war bei vielen Gutachtern. Am Anfang haben die mich gar nicht ver-
standen. Wenn ich die HaŌ bedingungen in der DDR beschrieben 
habe, dann wurde ich oŌ  gefragt, wieso ich diese Geschichten denn 
erfunden habe. Sie haben mir nicht geglaubt und es ist mir auch 
nicht leicht gefallen darüber zu reden. Der Schmerz ist so Ɵ ef, dass 
man nicht darüber reden konnte und deshalb auch so lange gewar-
tet hat bis man ein Verfahren beantragt. Heute kann mir so etwas 
Schlimmes nicht mehr passieren, da bin ich mir sicher. Aufgrund der 
posƩ raumaƟ schen Belastungsstörung bin ich erwerbsunfähig und 
im nächsten Jahr erreiche ich das Rentenalter.

Frau OƩ mann: Wir haben von der Zeugin Angelika Schmidt gehört, 
die auch in Hoheneck war, dass sie Hemden nähen musste. Was ha-
ben Sie gemacht?

Antwort: Ich habe StrumpĬ osen hergestellt für die Firma „Nur Die“. 
Die kriminellen Gefangenen haben erzählt, dass die StrumpĬ osen 
für den Westen produziert werden. Wir haƩ en ein Dreischichtsys-
tem á acht Stunden, sechs Tage die Woche. Soweit ich mich erinne-
re, haƩ en wir keine Pause. Den Gang zur ToileƩ e mussten wir anmel-
den bei der Aufsicht. An der Wand hing eine Tafel, auf der vermerkt 
wurde, ob die Norm erfüllt wurde. Ich musste für die Normerfül-
lung 2.400 Strümpfe heißformen. Diese Strümpfe waren ungefärbt, 
schlohweiß in Öl getränkt und man hat sie dann auf den Heißformer 
gezogen. Die Strümpfe fi ngen an zu qualmen. Dieser Qualm war bei-
ßend und hat in den Augen weh getan. Es gab keine BelüŌ ung, der 
Former war ca. 60° heiß, man häƩ e ein Ei darauf braten können. Es 
gab keine Schutzkleidung, keine Arbeitskleidung.

Frage OƩ mann: Gab es die Möglichkeit zwischendurch Pausen zu 
machen bei dieser wie Sie sagten ungesunden Arbeit? Konnten Sie 
den Dämpfen enƞ liehen? Konnten Sie sich mal hinsetzen?

Antwort: Nein. Es gab keine Pausen, soweit ich mich erinnere. Ich 
musste wirklich acht Stunden stehen bei der Arbeit. Daher kommen 
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wahrscheinlich auch meine Rückenprobleme. Zur ToileƩ e durŌ e 
man gehen. Es wurde aber auch genau auf die Uhr gesehen. Um die 
Norm zu schaff en, hat man sich nicht getraut, lange auf die ToileƩ e 
zu gehen. Wenn man die Norm nicht geschaŏ   hat, gab es Probleme. 
Ich war in einer Zelle mit 42 Frauen, davon waren fünf poliƟ sche 
HäŌ linge. Die Zellenälteste war eine Kindergärtnerin, die ein Kind 
erschlagen haƩ e im Kindergarten. Mir hat man mein Kind bei der 
VerhaŌ ung weggenommen und das war für mich eine ganz furcht-
bare SituaƟ on. Ich habe nichts erfahren über mein Kind. Ich musste 
immer daran denken, dass vielleicht mein Kind auch im Kindergar-
ten ist und dort von so einer Frau betreut wird. Ich haƩ e schon in 
der U-HaŌ  versucht Kontakt zu meiner MuƩ er aufzunehmen, bei 
der mein Kind war, was ich nicht wusste zu dem Zeitpunkt. Ich habe 
einen Hungerstreik angefangen um zu erreichen, mit dem Vater des 
Kindes sprechen zu dürfen. Ich bin mit einem Gewicht von 37 kg 
nach Hoheneck gekommen und dann nach drei Monaten entlassen 
worden wegen HaŌ unfähigkeit.

Frau OƩ mann: Ich habe eine Nachfrage nach den Arbeitsbedingun-
gen. Sie wussten, dass es verschiedene Arbeitsgruppen gab. HäƩ en 
Sie eine andere Arbeit wählen können?

Antwort: Diese Möglichkeit haƩ en wir nicht. In meiner Stasi-Akte 
habe ich gefunden, dass ich wohl von einem Arzt mal begutachtet 
wurde, der eine Versetzung angeregt haƩ e, weil ich zu dünn war. 
Aber das ist nicht passiert. Ich habe bis zum Schluss für Esda im Ste-
hen gearbeitet.

Frau OƩ mann: Davon haben Sie also erst aus der Akte erfahren. Wie 
war die ärztliche Betreuung, wenn Sie körperlich nicht so fi t waren? 
Wurden Ihnen fördernde MiƩ el verabreicht? Wurden Sie zwangsun-
tersucht? Gab es frauenärztliche Untersuchungen?

Antwort: Ich habe mich einmal während der U-HaŌ  wegen eines 
Lochs im Zahn und Zahnschmerzen gemeldet. Der Arzt hat bei der 
Untersuchung nichts festgestellt, obwohl ich Schmerzen haƩ e und 
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er das sicher auch bemerkt hat. Zurück in der Zelle habe ich dann 
versucht, das Loch immer mit Brotkrumen zu stopfen. Nie wieder 
wollte ich mich zu einem ArzƩ ermin melden. In Hoheneck gab es 
eine Eingangsuntersuchung bei einer FrauenärzƟ n, die bei den Un-
tersuchungen aller Frauen nicht einmal die Handschuhe gewechselt 
hat. Das war so unästheƟ sch und erniedrigend. Ich wollte dann nie 
wieder zu einem Arzt. 

Zwei Wochen vor meiner Entlassung wurde ich ins Krankenrevier ge-
führt und eine Mitgefangene sollte mir Blut abnehmen. Das waren 
aber auch normale Gefangene, die nicht dafür ausgebildet waren. 
Das Wachpersonal stand daneben und hat nicht eingegriff en, ob-
wohl sie Probleme haƩ e, mir Blut abzunehmen. Irgendwann kam 
dann Blut. Ich weiß nicht, wofür Blut abgenommen wurde. Viel-
leicht wurde auch das noch für Devisen verkauŌ . Ich wurde dann 
auf den Hof geführt und wurde ohnmächƟ g und dann von einer an-
deren poliƟ schen Gefangenen, die meine Freundin war, in die Zelle 
zurückgebracht.

Herr Bath: Wir müssen jetzt in die Pause gegen, da wir in Zeitver-
zug geraten sind und die Dolmetscher eine Pause brauchen. Und 
ich kann leider keine weiteren Fragen zulassen. Vielen Dank Frau 
Schlegel.
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Zeuge Harald Steff an
Aufruf des 9. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Steff an: Ich bin 1955 geboren, habe 
die normale 10-Klassen Schulausbildung 
abgeschlossen, Ausbildung als Maschi-
nen- und Anlagenmonteur absolviert, 
Wehrdienst bei der BereitschaŌ spolizei, 
Studium Maschinenbau und postgradual 
als Pädagoge und habe als Lehrausbilder 
gearbeitet.

Im Zusammenhang mit Pershing IIRake-
tenbeschluss und SS20 StaƟ onierung in 
der DDR habe ich mich der Friedensbe-
wegung „Schwerter zu Pfl ugscharen“ an-
geschlossen. Es gab mehrere Gespräche in der Firma, dass ich auf 
die Lehrlinge einwirken sollte und mich von der Friedensbewegung 
abwenden sollte, was ich nicht tat. 1988 miƩ en im Schuljahr verlor 
ich meinen Job als Ausbilder und wurde an einen anderen Arbeits-
platz versetzt. Es gab in meiner Firma einen Mitarbeiter, den ich gut 
kannte und der teilte mir mit, dass er über mich Berichte an die 
Staatssicherheitsbehörde schreiben muss und er teilte mir auch mit, 
dass unsere Tochter, damals zwei Jahre alt, in der DDR niemals einen 
Studienplatz bekommen würde.

Meine Frau und ich haben darauĬ in beschlossen einen poliƟ sch 
moƟ vierten Ausreiseantrag zu stellen und haben diesen jeden Mo-
nat erneuert. 1988 im Oktober hat man uns dann verhaŌ et, mich 
auf der Arbeit, meine Frau zu Hause. Das Kind wurde weggenom-
men, drei Monate U-HaŌ  in Gera und anschließend Verurteilung zu 
22 Monaten Gefängnis nach §§ 219 und 220 DDR-Strafgesetzbuch. 
Nach der Verurteilung kam ich im Januar 1989 ins Jugendzuchthaus 
„Frohe ZukunŌ “ nach Halle.

Harald Steff an
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Befragung

Herr Bath: Hier kommen wir dann jetzt zu der Befragung durch die 
Jury über Ihre TäƟ gkeit im Gefängnis für den VEB Schuhfabrik Wei-
ßenfels.

Herr Li: Ich habe eine generelle Frage. Herr Dr. Sachse hat vorhin 
berichtet, dass namhaŌ e Firmen aus der Bundesrepublik wie ALDI, 
KauĬ of usw. Waren aus GefängnisprodukƟ on imporƟ ert haben. 
Beteiligen sich diese Firmen jetzt bei der Entschädigung oder ha-
ben sich wenigstens dafür entschuldigt? Das halte ich für wichƟ g, 
denn wir befassen uns mit der Geschichte und das hat noch mehr 
Sinn, wenn es auch auf die Gegenwart Auswirkungen hat. In Chi-
na werden noch heute im Gefängnis Waren in Zwangsarbeit pro-
duziert, die in den Westen, auch nach Deutschland, verkauŌ  wer-
den. Die IGFM hate eine ganze Liste dazu erstellt, welche Waren 
in chinesischen Gefängnissen produziert werden und ins Ausland 
verkauŌ  werden. In den USA hat im Staat Oregon eine Frau bei ei-
nem Produkt in der Verpackung einen ZeƩ el gefunden, auf dem 
stand, dass das Produkt im Gefängnis in China in Zwangsarbeit pro-
duziert worden sei. Wenn wir jetzt die Firmen alarmieren und in 
Verantwortung ziehen, dann werden vielleicht weniger Produkte 
vom Westen imporƟ ert. Das sollten wir hier auch im Rahmen des 
Tribunals betrachten.

Antwort: Das triŏ   auch für unser Gefängnis zu. Der zivile Meister 
von der Schuhfabrik hat uns erzählt, dass man das GestaƩ ungspro-
dukƟ on für die Firma Salamander nannte und wir haben Mokassin-
nähte mit der Hand genäht. Das waren Kinderschuhe und Schuhe 
für Teenager.

Herr Smith: Waren Sie sich zu der Zeit, als Sie im Gefängnis gearbei-
tet haben, bewusst, dass die Produkte, die Sie hergestellt haben, in 
den Westen verkauŌ  werden?

Antwort: Ja, das haben wir gewusst.
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Herr Smith: Können Sie etwas zu den Bedingungen sagen? Wie wa-
ren Sie untergebracht? Wie konnten Sie schlafen? Wie viele Stun-
den? Gab es freie Tage?

Antwort: Die Zelle haben wir anhand der Bodenfl iesen ausgemes-
sen, sie haƩ e ca. 20 m². Wir waren zehn erwachsene Männer in ei-
ner Zelle, ein freistehendes ToileƩ enbecken und 2 Waschbecken mit 
eingemauertem Spiegel. Die BeƩ en waren dreistöckig. Ich schlief 
ganz oben. Die BeƩ en waren sehr schmal nur ca. 50 cm breit. Ein-
schluss war um 20 Uhr, um 21 Uhr war Nachtruhe, Wecken um 4 Uhr, 
Arbeitsbeginn um 6 Uhr. Während der Arbeitszeit war es wie außer-
halb des Gefängnisses. Wir haƩ en 15 Minuten Pause zum Frühstück 
und miƩ ags wurde die Arbeitsgruppe bestehend aus 30 Mann zum 
MiƩ agessen geführt und nach einer halben Stunde wieder zurück 
zum Arbeitsplatz.

Wir haƩ en den Eindruck, dass das Jugendgefängnis in Halle völlig 
überfüllt war, vor allem mit poliƟ schen Gefangenen. Man sprach 
von 600 kriminellen und 700 poliƟ schen Gefangenen. Wir waren un-
tergebracht zum Arbeiten in einem Kellergang, ein Versorgungsgang 
mit Rohren für Wasser, Gas, Stromleitungen. Total verdreckt, nur 
ganz kleine blinde Kellerfenster 20 x 40 cm. Von Tageslicht konnte 
keine Rede sein. Die Beleuchtung war auch schlecht. Dort hat man 
Stühle hingestellt ohne Tisch. Vor dem Stuhl ein Karton mit den Le-
derteilen und wir sollten pro Tag acht Paar SchäŌ e nähen, also acht 
Paar Schuhe, das heißt sechzehnmal diese Nähte ferƟ gen. Für Män-
nerhände war das Arbeiten mit Nadel und Faden sehr schwierig. Der 
Faden war sehr derb und wir haƩ en keinen so genannten Fingerling, 
wie ihn Schuster für das Nähen benutzen. Die ersten Tage hat alles 
ganz gut funkƟ oniert, auch wenn wir mal die Norm nicht geschaŏ   
haben, war das nicht schlimm. Die Qualität der Naht war wichƟ g.

Nach einigen Tagen haƩ en manche Gefangenen aber Probleme, der 
Faden schniƩ  sich in die Hand ein. Einige haben dann versucht mit 
der linken Hand zu nähen. Bluten, Eiter und Schmerzen waren an der 
Tagesordnung. Irgendwann war abzusehen, dass diese relaƟ v simp-
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len Arbeiten nicht mehr ausgeführt werden konnten, weil man uns 
die Fingerlinge nicht gewährte. Ich kann mich an einen Mitgefange-
nen erinnern, der jeden Tag geweint hat, weil er Angst haƩ e später 
das Saiteninstrument als Musiker im Philharmonie-Orchester nicht 
mehr spielen zu können. Das war recht dramaƟ sch. Dunkel, schlecht 
belüŌ et und beleuchtet. Auch ToileƩ engänge mussten angemeldet 
werden. Die Aufseher haben uns begleitet dabei. Den ganzen Tag 
sitzen, man durŌ e nicht viel miteinander reden, eine sehr stumpf-
sinnige und schmerzhaŌ e Arbeit.

Herr Heidt: Hat es Unfälle bei der Arbeit gegeben? Sind Folgeschä-
den bei Ihnen oder anderen Gefangenen aufgetreten? Es ist eine 
Jugendvollzugsanstalt, wie wir gehört haben. Wie verhielt es sich 
damit, denn Sie waren ja ein erwachsener Mann.

Antwort: Es hieß Jugendvollzugsanstalt, aber es gab Gefangene im 
Alter von 17 bis 60/70 Jahren. Ich nehme auch an, dass man nicht 
mehr wusste wohin mit den HäŌ lingen. Das ganze Gefängnis in Hal-
le war darauf ausgelegt, einem die Würde zu nehmen. Nicht nur die 
Zwangsarbeit stand im Vordergrund. Der ganze Tag war darauf an-
legt, einem die Würde zu nehmen. Ich habe zwei Selbstmordversu-
che live miterlebt, nicht gesehen, aber das Drumherum miterlebt. 
Der Aufseher meinte sarkasƟ sch: „Wenn Sie es noch einmal versu-
chen wollen, dann sagen Sie Bescheid und ich bringe einen Strick 
mit, denn Sie sind weniger wert als ein toter Hund.“ Das wurde 
wortwörtlich so gesagt von einem Schließer.

Herr Vaatz: War der Arbeitsort in Halle oder in Weißenfels?

Antwort: Der Arbeitsort war Halle, das Gefängnis. Im Gefangenen-
block unten im Keller mussten wir arbeiten. Wir wurden nicht trans-
porƟ ert zu einem anderen Ort.
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Einführung: Chemische Industrie
Dr. ChrisƟ an Sachse

Wer etwas ausführlicher über dieses Thema etwas erfahren möch-
te, sollte das Buch von Justus VesƟ ng „Zwangsarbeit im Chemiedrei-
eck“ lesen. REPORT MAINZ hat auch einige Reportagen über die 
Chemieindustrie gemacht.

Es gab in BiƩ erfeld die so genannte ChlorprodukƟ on, bei der Queck-
silber als Hilfsstoff  eingesetzt wurde. Die Anlagen waren eigentlich 
gut konstruiert, stammten aus den 1920er Jahren. In den 1970er 
Jahren waren sie aber so verschlissen, dass das Quecksilber einfach 
so aus den Anlagen heraustropfen konnte. Die Strafgefangenen wur-
den gezwungen, mit Schaufel und Kehrbesen das Quecksilber aufzu-
sammeln und in Eimern aufzufangen. Ich weiß von mindestens drei 
Todesfällen. Da Quecksilber hochgiŌ ig ist und die VergiŌ ungen um 
sich griff en, hat man einfach die Gefangenen im RotaƟ onsverfahren 
eingesetzt. Es gibt also eine hohe Zahl von ehemaligen Strafgefan-
genen mit einer latenten QuecksilbervergiŌ ung. Und diese Queck-
silbervergiŌ ungen werden heute kaum noch anerkannt, weil sie als 
so unwahrscheinlich angesehen werden.

Herr Rossmann wird dazu sicher etwas mehr sagen können.



142

BEFRAGUNG   DER   ZEUGINNEN   UND   ZEUGEN

Zeuge Holger Rossmann
Aufruf des 9. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Rossmann: Ich wurde am 9.9.1951 
in Hagenow (Mecklenburg-Vorpom-
mern) geboren und habe die normale 
Schulausbildung absolviert. Ich sollte 
dann zur EOS kommen, um das Abitur 
abzulegen. Aber mein Vater haƩ e seine 
TäƟ gkeit als Richter beim Kreisgericht 
Hagenow aufgegeben und ist als Kir-
chenjurist nach Schwerin gegangen. Als 
Folge dessen wurde ich nicht zum Abi-
tur zugelassen. Ich habe dann eine Be-
rufsausbildung in Teltow bei Berlin als 
Betriebsmess- und Regelungstechniker absolviert im Rahmen einer 
Ausbildung mit Ablegung des Abiturs. 1970 habe ich mit dem Stu-
dium der Elektrotechnik in Thüringen begonnen. Bei einem Besuch 
meiner Schwester in Berlin lernte ich ihre Brieff reundin Christa – 
Bürgerin der BRD – kennen. Wir haben uns gemocht und dann häu-
fi g getroff en, in der Tschechoslowakei oder in Ungarn. Im Sommer 
1972 war ich unterwegs in die Tschechoslowakei und wurde an der 
Grenze in Oberwiesenthal kontrolliert. Man fand einen Brief von 
Christa. In der darauff olgenden Woche wurde ich exmatrikuliert we-
gen meines Verhältnisses zu Christa. Ich musste mich „bewähren“ 
in der ProdukƟ on und habe als Betriebselektriker in einer Baum-
wollspinnerei in MiƩ weida gearbeitet. Am 9.9.1972 haben wir uns 
in Karlsbad verlobt. Nach dem plötzlichen Tod meiner MuƩ er 1974 
versuchte die Stasi mich anzuwerben. Mein Personalausweis wurde 
eingezogen und ich bekam einen PM 12, Reisen ins sozialisƟ sche 
Ausland waren nicht mehr möglich. Man verwehrte Christa auch die 
Einreise in die DDR. Im Dezember 1974 habe ich meinen Arbeits-
vertrag gekündigt und sollte dann am 11.2.1975 im neuen Betrieb 

Holger Rossmann
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anfangen. Am 4.2.1975 habe ich bei der Polizei meinen PM 12 ab-
gegeben und wollte meinen regulären Personalausweis zurück. Den 
gab man mir nicht. Ich habe gedroht, mich in Berlin zu beschweren.

Am nächsten Morgen hat man mich verhaŌ et. Bei der Hausdurchsu-
chung wurde ein Brief von AI an den sowjeƟ schen Staatschef Bresch-
new gefunden, mit dem man die Freilassung poliƟ scher Gefangener 
verlangte. Man warf mir staatsfeindliche Hetze vor und ich kam für 
drei Monate in die U-HaŌ  nach Karl-Marx-Stadt. Das Urteil nach 
§ 249 DDR-Strafgesetzbuch lautete 1 bis 2 Jahre Freiheitsentzug. Ich 
kam im Mai 1975 in die Strafvollzugsanstalt BiƩ erfeld und musste 
für das Chemiekombinat BiƩ erfeld arbeiten, zunächst in der Alu-
ProdukƟ on, eine körperlich sehr schwere Arbeit. Mein Vater starb 
zwei Wochen, bevor er mich im Gefängnis besuchen konnte. Ich ging 
zum Offi  zier und beantragte die Teilnahme an der Beerdigung. Das 
wurde abgelehnt. Auf meine Frage, ob es denn keine Menschlichkeit 
gäbe, antwortete er: „Hier gibt es keine Menschlichkeit.“

Kurze Zeit später kam ich das in die ChlorprodukƟ on. Das war die 
schlimmste Zeit.

Befragung

Herr Bath: Es tut mir leid, aber ich muss hier leider abbrechen, weil 
wir schon wieder die Zeit überschriƩ en haben. Wir kommen jetzt 
zur Befragung durch die Jury.

Herr Heidt: Es gibt ein Verwaltungsverfahren, wie ich gelesen habe. 
Können Sie etwas dazu sagen und auch über eventuelle Folgeschä-
den aus der HaŌ zeit?

Antwort: Um etwas über die Schäden zu sagen, muss man erst über 
die Arbeitsbedingungen sprechen. Ich war bei den Schlossern ein-
geteilt. In einer riesigen Halle gab es Behälter/Wannen mit Elekt-
rolysebädern, die Quecksilber und Laugen enthielten. Wir mussten 
die Rohrleitungen reparieren, die von den Bädern zur weiteren Pro-
dukƟ on verliefen oder zwischen den einzelnen Bädern. Wir mussten 
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z.B. Flansche wechseln. Das Hauptproblem war, dass es keinen Ar-
beitsschutz gab, es gab keine Atemmasken. Bei Verpuff ungen durch 
austretendes Chlorgas mussten wir alle, und es waren nur Strafge-
fangene in der Halle, zu der Seite der Halle laufen, wo es vergiƩ erte 
off ene Fenster gab, durch die LuŌ  von draußen kam. An den Bädern 
haƩ en die Leute Atemschutzmasken. Verätzungen gab es viele, es 
roch immer nach Chlor. Diese Bäder haƩ en Dichtungen, die oŌ  un-
dicht waren und das Quecksilber einfach so auslaufen konnte auf 
den Boden der Halle oder in den Keller, in eine Rinne mit Wasser.

Der Hallenboden wurde auch getroff en, es gab Risse und die Tempe-
raturen waren extrem hoch. Ich musste unter dem Bad Flansche lö-
sen und ich wusste, dass Quecksilber giŌ ig war, aber es wurde nicht 
darüber gesprochen. Es wurden nur Strafgefangene eingesetzt für 
diese Arbeiten. Zivile Arbeiter brauchten sich dieser Gesundheits-
gefahr nicht aussetzen, auch nicht für viel Geld. Das war schon sehr 
menschenverachtend. Man hat uns Gefangene dorthin geschickt 
mit dem klaren Wissen, dass wir krank werden würden. Kleine und 
größere Verätzungen durch auslaufende Lauge bei den Reparatur-
arbeiten traten immer wieder auf. Die Quecksilberkügelchen auf 
den maroden Rohren waren deutlich zu sehen. Man traute sich gar 
nicht zu atmen, immer diese Angst krank zu werden. Mein Urteil 
lautete ja ein bis zwei Jahre. Ich wusste nicht, wann ich da wieder 
rauskommen würde. Das war auch eine zusätzliche psychologische 
Belastung…

Herr Bath: Ich muss Sie leider an dieser Stelle unterbrechen. Herr 
Rossmann. Wir müssen unser Zeiƞ enster einhalten. Eine Frage noch.

Herr Vaatz: Sie haben über die Langzeiƞ olgen gesprochen. HaƩ en 
Sie persönlich akute Arbeitsunfälle und wie ist darauf reagiert wor-
den von Seiten der HaŌ anstalt?

Antwort: Ich kann ein Beispiel anführen. Ich musste einen Hahn zu-
drehen und der Schlauch, der daran befesƟ gt war, ist abgegangen. 
Ich verbrühte mir die Beine mit kochendem Wasser. Es war Winter, 
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nur mit Wasser wurde gekühlt. Ich musste warten, bis abends nach 
der Schicht der Bus kam und uns zurück ins Gefängnis brachte. Dort 
wurden meine Beine verbunden und ich musste am nächsten Tag 
wieder zur Arbeit. Ich bekam SchüƩ elfrost wegen der Verbrühun-
gen und habe dann sechs Wochen auf der KrankenstaƟ on gelegen. 
Eines Tages kam ein Zivilarzt als Vertretung für den Gefängnisarzt 
und fragte, was man auf meine Beine draufgemacht häƩ e zur Be-
handlung. Das war off ensichtlich ein MiƩ el, das man zur Behand-
lung von Fußpilz einsetzte. Deshalb wunderte es mich nicht, warum 
es so lange gedauert hat.

Herr Bath: Vielen Dank Herr Rossmann für die Ausführungen.

Noch eine Bemerkung von Herrn Rossmann: Ich durŌ e dann nach 
der Entlassung 1976 in die BRD ausreisen und freue mich noch heu-
te, dass mein Frau Christa so lange auf mich gewartet hat.
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Zeugin Silvia Krause
Aufruf des 11. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Frau Krause: Ich wurde 1958 in Greiz 
(Thüringen) geboren, ging auf die 
10-klassige polytechnische Oberschule 
und erlernte danach an einer Fachschule 
den Beruf einer PhysiotherapeuƟ n.

Meinen Mann haben Sie schon kennen-
gelernt. Ich bin die Frau mit dem Kind. 
Wir haben 1986 einen Ausreiseantrag 
gestellt und diesen mehrfach wieder-
holt. Im Herbst 1988 wurden wir verhaf-
tet. Ich war damals mit meiner 2-jähri-
gen Tochter zu Hause. Und dann sahen 
wir uns nicht wieder. Nach der UntersuchungshaŌ  in Gera ging es 
dann weiter in den Strafvollzug nach Dessau, mit einigen Besonder-
heiten, auf die ich hier nicht eingehen möchte. Das würde sehr emo-
Ɵ onal werden. Dort waren 700 kriminelle Frauen, zum Teil durch 
Hormonbehandlung zum Mann muƟ ert, als LangzeitstraŌ äterinnen 
und Wiederholungstäterinnen. Ich war eine der 30 poliƟ schen Ge-
fangenen, die quasi „nackt unter den Wölfen“ mitheulen mussten, 
um zu überleben. Wir mussten arbeiten für die Filmfabrik ORWO 
Wolfen, für die ProdukƟ on der Magnetbänder, wo die Magnetbän-
der für die TonbandkasseƩ en zugeschniƩ en wurden. An die Maschi-
nen, wo der Chromstaub ungefi ltert frei wurde, kamen ganz gezielt 
nur die poliƟ schen Gefangenen. Ich stand an dieser Maschine ohne 
Absaugvorrichtung und ohne Schutzkleidung, acht Stunden in un-
bequemen Schuhen ohne Maske und ohne Handschuhe. Eine junge 
Frau vor mir verlor ihren rechten Arm an der Maschine durch die 
scharfen Messer. Wie eine Teppichrolle kam das Chromdioxid-Band 
an, wurde in die Maschine eingelegt und dann mit Messern in kleine 

Silvia Krause
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Streifen von 5 mm Breite geschniƩ en, auf große Spulen gewickelt, 
die man dann auch mit bloßen Händen von der Maschine abneh-
men musste. Der ganze ProdukƟ onsprozess von der RohferƟ gung 
bis hin zum Versand fand dort staƩ . Wir haben den Staub nicht nur 
eingeatmet, er lag auch auf unserer Kleidung, die wir auch in den 
Zellen trugen. Wir haƩ en keine Arbeitskleidung. Wir waren ein In-
nenkommando, die Zelle war eigentlich nur für acht Frauen, aber 
wegen Überfüllung wurden die BeƩ en aufgestockt und wir waren 16 
in einer Zelle, eine frei zugängliche ToileƩ e, drei Waschbecken. Wir 
haƩ en unsere Bekleidung 24 Stunden an.

Befragung

Herr Bath: Ich denke das genügt erst einmal bis hierhin und wir 
kommen nun zu den Fragen der Jury.

Herr Nam: Gab es sexuelle BeläsƟ gungen oder VergewalƟ gungen, 
von denen Sie berichten können? Wenn man das gemeldet hat, gab 
es dann Verbesserungen bei den Arbeitsbedingungen? Wurde et-
was getan dagegen?

Antwort: Nein. (EmoƟ onaler Ausbruch der Zeugin). Man nannte das 
„SelbstjusƟ z“ und mir ist es selbst passiert. An die Zelle war direkt 
eine Nasszelle angeschlossen. Ich kann und möchte darüber nicht 
im Detail sprechen.

Herr Bath: Vielleicht sollten wir diese Frage, die die Zeugin sehr auf-
wühlt, überspringen.

Herr Smith: Sie haben erwähnt, dass die Frau direkt vor Ihnen ei-
nen Arbeitsunfall haƩ e und ihren Arm verloren hat. Können Sie be-
schreiben, wie sie behandelt wurde und gab es noch weitere Unfälle 
am Arbeitsplatz?

Antwort: Ich habe diese Frau nicht selbst gesehen, davon wurde mir 
nur berichtet. Deshalb kann ich dazu nichts sagen. Aufgrund dieses 
Berichts habe ich immer ganz besondere Vorsicht walten lassen, ich 
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wollte gesund in den Westen. Besonders in der Nachtschicht war 
das schwierig. Ich trocknete mir Brotkrumen und nahm sie mit als 
Energiereserve bei der Nachtschicht.

Herr Bath: Ich denke wir beenden hier die Befragung, weil ich mer-
ke, dass es Sie doch sehr bewegt hat. Vielen Dank!
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Einführung: Deutsche Reichsbahn, 
Pentacon, Elmo
Dr. ChrisƟ an Sachse

Deutsche Reichsbahn

Wir haben ja gestern den Vortrag von Frau Dr. Kill zum Thema 
Zwangsarbeit bei der Bahn gehört. Kurze Erinnerung: Strafgefan-
gene wurden zunächst beim Neubau von Bahnstrecken eingesetzt. 
Wenn man die Berichte liest, dann weiß man, dass die Unterbrin-
gung sehr schlecht war. Die Gefangenen wurden auch im Winter 
in Güterzügen oder provisorischen Barackenlagern untergebracht. 
Diese SituaƟ on war nicht einfach und erinnert an die Gulag-Lager. 
Die Unterbringung wurde etwas besser als ortsfeste Lager aufgebaut 
wurden mit den so genannten Jochmontageplätzen. Dort wurden 
alte Schienen demonƟ ert und neue zusammengebaut. Das war eine 
körperlich schwere Arbeit. Die Leute waren dafür nicht ausgebildet 
und mussten schwerste Handarbeit verrichten. Der driƩ e Zweig der 
Zwangsarbeit bei der Bahn war die Reparatur und Demontage von 
Güterwaggons. Mit primiƟ vsten MiƩ eln wurden Güterwaggons zer-
legt und/oder repariert. Ein Beispiel dafür ist das Zuchthaus Bran-
denburgGörden, wo das Reichbahnausbesserungswerk Potsdam 
eine Montagehalle errichtet hat, wo Strafgefangene Zwangsarbeit 
verrichten mussten.

VEB Pentacon

Im Zuchthaus CoƩ bus ließ der VEB Pentacon Dresden Teile für Ka-
meras produzieren. Bearbeitet wurden Gehäuseteile für PrakƟ ca-
Modelle. Die Arbeit war relaƟ v einfach und eher monoton, voraus-
gesetzt, man haƩ e das richƟ ge Werkzeug. Zum Teil wurden diese 
Arbeiten auch in Heimarbeit ausgeführt. Die Arbeit im Gefängnis 
wurde aber dadurch erschwert, dass es keinen oder nur mangelhaf-
ten Arbeitsschutz gab, die Maschinen und Werkzeuge veraltet oder 
untauglich waren. Und Verletzungen aufgrund der unbrauchbaren 
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Werkzeuge billigend in Kauf genommen wurden und wenn es zu Un-
fällen kam, diese dann nicht versorgt werden mussten. Man hat hier 
Leute bewusst entwürdigen wollen.

Kurz hinweisen möchte ich noch einmal auf die Sprelacart-FerƟ -
gung, weil oŌ  nur unzureichend betrachtet. Dass mit krebserregen-
den Stoff en gearbeitet wurde, muss im Bewusstsein bleiben und 
deutlich gemacht werden.

VEB Elektromotoren Thurm, Elmo

Die BeschäŌ igung von poliƟ schen Gefangenen im Bereich der Elek-
trotechnik bildete seit Beginn der 1980er Jahre einen Schwerpunkt 
der Zwangsarbeit. Zu leisten waren in der Regel monotone Lötar-
beiten. Die ProdukƟ onsabteilungen waren oŌ  in Kellern oder Ne-
bengebäuden untergebracht. Fehlende Abzugseinrichtungen bzw. 
AtemschutzmiƩ el sorgten für hohe KonzentraƟ onen an giŌ igen 
Dämpfen. Bereits zu DDR-Zeiten exisƟ erten seit spätestens 1968 
strikte Anweisungen zur Begrenzung der maximalen Arbeitsplatz-
konzentraƟ on dieser Dämpfe, die im Strafvollzug ignoriert wurden. 
Strafgefangene führen Erblindungen und Krebserkrankungen auf 
diese Belastungen zurück.



151

BEFRAGUNG   DER   ZEUGINNEN   UND   ZEUGEN

Zeuge Peter Schneider
Aufruf des 12. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Schneider: Ich wurde am 3. April 
1962 geboren und habe die normale 
10-klassige polytechnische Oberschule 
besucht. Ab 1979 habe ich die Berufsaus-
bildung bei der Deutschen Reichsbahn 
als Facharbeiter für Eisenbahntransport-
technik in HeƩ stedt absolviert. Da ich als 
Angehöriger der Reichsbahn kostenlos 
Bahn fahren konnte, bin ich viel umher-
gefahren, auch um mal zu erkunden, auf 
welchen Wegen man die DDR verlassen 
konnte. 1980 wurde ich an der Grenze 
von Ungarn zu Jugoslawien verhaŌ et und habe sechs Monate in 
U-HaŌ  im „Roten Ochsen“ (U-HaŌ anstalt der Stasi in  Halle) geses-
sen. MiƩ e Dezember 1980 wurde ich verurteilt nach § 213 DDR-
Strafgesetzbuch „Ungesetzlicher GrenzübertriƩ “ (Republikfl ucht), 
zu 2  Jahren. Ich kam in die Strafanstalt BrandenburgGörden, wohl 
das größte Gefängnis der DDR vorrangig für LangzeitstraŌ äter. Wir 
vermuten, dass nur etwa 5 % der Gefangenen dort poliƟ sche Gefan-
gene waren.

Befragung

Herr Bath: Vielen Dank für die Vorstellung. Die Jury möchte Sie jetzt 
befragen zu Ihrer TäƟ gkeit im Gefängnis für das RAW Potsdam.

Herr Li: Wie waren die Arbeitsbedingungen?

Antwort: Ich war damals 18 Jahre alt. Ich haƩ e bei der Reichsbahn 
die Ausbildung gemacht, deshalb musste ich wohl auch dort arbei-
ten. Es häƩ e im Brandenburger Gefängnis noch andere Arbeitsmög-

Peter Schneider
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lichkeiten gegeben. Ich war 18 Jahre alt und wog 50 kg. Die Arbeit 
war sehr schwer. Wir mussten im Dreischichtsystem Holzgüterwag-
gons mit der Brechstange zerlegen, im Dreischichtsystem bei jedem 
WeƩ er ohne Schutzausrüstung. Wir haƩ en nur einen Helm.

Herr Li: Gab es Arbeitsunfälle? Wie wurden die versorgt?

Antwort: Mir ist einmal eine Bohle auf das Bein gefallen. Man wur-
de nicht gleich zum Arzt gefahren. Ich musste abends mit allen zu-
rückmarschieren ins Gefängnis und dann erst einen Antrag für das 
HaŌ krankenhaus stellen. Das Bein wurde geröntgt und festgestellt, 
dass es angebrochen war und nichts gemacht werden kann. Was 
vielleicht wichƟ g ist für die Jury. Ich haƩ e einmal eine Arbeitsver-
weigerung. Bei sehr starkem Regen wurden die Arbeiten draußen 
eingestellt und ich sollte dann – da alle wussten, dass ich ein po-
liƟ scher Gefangener war – den Platz saubermachen im strömen-
den Regen. Das habe ich verweigert. Ich wurde dann abgeholt und 
musste die nächsten Tage zusammen mit anderen in der Stehzelle 
verbringen.

Herr Li: Gab es eine Hierarchie unter den Gefangenen? Standen die 
PoliƟ schen ganz unten?

Antwort: Ja, absolut. Nach einigen Wochen kam ein Gefangener auf 
mich zu und bot mir an mich zu beschützen, wenn ich ihm mein 
verdientes Geld geben würde. Das habe ich auch angenommen. 
Wie ich später aus der Stasi-Akte erfahren habe, sollte ich eigentlich 
in eine andere Zelle speziell für Leute, die die Arbeit verweigerten, 
aber das hat man in meinem Fall für unangemessen gehalten. So 
war es nur Steharrest, aber man konnte in dieser Zelle wirklich nur 
stehen und sich nicht bewegen. Wenn man ohnmächƟ g wurde, ist 
man einfach nur zur Seite gekippt.

Frau OƩ mann: Sie haben erwähnt, dass es im Brandenburger Ge-
fängnis auch andere Arbeitsmöglichkeiten gab. HaƩ en Sie eine 
Wahl?
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Antwort: Ich denke, da wurde ziemlich pragmaƟ sch gedacht. Ich 
haƩ e vor der HaŌ  bei der Bahn gearbeitet bzw. meine Ausbildung 
gemacht im nichƩ echnischen Bereich. Also hat man mich bei der 
Bahn eingesetzt.

Frau OƩ mann: Aber Sie haƩ en nicht die freie Wahl?

Antwort: Nein.

Herr Vaatz: Ich habe eine Frage zur ArbeitsorganisaƟ on. Sie wurden 
ja sicher in Arbeitsgruppen zusammengestellt unter einem Brigadi-
er. Wer waren Ihre internen Vorgesetzten, ausschließlich kriminelle 
oder auch poliƟ sche Gefangene?

Antwort: Vielleicht bei den Ärzten, vielleicht haben im Krankenhaus 
mal poliƟ sche Gefangene gearbeitet. Bei der Reichsbahn auf keinen 
Fall. Wir waren 1983 nur zwei poliƟ sche Gefangene und wir haƩ en 
die schlimmste Arbeit zugewiesen bekommen, die kein anderer ma-
chen wollte.

Herr Vaatz: Welche Ämter sind vergeben worden? Brigadier oder 
Stubenältester?

Antwort: Wir haƩ en verschiedene Abteilungen bei der Arbeit. 
Krananschläger, wozu ich gehörte, haben mit der Brechstange 
die Holzbohlen von den Waggons abgebrochen. Dann kamen die 
Schweißer, die haben die Waggons danach in kleine Teile zerlegt, 
die ein Kran dann auf intakte Waggons geladen hat. Die Eisenteile 
wurden dann später eingeschmolzen. Jeder haƩ e seinen eigenen 
Arbeitsbereich. Wir haƩ en keine Vorgesetzten. Es gab zwar einen 
zivilen Meister von der Reichsbahn, der sich aber in die Arbeitsab-
läufe in der ProdukƟ on nicht eingemischt hat. Überwacht wurden 
wir ausschließlich von Gefangenen. Wir mussten im Dreischichtsys-
tem arbeiten.

Herr Heidt: Haben Sie Folgeschäden? Wie verläuŌ  das von Ihnen 
genannte Verwaltungsverfahren?
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Antwort: Seit 13 Jahren vor dem Landessozialgericht, Verhandlung 
vor zwei Wochen, aber noch ohne Urteil. Es wurde aber gesagt, dass 
sicher ein negaƟ ver Bescheid kommen wird, da in dem Bundesland, 
wo ich wohne, es seit fünf Jahren keine Anerkennung von HaŌ fol-
geschäden gegeben hat. Ich wohne in Sachsen-Anhalt. Wir müssen 
das Urteil abwarten, einige Fehler haben wir schon festgestellt und 
dann gehen wir bis zum Bundessozialgericht.

Herr Heidt: Was für Folgeschäden haben Sie?

Antwort: Psychische. Bei der Verhandlung spielte keine Rolle, dass 
ich seit zehn Jahren EU-Rentner bin und zu 50 % schwerbehindert. 
Mein Anwalt ist auch der Meinung, dass wir vor das Bundessozial-
gericht ziehen sollten.

Frau Pinerová: Gab es Strafen bei Nichterfüllung der Normen?

Antwort: Wir haƩ en keine Arbeitsnormen. Manchmal gab es auch 
keine Waggons, die verschroƩ et werden sollten. Arbeitsverweige-
rung wurde bestraŌ , wie ich schon berichtet habe, aber Normen 
haƩ en wir nicht.

Herr Bath: Vielen Dank, Herr Schneider.
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Zeuge Thomas Schlegel
Aufruf des 13. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Herr Schlegel: Ich wurde 1961 in Jena 
geboren als Thomas Schmidt. Ich habe 
1968–1978 die POS besucht. Anschlie-
ßend habe ich eine Ausbildung zum Flie-
senleger absolviert und in den Beruf ge-
arbeitet.

Im Alter von 12 Jahren habe ich miter-
lebt, dass meine Tante und mein Onkel 
verhaŌ et wurden, wegen Schleusung 
von DDR-Bürgern in den Westen. Das 
hat mich geprägt und meine poliƟ sche 
Einstellung zur DDR beeinfl usst. Wir ha-
ben 1983, wie meine Frau vorhin schon ausgeführt hat, den ersten 
Ausreiseantrag gestellt. Er wurde mehrmals abgelehnt. Wir haƩ en 
dann die Genehmigung zur Ausreise und saßen auf gepackten Kof-
fern, als wir am 28. März 1984 verhaŌ et wurden und in die U-HaŌ  
nach Gera gebracht wurden. Drei Monate habe ich dort verbracht. 
Verurteilung nach § 219 DDR-Strafgesetzbuch zu 1,5 Jahren Frei-
heitsentzug im Juni 1984. Ich wurde dann nach CoƩ bus gebracht, 
was ich nicht wusste, bis ich in den Zellenblock kam. In der Zelle 
wurde mir dann sofort die Hierarchie deutlich gemacht, weil ich der 
einzige poliƟ sche Gefangene war. Im dreistöckigen BeƩ  haƩ e ich das 
oberste BeƩ , durŌ e die BeƩ en darunter nicht betreten und musste 
dann irgendwie ins BeƩ  kommen. Ich musste für den VEB Penta-
con arbeiten. Ich habe die Arbeit als sehr langweilig empfunden und 
habe den Stubenältesten gebeten sich für mich einzusetzen, damit 
ich eine andere Arbeit zugewiesen bekomme, da ich wusste, dass 
es auch eine Baubrigade gab. Ich wurde darauĬ in von den anderen 
Insassen gegen die Brust geschlagen und mir wurde gesagt, dass ich 

Thomas Schlegel
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bleiben werde und ich ihnen nicht die Norm versauen soll, schließ-
lich haben sie auch eine Reihe von VergünsƟ gungen.

Befragung

Herr Bath: Vielen Dank für die Vorstellung. Die Jury befragt Sie nun.

Frau OƩ mann: Sie haben gesagt, dass Sie der einzige poliƟ sche Ge-
fangene in Ihrer Zelle waren. Und die anderen HäŌ linge häƩ en auch 
dafür sorgen können, dass Sie zu einem anderen Arbeitskommando 
kommen?

Antwort: Das ist richƟ g. Der Stubenälteste haƩ e einen guten Kon-
takt zu dem Wachpersonal.

Frau OƩ mann: Ich möchte auch Sie fragen, ob Sie mit Ihrem Urteil 
ausdrücklich zur Zwangsarbeit verurteilt wurden?

Antwort: Nein.

Frau OƩ mann: Sie haƩ en also keine Wahl, eine andere Arbeit zu 
wählen oder in Ihren Beruf eingesetzt zu werden. Und waren auch 
dem HaŌ regime durch die anderen HäŌ linge untergeordnet.

Antwort: RichƟ g.

Frau OƩ mann: Was wäre bei Arbeitsverweigerung passiert?

Antwort: Schreiberlaubnis konnte entzogen werden, Hofgang wur-
de gestrichen, Besuchszeit wäre gestrichen, keine Pakete oder auch 
EinzelhaŌ . Das war mir bekannt.

Herr Li: Ich habe das mit der Norm nicht verstanden. Galt die Norm 
für die ganze Zelle? Oder individuell für jeden Einzelnen?

Antwort: Die Norm galt für jeden Einzelnen. Wenn aber einer aus 
der Zelle die Norm nicht erfüllt hat, wurden alle Zelleninsassen 
bestraŌ . Der Stubenälteste hat sehr darauf geachtet, dass alle die 
Norm bringen. Ich habe wohl nur am ersten Tag die Norm erfüllt.
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Herr Bath: Sie haben ja davon berichtet, dass bei Arbeitsverweige-
rung eine so genannte KollekƟ vstrafe verhängt worden wäre. Sind 
Ihnen Fälle von Arbeitsverweigerung bekannt geworden?

Antwort: Nein. Dazu war ich nicht lange genug in CoƩ bus. Ich wurde 
freigekauŌ  und bin in die BRD übergesiedelt. Insgesamt waren es 
nur vier Monate.

Herr Heidt: Ich habe eine Frage zu Folgeschäden. Sie haben ange-
geben, dass seit 2013 ein Verwaltungsverfahren läuŌ . Wie ist der 
aktuelle Stand?

Antwort: 2018 wurde bei mir eine posƩ raumaƟ sche Belastungsstö-
rung anerkannt, ich bin zu 50 % schwerbehindert. Ich leide noch 
immer an Schlafl osigkeit, Lichtscheuheit, Lärmempfi ndlichkeit.

Herr Bath: Vielen Dank für Ihre präzisen Aussagen.
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Zeugin Birgit Krüger
Aufruf des 14. Zeugen durch den Juryvorsitzenden Dr. Bath.

Kurze persönliche Vorstellung

Frau Krüger: Ich wurde 1945 in Zeitz 
geboren, habe die 10-klassige polytech-
nische Oberschule besucht und danach 
die Ausbildung zur ChemielaboranƟ n 
absolviert. Nach der Ausbildung habe 
ich zwei Jahre in Schwedt gearbeitet, 
dann in Berlin meinen Mann kennenge-
lernt und wir sind nach der Heirat 1966 
nach Berlin umgezogen. Wir haben zwei 
Kinder. Erst in Berlin, wo die Grenze zum 
Westen off ensichtlich war, ist mir das 
ganze Thema bewusst geworden. In der 
Familie meines Mannes spielte der Westen immer eine große Rol-
le. Mein Mann haƩ e 1963 einen Fluchtversuch unternommen, der 
gescheitert ist und er wurde zu einer Bewährungsstrafe verurteilt. 
Da wir zwei Kinder haƩ en, kam für mich eine Flucht in den Wes-
ten nicht in Frage. Als die DDR 1973 der UNO beitrat und die UNO-
Charta unterschrieben haƩ e, war für mich die Basis für eine legale 
Ausreise gegeben und wir stellten einen Ausreiseantrag. Wir haben 
insgesamt vier Anträge gestellt. Ich wurde deshalb jede Woche in 
meinem Betrieb – ich habe die ganze Zeit als LaboranƟ n gearbeitet – 
zum Gespräch vorgeladen, wo man mich von unserem Plan abbrin-
gen wollte. Als aber auf unsere Anträge zur Ausreise keine Antwort 
kam, haben wir an die IGFM in Frankfurt/Main an Dr. Kurt Waldheim 
und an die UNO geschrieben.

Mein Mann war Taxifahrer und die Briefe wurden teilweise nicht mit 
der Post, sondern über Fahrgäste aus dem Westen befördert. Wir be-
kamen sogar eine Antwort, dass unser Anliegen der UN-Kommission 
für Nebendiskriminierung mit Sitz in der Schweiz übermiƩ elt wurde 

Birgit Krüger
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und wir offi  ziell dort registriert sind. Hinterher habe ich erfahren, dass 
die Stasi Kenntnis von diesen Briefen haƩ e. Im Frühjahr 1977 kam 
ein Brief mit Nachrichten, dass wir opƟ misƟ sch sein sollen und un-
sere Ausreise bald genehmigt werden wird. Aber dazu kam es nicht. 
Am 24. Oktober 1977 wurden wir verhaŌ et, ich auf der Arbeit, mein 
Mann zu Hause, und haben sieben Monate in der UntersuchungshaŌ  
in BerlinPankow verbracht. Wir wurden verurteilt nach § 100 DDR-
Strafgesetz „Staatsfeindliche Verbindungen“, § 106 „Staatsfeindliche 
Hetze“, § 214 „BeeinträchƟ gung der TäƟ gkeit der Staatsorgane“ zu 2 
Jahren und 3 Monaten Freiheitsentzug. Ich bin dann nach Hoheneck 
gekommen und mein Mann nach CoƩ bus. Im Frauengefängnis Ho-
heneck musste ich für den VEB Elmo Thurm arbeiten. Wir haben me-
tallene Motorgehäuse für Waschmaschinen bearbeitet.

Befragung

Herr Bath: Vielen Dank für die Vorstellung. Wir sind damit wieder 
im Thema Zwangsarbeit im Strafvollzug und ich biƩ e die Jury um 
ihre Fragen.

Frau OƩ mann: Wie sah Ihr Arbeitsalltag aus?

Antwort: Wir haben im Dreischichtsystem gearbeitet, Frühschicht 
gab es auch an einigen Samstagen. Viele Sonderschichten mussten 
gemacht werden. Wir haben im Untergeschoss gearbeitet, schlecht 
belüŌ et. Wir mussten mit einem Hubwagen die GiƩ erboxen mit 
den Maschinenteilen holen, alle Teile stempeln mit der Gefange-
nennummer. Dann ging es an die Drehbank. Ich habe damals 53 kg 
gewogen. Es war heiß, schlechte LuŌ , man hat sich die Kleidung auf-
gerissen, Späne fl ogen umher. Man haƩ e Brandstellen. Dann ging 
es mit den Teilen zur Bohrmaschine zum Bohren von 10er Löchern 
und dann zum Gewindeschneiden. Das alles in Akkord-Arbeit. Eine 
andere Arbeit konnte man sich nicht aussuchen. Ich haƩ e im Ge-
fängnis meinen ersten Bandscheibenvorfall, wurde dann ein halbes 
Jahr nach meiner Entlassung das erste Mal operiert, inzwischen sind 
es vier BandscheibenoperaƟ onen.
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Frau OƩ mann: Haben Sie bei dem Bandscheibenvorfall, der ja si-
cher schmerzhaŌ  war, im Gefängnis Medikamente bekommen?

Antwort: Im Krankenrevier war die erste Frage: „Bleiben Sie nach 
der Entlassung im Land oder reisen Sie aus?“ Als ich antworte, dass 
ich ausreisen werde, hat man mir eine Spritze verabreicht, was sehr 
schmerzhaŌ  war. Später in den Stasi-Akten habe ich gelesen, dass 
man mir Physiotherapie verordnet häƩ e und ich einen Schonar-
beitsplatz bekommen häƩ e. Ich wüsste nicht, wo es in Hoheneck 
eine solche Möglichkeit gegeben hat. Ich habe keine weiteren 
SchmerzmiƩ el bekommen. Nur diese Spritzen im Krankenrevier, wo 
ich eine Woche lag. Nach der einen Woche musste ich wieder voll 
arbeiten.

Frau OƩ mann: Konnten Sie bei der Arbeit Pausen machen?

Antwort: Wir haben eine Pause gehabt. Diese Pause haben wir 
meistens am Wasserhahn in der ToileƩ e verbracht, weil alle dursƟ g 
waren. Tee gab es nur in der Nachtschicht. Es wurde in der Pause 
auch geraucht mit Fenster auf.

Frage: Was ist mit Arbeitsschutzanweisungen?

Antwort: Die gab es nicht. Wir haƩ en keine Schutzbrillen, auch an 
den Bohrmaschinen nicht, wo heiße Späne fl ogen. Wir haben unse-
re normale Kleidung getragen. Wir haƩ en zum Waschen nur kaltes 
Wasser, einmal pro Woche durŌ e man warm duschen. Wir haƩ en 
ja von der Arbeit Dreck und Öl an den Händen und der Kleidung. 
Wenn man die Norm nicht geschaŏ   haƩ e, wurde sogar Dusch-
verbot ausgesprochen. Eine andere Schikane bei Nichterfüllung 
der Norm war, dass man den Unterhalt für die Kinder gekürzt hat. 
Meine Kinder waren bei meinen Schwiegereltern und von meinem 
Lohn wurde ein Teil Unterhalt einbehalten. Nach der Entlassung 
habe ich erfahren, dass von mir kein Geld für die Kinder ankam, 
nur von meinem Mann aus CoƩ bus. Ich weiß nicht, wo das Geld 
abgeblieben ist.
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Frau OƩ mann: Haben Sie Lohnabrechnungen bekommen?

Antwort: Ich habe einmal zufällig eine Lohnabrechnung gesehen. 
Ich häƩ e normalerweise, also im zivilen Leben, ca. 600 Mark ver-
dient. Hier im Gefängnis bekamen wir 18–20 Mark.

Frau OƩ mann: DurŌ en Ihre Kinder zu den „Sprechzeiten“, das heißt 
Besuchszeiten mitkommen?

Antwort: Nein. Meine Tochter war neun Jahre und mein Sohn elf 
Jahre alt, als wir inhaŌ iert wurden. Sie durŌ en uns nicht besuchen. 
Ich habe meine Kinder zwei Jahre nicht gesehen. Das war eigentlich 
das Schlimmste, und die Kinder waren das größte DruckmiƩ el. Das 
wird jede MuƩ er nachvollziehen können. Schläge waren nicht nöƟ g 
als Bestrafung.

Herr Li: Die Arbeit war ja gefährlich. Haben Sie dafür eine Ausbil-
dung erhalten?

Antwort: Für diese Arbeit? Nein. Ich war ChemielaboranƟ n. Ich hat-
te zuvor nie an Maschinen gearbeitet.

Herr Li: Also gab es auch keine Einweisung oder Anleitung?

Antwort: Nein. An der Maschine neben mir arbeitete eine Gefange-
ne, die als Kindesmörderin schon 16 Jahre im Gefängnis saß und die 
hat mir vielleicht aus Mitleid geholfen und einige Teile aus meiner 
GiƩ erbox bearbeitet, damit ich besser bei der Normerfüllung war. 
Dabei durŌ e man sich natürlich nicht erwischen lassen.

Frau Pinerová: Gab es Möglichkeiten, sich akƟ v von der Arbeit zu 
erholen?

Antwort: Nein. Besonders schlimm war, dass nach der Nachtschicht, 
wenn man müde ins BeƩ  fi el, den ganzen Tag lang der Lautsprecher 
lief, entweder Musik oder die verschiedenen Kommandos. Dann 
wurde Wäsche in die Zelle gebracht oder es gab Zählappell, wo alle 
antreten mussten. Es wurde keine Rücksicht genommen. Man kam 
also nicht zur Ruhe. Nur nach der Nachtschicht durŌ e man sich auf 
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das BeƩ  legen, ansonsten tagsüber nicht. Man durŌ e sich nicht er-
wischen lassen, wenn man sich am Tage mal ausruhen wollte.

Herr Heidt: Haben Sie Folgeschäden aus der HaŌ zeit? Ich habe ge-
lesen, dass ein Verwaltungsverfahren von 28.1.2002 bis 10.7.2020 
lief. Was können Sie dazu sagen?

Antwort: Ich haƩ e einen Antrag gestellt und habe inzwischen eine 
Krebserkrankung hinter mir, einen HerzschriƩ macher, Nierener-
krankung. Eine Anerkennung von 30 % Schwerbehinderung habe ich 
erhalten, was meine Rente etwas auĩ essert. Das Verwaltungsver-
fahren bezüglich der Folgeschäden wurde jedoch wieder abgelehnt.

Herr Bath: Danke Frau Krüger, für Ihre Aussage. Wir sind dann am 
Ende der Zeugenaussagen angekommen. Und ich beende hiermit 
die Befragung.
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Abschluss der Befragung
Dieter Dombrowski, UOKG

Verehrte Mitglieder der Jury, liebe Teilnehmer an unserem Tribunal,

die Jury wird ja jetzt eine Erstberatung machen und ich möchte zu-
vor noch einige Wort an die Jury richten.

Auch ich bin ehemaliger poliƟ scher Gefangener, wie auch Arnold 
Vaatz, aber bei dieser Kompaktheit und dieser KonzentraƟ on der 
Zeugenaussagen wird einem schon der Kragen eng, wie man so sagt. 
Ich bin mir sicher, dass die Jury in ihrer Beratung zu dem Ergebnis 
kommen wird, dass die Zwangsarbeit poliƟ scher HäŌ linge in der 
DDR nicht als normal einzustufen ist. Was aber auch wichƟ g ist und 
bei vielen Zeugenaussagen zur Sprache kam, ist das Thema der An-
erkennung von Folgeschäden, vor allem auch der psychischen Schä-
den. Die Jury ist hier natürlich frei in ihrer Entscheidung, aber ich 
wäre froh, wenn auch dieser Sachverhalt Beachtung fi ndet. Auch in 
verschiedenen Gesprächsrunden im Bundestag habe ich das immer 
wieder vorgetragen. Auch, wenn wir uns in Deutschland schwer tun 
mit Vergleichen zwischen der NS-Diktatur und der SED-Diktatur, ist 
es doch so: Wenn NS-Opfer mindestens ein Jahr in HaŌ  waren, dann 
brauchen sie bei der Geltendmachung von gesundheitlichen Schä-
den keine Beweise anbringen. Das wird per Gesetz als gegeben an-
erkannt. Das ist anders bei den Opfern der SED-Diktatur, das haben 
wir immer wieder gehört heute. Es ist den ehemaligen poliƟ schen 
Gefangenen nicht zuzumuten, dass sie ihre noch verbleibende Le-
benszeit vor Gericht verbringen müssen.

Noch ein Anliegen. Das was heute hier getan wird, wird auch in der 
Welt wahrgenommen, nicht nur weil wir einen Livestream haben, 
sondern weil sich Menschen und Unternehmen auch dafür interes-
sieren. Wir als SEDOpfer und Opfer des Kommunismus haben keine 
unmachbaren Forderungen. Es geht um Würde, Respekt und Aner-
kennung. Und niemand erwartet, dass am Ende eine Art Zwangs-
arbeiter-Rente herauskommt. Darum geht es nicht.
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Aber zum Beispiel die Firma IKEA: Wir haben vor nunmehr vier Jahren 
Gespräche geführt und bei IKEA wurden Studien gemacht, und die 
Firma hat sich bereiterklärt einen zweistelligen Millionenbetrag zur 
Wiedergutmachung zur Verfügung zu stellen. Auch Frau Dr. Kill hat 
in ihrem Vortrag über die Deutsche Reichsbahn davon gesprochen, 
dass sich die Deutsche Bahn in der moralischen Pfl icht sieht, aber sie 
haben einen GesellschaŌ er, das ist der Bund. Deshalb meine BiƩ e an 
die BundespoliƟ ker, wenn wir hier erfolgreich sein wollen und Gelder 
von der WirtschaŌ  einsammeln für irgendeinen Fond oder ähnliches, 
dann wird es nur gehen, wenn die Bundesebene uns unterstützt.

Eine TwiƩ er-Nachricht von heute lautet: „IKEA entschuldigt sich da-
für, dass entgegen der strengen Richtlinien Produkte durch Zwangs-
arbeit in der DDR hergestellt wurden. Wir tragen seit Jahren akƟ v 
zur Aufarbeitung bei & unterstützen eine von der PoliƟ k iniƟ ierte für 
alle beteiligten Unternehmen verbindliche Entschädigung.“ Wenn 
schon ein so großes Unternehmen bereit ist etwas zu tun, dann biƩ e 
ich herzlich darum, dass die BundespoliƟ ker uns Schützenhilfe ge-
ben und diskret darüber zu sprechen wie allen Beteiligten geholfen 
werden kann. Soweit dazu.

Danksagen möchte ich allen, die diese Veranstaltung vorbereitet 
haben, die Mitarbeiter der UOKG und des Menschenrechtszent-
rums CoƩ bus. Das Technische lässt sich alles organisieren, das ist 

profes sionelle Arbeit. Aber die 
Vorarbeit, die Gespräche mit den 
Zeitzeugen, die Vorbereitung der 
Unterlagen für die Jury, das ist 
alles eine Menge Arbeit, damit 
alles möglichst reibungslos läuŌ . 
Stellvertretend für alle möchte 
ich mich bei unserer Projektlei-
terin Sandra Czech bedanken.

Dieter Dombrowski 
und Sandra Czech



„Lindenhotel“ – aus dem Alltag 
eines HäŌ lings 
Dr. Lothar Aust – Saxophonist, Musikalische Impressionen

Mit seinen musikalischen Impressionen aus dem „Lindenhotel“ – so 
nannte der Volksmund das Stasi-Untersuchungsgefängnis in Pots-
dam – sorgte Dr. Lothar Aust nach den aufwühlenden Berichten der 
Zeugen zur Zwangsarbeit für Ruhe und Besinnung. Er sprach vor al-
len denen aus dem Herzen, die das Innere der Zellen aus eigener 
Anschauung kennenlernen mussten.

Dr. Lothar Aust



CoƩ buser Erklärung 
zur DDR-Zwangsarbeit
(13. September 2020, MRZ Pentacon-Halle)

Nach der Begrüßung der Anwesenden durch Herrn Benjamin Baum-
gart und einer nochmaligen kurzen Vorstellung der Expertenjury 
für anwesende Journalisten, verlas der Vorsitzende der Jury Herr 
Dr. MaƩ hias Bath die „CoƩ buser Erklärung zur DDR-Zwangsarbeit“, 
welche von der Expertenjury in internen Beratungen verfasst wurde.

CoƩ buser Erklärung zur DDR-Zwangsarbeit
vom 13. September 2020

Vom 11. bis 13. September 2020 fand im Menschenrechtszent-
rum CoƩ bus, der früheren DDR-Strafanstalt CoƩ bus, auf Einladung 
der Union der Opferverbände KommunisƟ scher GewaltherrschaŌ  
(UOKG) ein Tribunal zum Thema „Zwangsarbeit in poliƟ scher DDR-
HaŌ “ staƩ .

Eine internaƟ onal besetzte Jury stand hier vor der Aufgabe festzu-
stellen, „ob Merkmale verbotener Zwangsarbeit und Ausbeutung 
nach internaƟ onal anerkannten Defi niƟ onen“ in Bezug auf poliƟ -
sche Gefangene der SED-Diktatur erfüllt sind.

Die Jury hörte mehrere fachwissenschaŌ liche Vorträge zur Defi ni-
Ɵ on der Zwangsarbeit, deren völkerrechtliche Ächtung und zu den 
Grundlagen der Zwangsarbeit poliƟ scher HäŌ linge der DDR in ver-
schiedenen Industriezweigen.

Außerdem befragte die Jury 14 ehemalige poliƟ sche Gefangene 
(4 Frauen und 10 Männer), die während ihrer HaŌ  in unterschied-
lichen Industriebereichen und zu verschiedenen Zeiten zu zwangs-
weiser Arbeit für Industriebetriebe der DDR herangezogen wurden.

Nach den gehörten Vorträgen und der durchgeführten Befragung 
der Zeitzeugen und Zeitzeuginnen kommt die Jury zu dem Ergebnis, 
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dass der DDR-Strafvollzug einer der größten Arbeitgeber innerhalb 
der staatlichen PlanwirtschaŌ  der DDR war. Hierzu unterhielt der 
DDR-Strafvollzug mit seinen Einrichtungen ein fl ächendeckendes 
Netz von Arbeitseinsatzbetrieben, in denen die verschiedensten 
DDR-Betriebe unter Ausnutzung der generell bestehenden Arbeits-
pfl icht der HäŌ linge in der DDR für ihre Zwecke produzieren ließen. 
Viele der so entstandenen Produkte waren für Exporte in das nicht-
sozialisƟ sche WirtschaŌ sgebiet besƟ mmt. Die nach internaƟ onalem 
Recht notwendige individuelle Verurteilung zu Zwangsarbeit durch 
das Gericht fand nicht staƩ .

Die Gefangenen konnten sich weder ihre TäƟ gkeit aussuchen, noch 
wurde auf ihre berufl iche Qualifi kaƟ on Rücksicht genommen. Die 
Heranziehung zur Arbeit erfolgte staƩ dessen allein nach den Vorga-
ben des VolkswirtschaŌ splanes und den Möglichkeiten der jeweili-
gen Anstalt. Dabei wurden in den Anstaltsbetrieben die ansonsten 
in der DDR geltenden gesetzlichen BesƟ mmungen zum Gesund-
heits- und Arbeitsschutz vielfach nicht eingehalten. Die HäŌ linge 
mussten länger arbeiten als dies in den normalen Betrieben der Fall 
war. In der Regel wurde in den Strafanstalten zudem im Dreischicht-
betrieb rund um die Uhr gearbeitet. In den Gefängnisbetrieben 
wurden ferner häufi g körperlich schwere und gesundheitlich gefähr-
lichere TäƟ gkeiten ausgeübt. Es fehlte Arbeitskleidung und Schutz-
vorkehrungen zur Verhinderung von Arbeitsunfällen. So war auch 
die Unfallquote weitaus höher als in normalen Industriebetrieben. 
Außerdem war auch die medizinische Versorgung nach Arbeitsun-
fällen oŌ mals unzureichend.

Die Arbeitspfl icht der Gefangenen wurde im Zweifelsfall bei Nor-
muntererfüllung oder Arbeitsverweigerung mit scharfen SankƟ o-
nen, Arreststrafen bis hin zu körperlicher Gewalt durchgesetzt. Die 
Zeugen und Zeuginnen berichteten unter anderen von Schreibver-
bot, Schlägen, Bedrohung mit Konsequenzen für die Kinder und der 
Verbringung in Stehzellen. Damit sind die Merkmale der Zwangsar-
beit erfüllt. Außerdem wurde diese Zwangsarbeit in der Regel unzu-
reichend vergütet.
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Die DDR hat damit gegen alle internaƟ onalen Vereinbarungen der 
Vereinten NaƟ onen und der InternaƟ onalen ArbeitsorganisaƟ on zur 
Zurückdrängung und Ächtung der Zwangsarbeit verstoßen und ih-
ren Gefangenen nicht einmal die Mindestgrundsätze der Vereinten 
NaƟ onen zur Behandlung von Gefangenen gewährt, obwohl sie die-
sem letztgenannten Abkommen beigetreten war.

Auch wenn die Bundesrepublik Deutschland nicht pauschal als 
Rechtsnachfolger der DDR anzusehen sein mag, ergibt sich doch aus 
der Werteordnung des Grundgesetzes und Art. 17 des Einigungsver-
trages vom 31. August 1990 eine rechtliche Verpfl ichtung zur dau-
erhaŌ en Aufarbeitung des SED-Unrechts und zur Schaff ung ange-
messener Entschädigungsregelungen für die Opfer der SEDDiktatur.

Die ehemaligen poliƟ schen Gefangenen der DDR sind heute in ihrer 
überwälƟ genden Mehrheit im Wege der strafrechtlichen Rehabili-
Ɵ erung für die von ihnen erliƩ ene Freiheitsentziehung entschädigt 
worden. 

Hierzu im krassen Gegensatz steht die oŌ mals in Ton und Sache 
unangemessene Behandlung von Entschädigungsanträgen und die 
Dauer der entsprechenden Verfahren.

Diese Entschädigungsregelungen erfassen aber nicht die über die 
bloße Freiheitsentziehung hinaus zusätzlich erliƩ ene Zwangsarbeit 
und hieraus resulƟ erende psychische und physische gesundheitli-
che Folgeschäden, sodass hier weiterer Regelungsbedarf besteht.

Zur Erleichterung der Anerkennung von Folgeschäden aus der DDR-
HaŌ  und dort erliƩ ener Zwangsarbeit sollte bei haŌ typischen Krank-
heitsbildern eine Regelvermutung zugunsten der Opfer der SEDDik-
tatur eingeführt werden bzw. die Beweislastumkehr im Sinne der 
Regelung des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) erfolgen.

Außerdem sollte ein eigenständiger Fonds für Entschädigungs- bzw. 
Wiedergutmachungsleistungen zugunsten der ehemaligen HäŌ -
lingszwangsarbeiter geschaff en werden. Für diesen Fonds sollten 
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vor allem die Nutznießer der poliƟ schen Zwangsarbeit in der DDR 
und deren Rechtsnachfolger Zahlungen leisten. Im Interesse der Ge-
schädigten sind die poliƟ schen Mandats- und Entscheidungsträger 
aufgefordert, diesen Prozess zu fördern.

Wir begrüßen die BereitschaŌ  von IKEA, sich an diesem Fonds zu 
beteiligen. Wir fordern Firmen und poliƟ sche Entscheidungsträger 
auf, diesem Beispiel zu folgen.

Für die Verwaltung dieses zu schaff enden Fonds kämen die SƟ Ō ung 
für poliƟ sche HäŌ linge oder die SƟ Ō ung DDR-Zwangsarbeit e. V. in 
Betracht.

Angesichts des fortgeschriƩ enen Alters der Betroff enen ist dringen-
de Eile geboten.

CoƩ bus, den 13. September 2020

Arnold Vaatz (MdB)

Dr. MaƩ hias Bath

Peter Heidt (MdB)

Prof. Dr. Huige Li

Bada Nam

Carla OƩ mann

Dr. Klára Pinerová

Prof. Dr. Dr. Thomas Schirrmacher

Marion Smith

Die Jury



Schlusswort
Dieter Dombrowski,
Bundesvorsitzender der UOKG

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Jury,

ich möchte mich noch einmal sehr herzlich bedanken bei den Mit-
gliedern der Jury. Sie haben sich zwei Tage mit der ThemaƟ k Zwangs-
arbeit in DDR-Gefängnissen beschäŌ igt, haben sich vorbereitet und 
ein sachgerechtes muƟ ges Votum getroff en, von dem wir hoff en, 
dass es nicht folgenlos bleibt in der PoliƟ k. Und ich freue mich auch, 
dass die Firma IKEA hier ausdrücklich erwähnt wurde, denn es kam 
gestern, wie ich noch einmal für die anwesenden Pressevertreter 
erwähnen möchte, eine TwiƩ er-Nachricht, dass sie bereit sind, sich 
an einem Entschädigungsfond zu beteiligen. Das ist sehr muƟ g. Mei-
nen Respekt dafür.

Obwohl wir schon viel wussten, war die Anhörung der Zeitzeugen 
sehr beeindruckend. Diesen Zeitzeugen ist ganz besonders zu dan-
ken, dass sie, wie man so sagt, ihr Innerstes nach außen gekehrt 
haben. Das war für die Jury ganz wichƟ g, auch die Betroff enheit 
wahrzunehmen. Ich denke, dass bei uns allen und auch bei den Mit-
gliedern der Jury diese Eindrücke noch nachwirken werden.

Wir danken dem Menschenrechtszentrum CoƩ bus, dass wir hier ta-
gen durŌ en. Zufällig bin ich auch Vorsitzender, von daher bin ich 
hier auch zu Hause. Bedanken möchte ich mich auch besonders bei 
den beiden Bundestagsabgeordneten, weil ich als langjähriger Land-
tagsabgeordneter auch weiß, wie viel Druck auf Bundesebene im 
Moment gerade auf den Abgeordneten lastet und Sie sich dennoch 
dann zwei Tage hier die Zeit genommen haben für unsere Veran-
staltung. Dafür gibt es zwar nicht das Bundesverdienstkreuz, aber 
unseren aufrichƟ gen Dank.

Ich habe noch ein Anliegen an die ehemaligen poliƟ schen HäŌ linge, 
die hier anwesend sind. Wir haben in den vergangenen Tagen schon 
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mehrfach über die Ereignisse in Belarus gesprochen. Und wenn hier 
Personen anwesend sind, die stellvertretend für viele DDR-Bürger, 
denen Unrecht widerfahren ist, gesprochen haben, dann wollen wir 
einen Appell der Solidarität an die Belarussen schicken, den ich in 
der nächsten Woche an den BotschaŌ er oder in der BotschaŌ  von 
Belarus abgeben will, wenn Sie einverstanden sind.



Appell an den BotschaŌ er von Belarus
Sehr geehrter Herr BotschaŌ er,

anlässlich eines Kongresses im ehemaligen Zuchthaus CoƩ bus unter 
dem MoƩ o „Zwangsarbeit in poliƟ scher DDR-HaŌ “ haben die anwe-
senden ehemaligen poliƟ schen HäŌ linge aus der DDR nachfolgen-
den Appell an Ihre Regierung beschlossen. Wir möchten Sie biƩ en, 
diesen Appell an Ihre Regierung weiterzuleiten

Appell der Solidarität

Wir, die ehemaligen poliƟ schen HäŌ linge der DDR, appellie-
ren an die Regierung der Republik Belarus alle poliƟ schen 
Gefangenen in Belarus unverzüglich freizulassen und die vom 
Volk verlangte Aufnahme eines Dialogs zu ermöglichen. Wir, 
die Deutschen wissen, was es bedeutet, wenn ein Volk geteilt 
ist. BiƩ e lassen Sie es nicht zu, dass das Volk von Belarus in 
den Auseinandersetzungen über die ZukunŌ  des Landes ge-
teilt wird. BiƩ e helfen Sie mit, dass das Volk der Republik 
Belarus in freier SelbstbesƟ mmung über seine ZukunŌ  ent-
scheiden kann.

Im Namen der anwesenden ehemaligen poliƟ schen HäŌ linge 

Dieter Dombrowski



Anhang
IniƟ aƟ ven und Ereignisse
(Zusammenstellung: ChrisƟ an Sachse)

Teil 1: 1949–1989
29. Januar 1949: Der Spiegel berichtet über die Verurteilung von Wolfgang 
Natonek zu Zwangsarbeit. In dieser Zeit berichtet der Spiegel mehrfach über 
Zwangsarbeit in der SBZ/DDR und den Ländern des sowjeƟ schen Einfl ussge-
bietes. (Der Spiegel Nr. 5/1949)

23. Mai 1951: Der Spiegel Nr. 21/1951 berichtet ausführlich über Zwangsar-
beit in den sowjeƟ schen Lagern (u.a. Karaganda).

27. März 1952: Der Bundestag nimmt einen Bericht des Ausschusses für 
gesamtdeutsche Fragen entgegen, der Jugendliche benennt, die von sow-
jeƟ schen und deutschen Gerichten wegen poliƟ schen Widerstandes u.a. zu 
Zwangsarbeit verurteilt worden waren. (Deutscher Bundestag 1. Wahlperiode 
1949 Drucksache Nr. 3256: SchriŌ licher Bericht betr. Bemühungen zur Freilas-
sung von in der sowjeƟ schen Besatzungszone aus poliƟ schen Gründen inhaf-
Ɵ erten Jugendlichen)

12. November 1952: Erscheinen der HabilitaƟ onsschriŌ  von Hartwig Bülck 
„Die Zwangsarbeit im Friedensvölkerrecht“ – im deutschen Sprachraum bis 
heute unübertroff en. (siehe PublikaƟ onsverzeichnis)

Juni 1953: Veröff entlichung des Untersuchungsberichtes des WirtschaŌ s- und 
Sozialrates der UNO: „In der Sowjetunion und in den ‚VolksdemokraƟ en‘ wird 
systemaƟ sch Zwangsarbeit (forced labour) angewandt.“ (siehe Dokumente)

30. August 1955: Der 1. Kongress der Vereinten NaƟ onen für Verbrechensver-
hütung und die Behandlung Straff älliger 1955 in Genf beschließt die Mindest-
grundsätze zur Behandlung von Gefangenen. (siehe DokumentaƟ on)

13. Juni 1956: Deutschland triƩ  dem ILO-Übereinkommen Nr. 29 „KonvenƟ on 
über Zwangsarbeit“ von 1930 bei. (siehe DokumentaƟ on)

22. Juni 1959: BeitriƩ  der Bundesrepublik zur ILO-ÜbereinkunŌ  Nr. 105, wel-
che die Zwangsarbeit poliƟ scher HäŌ linge verbietet. (siehe DokumentaƟ on)

1967: Amnesty InternaƟ onal veröff entlicht eine Broschüre über HäŌ lingsar-
beit in der DDR. Zitat: „Wir glauben uns zu der Feststellung berechƟ gt, daß in 
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allen Strafanstalten der DDR ein solcher Druck auf die Gefangenen ausgeübt 
wird, daß man von einem Zwangsarbeitssystem sprechen muß.“ (PoliƟ sche 
Gefan gene in der DDR. Hrsg.: Amnesty InternaƟ onal, London 1967.)

9. September 1978: Der Bundestagsabgeordnete Oƪ  ried Hennig (CDU/CSU) 
weist in einer Anfrage an die Bundesregierung darauf hin, dass die DDR dem 
ILO-Übereinkommen Nr. 105 nicht beigetreten ist und dort weiter illegale 
Zwangsarbeit betrieben würde. (Deutscher Bundestag 8. Wahlperiode Druck-
sache 8/2147 29.09.78)

15. November 1979: Der Bundestagsabgeordnete Hans Graf Huyn (CDU/CSU) 
ziƟ ert in der PlenardebaƩ e des Bundestages die geheime Hymne der CoƩ -
buser Strafgefangenen. „Es ist das Zuchthaus CoƩ bus/ Symbol des Sozialis-
mus/ in AkƟ on.“ Er führt Beispiele aus DDR-Gefängnissen an, wo nachweislich 
Zwangsarbeit poliƟ scher Gefangener betrieben wurde. Namentlich nennt er 
Nico Hübener. (Redebeitrag zur PlenardebaƩ e am 15. November 1979)

8. September 1982: Eine Anhörung vor dem Ausschuss für innerdeutsche Be-
ziehungen themaƟ siert u.a. auch die Zwangsarbeit. (Ausarbeitung der WD des 
Bundestages zur DDR-HäŌ lingsarbeit WD 1 – 3000 -159/12)

15. Oktober 1982: Die Firma Quelle verspricht in einem Brief an die InternaƟ -
onale GesellschaŌ  für Menschenrechte am 15. Oktober 1982, „darauf hin zu 
wirken, dass keine poliƟ schen HäŌ linge bei der Herstellung von Waren, die an 
Quelle geliefert werden, eingesetzt werden.“ (rbb-Sendung „Klartext“ vom 9. 
Juli 2002)

25. März 1983: Westliche Zeitungen berichten über Todesfälle wegen Queck-
silbervergiŌ ungen unter Strafgefangenen im Chemischen Kombinat BiƩ erfeld. 
Beispiel: ArƟ kel der Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 25. März 1983: 
„Todeskommando“ in BiƩ erfeld.

1984: Eine Anhörung, die von der InternaƟ onalen GesellschaŌ  für Menschen-
rechte organisiert wurde, themaƟ sierte u.a. auch die Zwangsarbeit. (Ausarbei-
tung der WD des Bundestages zur DDR-HäŌ lingsarbeit WD 1 – 3000 -159/12)

1986: Veröff entlichung der Broschüre der InternaƟ onalen GesellschaŌ  für 
Menschenrechte von 1986 auf der Basis von 135 Befragungen. (siehe Publi-
kaƟ onsverzeichnis)

1986: Eine Anhörung, die durch „Hilferufe von drüben“ organisiert wurde, the-
maƟ sierte u.a. auch die Zwangsarbeit. (Ausarbeitung der WD des Bundestages 
zur DDR-HäŌ lingsarbeit WD 1 – 3000 -159/12)
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Teil 2: 1990 bis zur Gegenwart
Februar 1990: Der WDR sendet eine Reportage über die Zwangsarbeit im 
Frauengefängnis Hoheneck und zeigt die ProdukƟ onsräume für die Betriebe 
Esda und Planet. 

12. März 1990: Der Spiegel berichtet unter dem Titel „SpliƩ ernackt im Spalier“ 
über Zwangsarbeit in der DDR. Zitat: „Und so, als sei die Menschenschinderei 
der Zwangsarbeiter in der Großindustrie während der NS-HerrschaŌ  längst 
vergessen, sind 16 dieser Knäste sogar DDR-Betrieben angegliedert.“ (Der 
Spiegel Nr. 11/1990)

27. November 1990: Der ehemalige poliƟ sche Gefangene Jürgen Wenzel ver-
langte von der Elektromotoren GmbH (ehemals VEB ELMO) die Nachzahlung 
des Lohnes für die geleistete Zwangsarbeit. Die ELMO GmbH versicherte Wen-
zel des „vollsten Verständnisses“, bestriƩ  aber jede Mitverantwortung. Genau-
so reagierte die Elektro-Apparate-Werke Berlin. (UOKG-Archiv, von J. Wenzel 
zur Verfügung gestellt)

März 1992: Die im März 1992 von der Bundesregierung eingesetzte Enquete-
Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur“ 
nimmt das Thema „Zwangsarbeit“ nicht in den Blick.

19. Oktober 1992: Xing-Hu Kuo, der als poliƟ scher Gefangener in Bautzen sie-
ben Jahre Zwangsarbeit leisten musste, haƩ e die Sächsische Landesregierung 
auf Schadensersatz in Millionenhöhe verklagt. Das Berliner Landgericht ent-
schied laut Spiegel „daß die PDS, als Rechtsnachfolgerin der SED, grundsätzlich 
poliƟ sche HäŌ linge entschädigen muß. Voraussetzung ist allerdings, daß die 
HaŌ opfer nachweisen können, ‚auf Anweisungen der SED‘ verurteilt worden 
zu sein.“ Weil Kuo dies nicht nachweisen konnte, wies das Landgericht die Kla-
ge ab. (Der Spiegel Nr. 29/1992 und 43/1992)

1994: Das Politmagazin Kontraste berichtet über Strafgefangene in den Chlor-
betrieben Buna und BiƩ erfeld. (Borgmann, Reinhard; Meesmann Florian: „GiŌ  
im Strafvollzug“ In: Kontraste 1994)

10.–11. Mai 2002: Schweriner Tagung zu DDR-Zwangsarbeit und Entschädi-
gung. IniƟ ator: Jürgen Schmidt-Pohl. (siehe PublikaƟ onsliste)

9. Juli 2002: Mehr als 200 ehemalige poliƟ sche HäŌ linge kündigten Klage an 
laut rbb, Sendung Klartext, Klageankündigung von 200 Zwangsarbeitern.

31. Mai 2004: ChrisƟ na Krahner schreibt an den PeƟ Ɵ onsausschuss des Bun-
destages, um eine Entschädigung für die Zwangsarbeit in der DDR zu er reichen. 
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(Archiv ChrisƟ na Krahner) Weitere Mitglieder des Klägerkreises Entschädigung 
von DDR-HaŌ zwangsarbeit ehemaliger poliƟ scher DDR-Gefangener reichen 
sachgleiche PeƟ Ɵ onen ein.

2005: Die InternaƟ onale GesellschaŌ  für Menschenrechte veröff entlicht eine 
erweiterte Aufl age ihrer Broschüre über HaŌ bedingungen poliƟ scher Gefan-
gener in der DDR auf der Basis von 135 Befragungen. (Siehe PublikaƟ onsliste)

2006: Alexander Latotzky veröff entlicht eine Liste von Betrieben, für die 
Strafgefangene der DDR Zwangsarbeit leisten mussten. (der stacheldraht Nr. 
8/2006)

13. Februar 2012: Die WissenschaŌ lichen Dienste des Bundestages unter-
suchen DDR-HäŌ lingsarbeit, sie kommen zu dem Ergebnis, dass der Begriff  
„Zwangsarbeit“ angemessen ist. (Vgl. PublikaƟ onsverzeichnis – WD 1 – 3000 
-159/12)

17. Mai 2012: Deutsche Welle veröff entlicht einen Beitrag des schwedischen 
Journalisten Björn Thunbäck über Zwangsarbeit von DDR-HäŌ lingen für IKEA.

6. Juni 2012: Der UOKG-Vorstand schlägt der IKEA Deutschland GmbH ein 
Projekt zur Erforschung der Zwangsarbeit in der DDR vor. (WissenschaŌ liches 
Archiv der UOKG)

16. November 2012: In einer gemeinsamen Veranstaltung von UOKG und 
BStU stellt IKEA erste Untersuchungsergebnisse zur Zwangsarbeit von Ernst & 
Young vor. Die Ergebnisse werden allgemein als unbefriedigend empfunden. 
WichƟ gstes Ergebnis ist jedoch die Entschuldigung an die Zwangsarbeiter, die 
für IKEA arbeiten mussten, vorgetragen von Peter Betzel, GeschäŌ sführer von 
IKEA Deutschland. (WissenschaŌ liches Archiv der UOKG)

29. November 2012: Die ZeitschriŌ  „der stacheldraht“ kriƟ siert unter dem Ti-
tel „Es war nicht genug“ die Ergebnisse der Gespräche zwischen UOKG und 
IKEA. Gefordert werden 1. Ein umfangreiches Forschungsprojekt, 2. Stellung-
nahmen aus PoliƟ k und WirtschaŌ , 3. Entscheidungen über Entschädigungen. 
(„der stacheldraht“ Nr. 9/2012)

30. November 2012: MdB Patrick Kuhrt lädt im Namen der FDP-FrakƟ on des 
Bundestages zu einer öff entlichen Fachanhörung zur Zwangsarbeit im DDR-
Strafvollzug. Eingeladen sind ChrisƟ an Sachse (UOKG), Roland Jahn (BStU), 
Steff en Alisch (FU-Berlin), Hugo Diederich (VOS), Günter Saathof (SƟ Ō ung Er-
innerung Verantwortung und ZukunŌ ), Karin Schmidt (JurisƟ n/Autorin) und 
Anna Kaminski (SƟ Ō ung Aufarbeitung).

14. Januar 2013: Die UOKG erarbeitet ein Forschungskonzept zur Zwangsar-
beit in der DDR. (WissenschaŌ liches Archiv der UOKG)
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1. März 2013: Offi  zieller Beginn des Forschungsprojektes „DDR-Zwangsarbeit“ 
durch die UOKG. Projektleiter ist ChrisƟ an Sachse. IKEA fi nanzierte das Projekt 
mit 120.000 Euro. (WissenschaŌ liches Archiv der UOKG)

19. März 2013: Die UOKG beginnt mit der Befragung von ehemaligen HäŌ lin-
gen zur Zwangsarbeit. Bis Juli 2020 liegen 618 detaillierte, schriŌ liche Aussa-
gen vor. (WissenschaŌ liches Archiv der UOKG)

26. Oktober 2013: Die UOKG veranstaltet einen Kongress unter dem Thema 
„Defi zite bei RehabiliƟ erung und Entschädigung“, ChrisƟ an Sachse hält dort 
den Vortrag „Zur Arbeit gezwungen – wo blieb das Geld?“ (UOKG-Archiv)

21. November 2013: Die JournalisƟ n Isabel Fannrich (Deutschlandfunk) be-
richtet erstmals ausführlich über Zwangsarbeit in den HaŌ stäƩ en CoƩ bus, Ho-
heneck und „Frohe ZukunŌ “ Halle/Saale. (Mediathek Deutschlandfunk „Alles 
nach Plan“) Fannrich berichtet danach in regelmäßigen Abständen.

14. Januar 2014: Report Mainz (Claudia BuƩ er, Achim Reinhardt) berichten 
erstmals über die Profi te westdeutscher Firmen bei der Ausbeutung von DDR-
Zwangsarbeitern (Vgl. Report Mainz Mediathek). Report berichtet in den fol-
genden Jahren immer wieder neue Details.

16. Juni 2014: Die UOKG veröff entlicht unter Aufmerksamkeit der interna-
Ɵ onalen Presse ihren Forschungsbericht zur Zwangsarbeit in der SBZ/DDR. 
Sie stellt sieben Forderungen zur Weiterarbeit, u.a. weitere Forschung, Ver-
handlungen mit involvierten Firmen und deren Entschuldigung, Bildung eines 
Entschädigungsfonds. (WissenschaŌ liches Archiv der UOKG) In der Folgezeit 
fi nden Veranstaltungen u.a. in Halle/Saale, Berlin, Frankfurt/O, Ichtershausen, 
MaxhüƩ e staƩ .

20. September 2014: UOKG-Kongress „Wir reden über Zwangsarbeit“. (Wis-
senschaŌ liches Archiv der UOKG)

25. September 2014: Symposium des Arbeitskreises „Aufarbeitung und 
Recht“, Prof. Johannes Weberling zu rechtlichen Aspekten der Zwangsarbeit. 
Die Ergebnisse erscheinen in einem Konferenzband im Nomos-Verlag. (Siehe 
PublikaƟ onsverzeichnis)

13.–14. November 2014: Halle-Forum 2014 im „Roten Ochsen“ in Halle/Saale 
zum Thema „Zwangsarbeit im Strafvollzug in der DDR“. (Archiv der UOKG)

29. November 2014: Nach Verhandlungen zwischen der UOKG und Bahnchef 
Rüdiger Grube biƩ et dieser die Zwangsarbeiter der Reichsbahn der DDR um 
Entschuldigung. Er kündigt ein Forschungsprojekt zur Zwangsarbeit bei der 
Deutschen Reichsbahn der DDR an, das unter Mitarbeit der UOKG realisiert 
wird. (WissenschaŌ liches Archiv der UOKG)
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Februar 2015: Die UOKG schreibt westliche Firmen an, die in die Zwangsarbeit 
poliƟ scher Gefangener involviert gewesen sein könnten. In ihren Antworten 
betonen die Firmen durchgängig, davon nichts gewusst zu haben. Es kommt zu 
verschiedenen Einzelgesprächen, in denen Firmen andeuten, Gelder in einen 
Fonds einzahlen zu wollen, ohne aber im jurisƟ schen Sinne Verantwortung 
übernehmen zu wollen. Angeschrieben wurden (oder deren Nachfolger): Aldi 
Nord und Süd, Baur Versand, C & A, Deutsche Bahn AG, HerƟ e, KauĬ of, LMBV, 
MIBRAG, OƩ o-Versand, Quelle, Sprela, VaƩ enfall, Woolworth. (WissenschaŌ -
liches Archiv der UOKG)

22. Juni 2015: Die BeauŌ ragte der Bundesregierung für die Neuen Länder, 
Staatssekretärin Iris Gleicke stellt ihren Bericht zur Zwangsarbeit in der DDR 
vor. Der Autor Jan Phillipp Wölbern bestäƟ gt die Forschungsergebnisse der 
UOKG. (Siehe PublikaƟ onsliste)

11. November 2015: Im Gebäude des Magdeburger Landtages wird die Aus-
stellung „Hammer Zirkel Stacheldraht“ eröff net. Sie ist ein gemeinsames Pro-
jekt der LandesbeauŌ ragten für die Unterlagen der Staatssicherheit, der Lan-
deszentrale für poliƟ sche Bildung von Sachsen-Anhalt. Realisiert wurde die 
Ausstellung von ChrisƟ an Sachse (UOKG). Die Ausstellung wird bis heute in 
ganz Deutschland gezeigt. 

20. April 2016: Die Deutsche Bahn stellt ihren Forschungsbericht zur Zwangs-
arbeit bei der Deutschen Reichsbahn der DDR vor. Die Autoren sind: Kill, Su-
sanne; Kopper, Christopher; Peters, Jan-Henrik. (Siehe PublikaƟ onsverzeichnis)

Juni 2016: Auf Einladung von JuƩ a Fleck (Hessische Landeszentrale für poli-
Ɵ sche Bildung) beginnt ein mehrjähriges Projekt an hessischen Schulen zur 
Zwangsarbeit in der DDR. (Autoren: JuƩ a Fleck, ChrisƟ an Sachse, Anne Worst)

24. Juni 2017: Gründung des SƟ Ō ungsvereins DDR-Zwangsarbeit. Der Verein 
stellt sich die Aufgaben, poliƟ schen HäŌ lingen der SED-Diktatur zu materiellen 
und ideellen Unterstützungen zu verhelfen. Der Verein ist als gemeinnützig an-
erkannt. IKEA unterstützt die Gründung mit einem Stammkapital von 50.000 
Euro.

17. Januar 2018: Die UOKG stellt fest, dass die ehemaligen poliƟ schen Ge-
fangenen der SED-Diktatur ein historisches Anrecht auf das durch die SED im 
Westen angehäuŌ e Vermögen hat, die sogenannten PMO-Gelder. Sie fordert 
die ehemaligen HäŌ linge auf, an ihre Abgeordneten und Ministerpräsidenten 
zu schreiben, um den Anspruch zu bekräŌ igen. Die UOKG beantragt in allen 
Bundesländern PMO-Gelder für die Entschädigung von Zwangsarbeitern. Die 
UOKG wendet sich darüber hinaus an die Bundeskanzlerin und weitere Bun-
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despoliƟ ker. Eine Auszahlung zu diesem Zweck wird rundweg abgelehnt. Im-
merhin entstehen daraus Anregungen für die Härtefall-Fonds verschiedener 
Bundesländer. Der UOKG werden Unterlagen zugespielt, die belegen, dass 
PMO-Gelder für absurde Anschaff ungen ausgegeben werden sollen (Elektro-
Grills für Berliner Parks). 

2. Juni 2018: PeƟ Ɵ on der Gruppe für GerechƟ gkeit der SED-Opfer bzgl. 
Zwangsarbeit poliƟ scher HäŌ linge in der DDR an den PeƟ Ɵ onsausschuss des 
Deutschen Bundestages mit der Auff orderung, den Opfern eine angemessene 
Entschädigung des erliƩ enen Unrechts zu zahlen und dazu die gesetzlichen 
Voraussetzungen zu schaff en.

8. Juni 2018: Das Deutsche Bahn Museum in Nürnberg eröff net eine erneu-
erte Abteilung über die Deutsche Reichsbahn, in der auch die Zwangsarbeit 
von DDR-HäŌ lingen themaƟ siert wird. Vorgestellt werden zwei Zeitzeugen, 
die im Reichsbahnausbesserungswerk Brandenburg Zwangsarbeit verrichten 
mussten. Ein Stück Stacheldraht eines poliƟ schen Gefangenen erinnert an das 
damals verübte Unrecht. Dargestellt wird auch eine Zelle im Zuchthaus Bran-
denburg-Görden und der Jochmontageplatz Wülknitz.

28. Juni 2018: MdB Kai Wegner (CDU) fordert, bei der Aufarbeitung der DDR-
Zwangsarbeit darf es keinen Schlussstrich geben. Er fordert den Regierenden 
Bürgermeister von Berlin auf, einen Härtefall-Fonds für Opfer der SED-Diktatur 
einzurichten. (WissenschaŌ liches Archiv der UOKG)

August 2019: Die UOKG beantragt bei Staatsministerin GrüƩ ers (Bundesminis-
terium für Kultur und Medien) die Finanzierung eines Tribunals DDR-Zwangs-
arbeit. Das BKM unterstützt das Tribunal fi nanziell mit mehr als 50.000 Euro. 
Enthalten sind darin die durch die Corona-Pandemie gesƟ egenen Kosten.

11.–13. September 2020: Das Tribunal DDR-Zwangsarbeit beurteilt die 
Zwangsarbeit poliƟ scher HäŌ linge in der DDR als Verstoß gegen das Völker-
recht.
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Die ILO-KonvenƟ on 105
(u.a. Verbot von Zwangsarbeit für poliƟ sche Gefangene)

INTERNATIONALE ARBEITSORGANISATION

Übereinkommen über die Abschaff ung der Zwangsarbeit, 1957

Dieses Übereinkommen ist am 17. Januar 1959 in KraŌ  getreten.

Ort: Genf

Tagung: 40

Quelle: hƩ ps://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/
documents/normaƟ veinstrument/wcms_c105_de.htm 

Die Allgemeine Konferenz der InternaƟ onalen ArbeitsorganisaƟ on,

die vom Verwaltungsrat des InternaƟ onalen Arbeitsamtes nach Genf einberu-
fen wurde und am 5. Juni 1957 zu ihrer vierzigsten Tagung zusammengetreten 
ist,

• hat die Frage der Zwangsarbeit geprüŌ , die den vierten Gegenstand ihrer 
Tagesordnung bildet,

• hat die BesƟ mmungen des Übereinkommens über Zwangsarbeit, 1930, zur 
Kenntnis genommen,

• hat zur Kenntnis genommen, daß das Übereinkommen über die Sklaverei, 
1926, besƟ mmt, daß zweckmäßige Maßnahmen ergriff en werden sollen, 
um zu verhüten, daß die Pfl icht- oder Zwangsarbeit der Sklaverei ähnliche 
Zustände herbeiführt, und daß das Zusätzliche Übereinkommen über die 
Abschaff ung der Sklaverei, des Sklavenhandels und sklavereiähnlicher Ein-
richtungen und Gepfl ogenheiten, 1956, die völlige Abschaff ung der Schuld-
knechtschaŌ  und der LeibeigenschaŌ  vorsieht,

• hat zur Kenntnis genommen, daß das Übereinkommen über den Lohnschutz, 
1949, besƟ mmt, daß der Lohn in regelmäßigen ZeitabschniƩ en gezahlt wer-
den muß, und Lohnzahlungsmethoden untersagt, die dem Arbeitnehmer in 
Wirklichkeit die Möglichkeit nehmen, sein Arbeitsverhältnis zu beenden,

• hat beschlossen, verschiedene weitere Anträge anzunehmen betreff end die 
Abschaff ung gewisser Formen der Zwangs- oder Pfl ichtarbeit, durch die eine 
Verletzung der Menschenrechte gegeben ist, auf die in der Charta der Ver-
einten NaƟ onen hingewiesen wird und die in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte verkündet werden, und
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• dabei besƟ mmt, daß diese Anträge die Form eines internaƟ onalen Überein-
kommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute, am 25. Juni 1957, das folgende Übereinkommen 
an, das als Übereinkommen über die Abschaff ung der Zwangsarbeit, 1957, be-
zeichnet wird.

ArƟ kel 1

Jedes Mitglied der InternaƟ onalen ArbeitsorganisaƟ on, das dieses Überein-
kommen raƟ fi ziert, verpfl ichtet sich, die Zwangs- oder Pfl ichtarbeit zu beseiƟ -
gen und in keiner Form zu verwenden

a) als MiƩ el poliƟ schen Zwanges oder poliƟ scher Erziehung oder als Strafe 
gegenüber Personen, die gewisse poliƟ sche Ansichten haben oder äußern 
oder die ihre ideologische GegnerschaŌ  gegen die bestehende poliƟ sche, 
soziale oder wirtschaŌ liche Ordnung bekunden;

b) als Methode der RekruƟ erung und Verwendung von ArbeitskräŌ en für 
 Zwecke der wirtschaŌ lichen Entwicklung;

c) als Maßnahme der Arbeitsdisziplin;

d) als Strafe für die Teilnahme an Streiks;

e) als Maßnahme rassischer, sozialer, naƟ onaler oder religiöser Diskriminie-
rung.

ArƟ kel 2

Jedes Mitglied der InternaƟ onalen ArbeitsorganisaƟ on, das dieses Überein-
kommen raƟ fi ziert, verpfl ichtet sich, wirksame Maßnahmen zur soforƟ gen 
und vollständigen Abschaff ung der in ArƟ kel 1 dieses Übereinkommens be-
zeichneten Zwangs- oder Pfl ichtarbeit zu ergreifen.

ArƟ kel 3

Die förmlichen RaƟ fi kaƟ onen dieses Übereinkommens sind dem Generaldi-
rektor des InternaƟ onalen Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen.

ArƟ kel 4

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder der InternaƟ ona-
len ArbeitsorganisaƟ on, deren RaƟ fi kaƟ on durch den Generaldirektor ein-
getragen ist.
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2. Es triƩ  in KraŌ  zwölf Monate nachdem die RaƟ fi kaƟ onen zweier Mitglieder 
durch den Generaldirektor eingetragen worden sind.

3. In der Folge triƩ  dieses Übereinkommen für jedes Mitglied zwölf Monate 
nach der Eintragung seiner RaƟ fi kaƟ on in KraŌ .

ArƟ kel 5

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen raƟ fi ziert hat, kann es nach Ab-
lauf von zehn Jahren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal in 
KraŌ  getreten ist, durch Anzeige an den Generaldirektor des InternaƟ ona-
len Arbeitsamtes kündigen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung triƩ  erst ein Jahr nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen raƟ fi ziert hat und innerhalb ei-
nes Jahres nach Ablauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes von 
zehn Jahren von dem in diesem ArƟ kel vorgesehenen Kündigungsrecht kei-
nen Gebrauch macht, bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkommen jeweils nach Ablauf 
eines Zeitraumes von zehn Jahren nach Maßgabe dieses ArƟ kels kündigen.

ArƟ kel 6

1. Der Generaldirektor des InternaƟ onalen Arbeitsamtes gibt allen Mitglie-
dern der InternaƟ onalen ArbeitsorganisaƟ on Kenntnis von der Eintragung 
aller RaƟ fi kaƟ onen und Kündigungen, die ihm von den Mitgliedern der Or-
ganisaƟ on mitgeteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der OrganisaƟ on, wenn er ihnen 
von der Eintragung der zweiten RaƟ fi kaƟ on, die ihm mitgeteilt wird, Kennt-
nis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam machen, in dem dieses Überein-
kommen in KraŌ  triƩ .

ArƟ kel 7

Der Generaldirektor des InternaƟ onalen Arbeitsamtes, übermiƩ elt dem Gene-
ralsekretär der Vereinten NaƟ onen zwecks Eintragung nach ArƟ kel 102 der Char-
ta der Vereinten NaƟ onen vollständige AuskünŌ e über alle von ihm nach Maßga-
be der vorausgehenden ArƟ kel eingetragenen RaƟ fi kaƟ onen und Kündigungen.

ArƟ kel 8

Der Verwaltungsrat des InternaƟ onalen Arbeitsamtes hat, sooŌ  er es für nö-
Ɵ g erachtet, der Allgemeinen Konferenz einen Bericht über die Durchführung 



183

DIE   ILOͳKONVENTION   105 ANHANG

dieses Übereinkommens zu erstaƩ en und zu prüfen, ob die Frage seiner gänzli-
chen oder teilweisen Abänderung auf die Tagesordnung der Konferenz gesetzt 
werden soll.

ArƟ kel 9

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkommen an, welches das vorlie-
gende Übereinkommen ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten folgende BesƟ mmungen:

 a) Die RaƟ fi kaƟ on des neugefaßten Übereinkommens durch ein Mitglied 
schließt ohne weiteres die soforƟ ge Kündigung des vorliegenden Über-
einkommens in sich ohne Rücksicht auf ArƟ kel 5, vorausgesetzt, daß das 
neugefaßte Übereinkommen in KraŌ  getreten ist.

 b) Vom Zeitpunkt des InkraŌ tretens des neugefaßten Übereinkommens an 
kann das vorliegende Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
raƟ fi ziert werden.

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkommen nach Form und Inhalt je-
denfalls in KraŌ  für die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen raƟ fi ziert haben.

ArƟ kel 10

Der französische und der englische Wortlaut dieses Übereinkommens sind in 
gleicher Weise maßgebend.
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Hinweise auf internaƟ onale Rechtstexte

ILO-Übereinkommen über Zwangs- oder Pfl ichtarbeit, 1930

Quelle: hƩ ps://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/
documents/normaƟ veinstrument/wcms_c029_de.htm

Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen

Angenommen vom Ersten Kongress der Vereinten NaƟ onen für Verbrechens-
verhütung und die Behandlung Straff älliger, Genf 1955, und gebilligt durch den 
WirtschaŌ s- und Sozialrat mit seinen ResoluƟ onen 663 C (XXIV) vom 31. Juli 
1957 und 2076 (LXII) vom 13. Mai 1977.

Quelle: hƩ ps://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/gefangene.pdf

KonvenƟ on zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, vom 
04.11.1950, zuletzt geändert durch Protokoll Nr. 14 vom 13.5.2004 m.W.v. 
1.6.2010

Quelle: hƩ ps://dejure.org/gesetze/MRK/4.html 

InternaƟ onaler Pakt über bürgerliche und poliƟ sche Rechte vom 19. Dezem-
ber 1966 (BGBl. 1973 II 1553)

Quelle: hƩ ps://www.insƟ tut-fuer-menschenrechte.de/fi leadmin/
user_upload/PDF-Dateien/Pakte_KonvenƟ onen/ICCPR/iccpr_de.pdf

ILO: Report of experts 1968

InternaƟ onal Labour Offi  ce. Forced Labour: General Survey on the Reports 
concerning the Forced Labour ConvenƟ on, 1930 (No.29), and the AboliƟ on of 
Forced Labour ConvenƟ on, 1957 (No.105). InternaƟ onal Labour Conference, 
52nd Session, 1968 (Geneva), Report of the commiƩ ee of experts.

Quelle: hƩ p://www.ilo.org/public/libdoc/ilo/P/09661/
09661(1968-52-III-4)173-252.pdf 

(nichtamtliche Übersetzung)

78. Zweitens muss die Arbeit aufgrund einer Verurteilung „vor Gericht“ ver-
hängt werden. Zwangsarbeit, die von Verwaltungs- oder anderen außerge-
richtlichen Stellen oder Behörden auferlegt wird, ist mit dem Übereinkom-
men nicht vereinbar. Mit der Festlegung einer gerichtlichen Entscheidung 
zielte das Übereinkommen darauf ab, die Verhängung von Strafarbeit zu ge-
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währleisten, sofern (unless) die GaranƟ en, die in den von der Völkergemein-
schaŌ  anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätzen festgelegt sind eingehal-
ten werden, wie die Unschuldsvermutung, die Gleichheit vor dem Gesetz, die 
Ordnungsmäßigkeit und Unparteilichkeit der Gerichte, die für die Verteidi-
gung erforderlichen GaranƟ en, das Rückwirkungsverbot und klare Defi niƟ on 
des Strafrechts.
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Vergessene Kinder? Die Nachkommen poliƟ sch Verfolgter. Beiträge zum 
UOKG-Kongress am 3. November 2018. Hrsg.: Union der Opferverbände kom-
munisƟ scher GewaltherrschaŌ , Berlin 2018.

Kleine Brötchen oder großer Wurf? Wo stehen wir bei der Aufarbeitung von 
SED-Unrecht? Erreichtes – Defi zite – PerspekƟ ven. Beiträge zum UOKG-Kon-
gress am 9. September 2017. Hrsg.: Union der Opferverbände kommunisƟ -
scher GewaltherrschaŌ , Berlin 2017.

25 Jahre Union der Opferverbände KommunisƟ scher GewaltherrschaŌ  – 
Festveranstaltung am 15. Februar 2017. Hrsg.: Union der Opferverbände kom-
munisƟ scher GewaltherrschaŌ , Berlin 2017.

Wege zu einer verbesserten Begutachtung von Opfern der HaŌ  und Repres-
sion während der SED-Diktatur. UOKG-Kongress am 8. Oktober 2016. Hrsg. 
Union der Opferverbände kommunisƟ scher GewaltherrschaŌ , Berlin 2016.

Verdrängter Terror. SowjeƟ sche Spezial- und Internierungslager nach 1945 
in Deutschland. 70 Jahre danach. Beiträge zum UOKG-Kongress am 10. Okto-
ber 2015 in der GedenkstäƩ e Berliner Mauer. Hrsg.: Union der Opferverbände 
kommunisƟ scher GewaltherrschaŌ , Berlin 2015.

Entrückte Biografi en – PoliƟ sch angeordneter Kindesentzug im Unrechts-
staat DDR. UOKG-Kongress am 7. November 2015 in Berlin. Hrsg.: Union der 
Opferverbände kommunisƟ scher GewaltherrschaŌ , Berlin 2015.

„Ein Licht der Hoff nung und des Anstands“ – Formen des Widerstandes und 
der OpposiƟ on: 20. Juli 1944 und Friedliche RevoluƟ on 1989“ Beiträge zum 
UOKG-Kongress am 15. November 2014. Hrsg.: Union der Opferverbände 
kommunisƟ scher GewaltherrschaŌ , Berlin 2014.

ChrisƟ an Sachse/Melanie Dore: Erinnern, Gedenken und Mahnen. Zur Dis-
kussion über ein zentrales Mahnmal für die Opfer der kommunisƟ schen Ge-
waltherrschaŌ  in Deutschland. Im AuŌ rag der IniƟ aƟ ve „Mahnmal“ der UOKG 
herausgegeben. Berlin, den 18. Dezember 2014.
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Wenig bekannte Abkürzungen
BIP BruƩ oinlandsprodukt

BKM Staatsministerin für Kultur und Medien, auch: Staatsministerium

COOP SupermarktkeƩ e

COVID Grippe-Epidemie im Jahr 2020

ELMO VEB Elektromotorenwerk (Elmo) Dessau (DDR)

EOS Erweiterte Oberschule (entspricht dem Gymnasium im heuƟ gen 
Deutschland)

ESDA „Erzgebirgische Strümpfe für Damen“, VEB StrumpŅ ombinat Esda 
Thalheim

GULAG Glawnoje Uprawlenije Lagerej; Hauptverwaltung der Strafl ager in 
der Sowjetunion

GUS GemeinschaŌ  Unabhängiger Staaten, NachfolgeorganisaƟ on der 
Sowjetunion

IGFM InternaƟ onale GesellschaŌ  für Menschenrechte

ILO InternaƟ onale ArbeitsorganisaƟ on, UnterorganisaƟ on der Verein-
ten NaƟ onen

KSZE Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 
 blockübergreifendes Gremium zur Zeit des Kalten Krieges

LMBV Lausitzer und MiƩ eldeutsche Bergbau-VerwaltungsgesellschaŌ  
mbH

MEWA VVB (Vereinigung Volkseigener Betriebe) Metallwaren

MIBRAG MiƩ eldeutsche BraunkohlengesellschaŌ  mbH

MRZ Menschenrechtszentrum CoƩ bus

MTA Medizinisch-technische AssistenƟ n

NRO NichtregierungsorganisaƟ on (entspricht engl. NGO)

ORWO Markenname der DDR-Filmindustrie: Original Wolfen.

PDS Partei des DemokraƟ schen Sozialismus, Nachfolgerin der SED)

PGH ProdukƟ onsgenossenschaŌ  des Handwerks
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PMO Parteien und MassenorganisaƟ onen, steht symbolisch oŌ  für 
 Gelder, die von DDR-OrganisaƟ onen illegal ins Ausland verschoben 
wurden und heute der GesellschaŌ  zur Verfügung gestellt werden 
sollen.

POS Allgemeinbildende Polytechnische Oberschule, entspricht etwa 
der Grund- und MiƩ elstufe 1. bis 10. Klasse)

RAW Reichsbahn-Ausbesserungswerk, Teilbetrieb der Deutschen 
Reichsbahn der DDR

SBZ SowjeƟ sch Besetzte Zone

SED SozialisƟ sche Einheitspartei Deutschlands

SPRELA VEB, Firmenname für den Hersteller von Sprelacart 
(Akronym aus Spremberg, Laminat, Carton)

VEB Volkseigener Betrieb






